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Die gewohnte Schilderung der Redak- 
tions-Speisekarte entfällt diesmal. Nicht 
etwa deshalb, weil wir hier nichts zu 
essen kriegen, wir verraten bloß nicht, 
was. Den Spruch, wonach zuerst das 
Fressen und dann die Moral kommt, ha- 
ben wir kurzerhand umgedreht und kom- 
men Euch gleich moralisch. Zumindest 
hatten wir das vor: Wir wollten Euch 
ultimativ auffordern, endlich Euer Schwei- 
gen zu brechen, uns zu sagen, was Ihran 
der randschau schräg, völlig daneben 
oder aber genial findet. Gemeinerweise 
habt Ihr uns den Wind aus den Segeln 
genommen: Als hättet Ihr das drohende 
Donnerwetter geahnt, erreichten uns für 
diese Ausgabe gleich stapelweise inhalt- 
liche LeserInnenbriefe. Was wiederum 
beweist, daß auch diese Zeitschrift die 
LeserInnen hat, die sie verdient. 
* 

Was wir selber von der randschau halten 
und was wir mit diesem Projekt verbin- 
den, versuchten wir anläßlich eines 
redaktionsinternen round-table-Ge- 
sprächs zu klären, das wir in diesem Heft 
auszugsweise abdrucken. Dabei kreiste 
die Diskussion immer wieder um unser 
Selbstverständnis als Organ einer Bewe- 
gung, von der wir selber nicht so genau 
wissen, ob es sie überhaupt noch gibt. Da 
eine Bewegungszeitung ohne Bewegung 
ungefähr so viel Sinn macht wie ein Me- 
gaphon, in das niemand hineinspricht, 
wollen wir uns an der Suche nach diesem 
obskuren Objekt der Begierde beteiligen. 
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‚Dietmar Kieß 
Wie selbstbestimmtes Leben 
nach Jena kam...... 


Corina Zondhhsiihns Rösch 
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eigene Selbstbestimmung ......S. 19 
Theresia Adlfinger 

Forum “Arbeit 
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Birgit Stenger 


Kann es in Berlin eine Alternative 
zu den “Ambulanten Diensten’ 
geben? ......unssmeninesssssernnunsen BE 0 


‚Gleichstellungsvorschriften ..... 


Die randschau unterstützt deshalb den 
KrüppellnnenRATschlag 95, von dem 
wir hoffen, daß er der unabhängigen 
Behindertenbewegung auf die Sprünge 
hilft. Näheres zu dieser Veranstaltung 
{mit randschau-Geburtstagsfete!) in die- 
sem Heft. 

* 
Manchmal sind wir über die durchschla- 
gende Wirkung unserer Zeitschrift doch 
überrascht. Nur wenige Wochen, nach- 
dem die Vorzeigefiguren der “Aktion Sor- 
genkind”, Wum und Wendelin, exclusiv 
für die randschau ihr Mißfallen an der 
Spendensammelei zum Ausdruck brach- 
ten, wurden sie vom ZDF wegen man- 
gelnder Loyalität ihrer Ämter enihoben, 
Schön für die beiden, weniger schön für 
diejenigen Behinderten, die jetzt nach 
Ankündigung des ZDF als Maskottchen 
für die Werbespots herhalten müssen. 

%* 
randschau-Redakteurin Ulrike Lux legt 
Wert auf die Fesistellung, daß sie die 
letzte Ausgabe zwar keinesfalls vollkom- 
men ungenießbar findet, aber trotzdem 
nicht presserechtlich verantwortlich zeich- 
net. Also aufgepaßt: Gegendarstellun- 
gen, Verleumdungsklagen und Morddro- 
hungen sind form- und fristgerecht an 
Thomas Schmidt zu richten (Adresse sie- 
he Impressum). Der war's nämlich! 

* 
Eine Kontroverse in der Redaktion ent- 
zündete sich am Abdruck der Prozeß- 
termine von Birgit Hogefeld im Magazin 
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der letzten Ausgabe. Dabei ging es nicht 
nur um die Tatsache, daß die Meldung 
vorher nicht in der Redaktion abgespro- 
chen worden war. Das kommt öfter vor 
und ist bei den chaotischen Produktions- 
bedingungen fast unvermeidlich. Politi- 
scher Streitpunkt ist, ob wir das Interesse 
an diesem Prozeß als selbstverständlich 
voraussetzen, oder ob eine redaktionelle 
Erklärung notwendig gewesen wäre, was 
dieses Thema in einer behinderten- 
politischen Zeitschrift zu suchen hat. 
%* 

Die von uns für Anfang des Jahres ange- 
dachte große gesellschaftliche Umwäl- 
zung (vgl. Nr. 4/94) haben wir aufgrund 
allgemeiner Ermüdung und Konzeptions- 
losigkeit kurzfristig zu einem Katerfrüh- 
stück umgewandelt. Also sitzen hier auch 
weiterhin vereinzelte, entfremdete, aus- 
gebeutete und sich selbst ausbeutende 
Individuen vor ihren Computern (immer- 
hin sind es immer noch unsere Computer 
- dank ausgebliebener Vergesellschaf- 
tung der Produktionsmittel) und mühen 
sich redlich. Und doch tun wir auch wei- 
terhin unser Bestes, um die gesämt- 
gesellschaftliche Perspektive mit den 
tagespolitischen Forderungen unter ei- 
nen Hut zu bringen, etwa nach der Devi- 
se: “Gegen Faschismus und grünen Pfeil 
- keine Vorfahrt für Rechtsabbieger!”. In 
diesem Sinne. 
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Nicht ganz einfach: Die Sache mit 
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Gabi Hanna 
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die randschau Nr. 2/95: 
| Schwerpunktthema 


mung und Selbstbestimmung 


= Therapie und Ästhetik 


und vieles andere mehr. 
Zuschriften bitte an: 


Was macht das Thema Therapie so schwierig? Was hat Therapie mit 
unserer politischen Arbeit zu tun? Wir haben uns von der therapeutischen 
Ideologie gelöst, emanzipiert, so lautet eine These. War es nicht diese | 
therapeutische Ideologie, das Dogma der lebenslangen Rehabilitationsbe- 
dürftigkeit, die - neben der Aussonderung und Ausgrenzung - Ausgangs- 
punkt unseres Protestes und unserer Emanzipation als behinderte Men- 
schen war? Welchen Stellenwert hat „Therapie“ heute für uns? | 


Wir suchen noch Beiträge und Fotos! Mögliche Themen können sein: 
» Die Qual der Wahl? Therapie im Spannungsfeld zwischen Fremdbestim- 


= Hilfsmittel - Therapiewerkzeuge, Mitte! zum Zweck oder Statussymbol? 
> Was denken behinderte Kinder heute zum Thema Therapie? 
>» Das Geschäft mit der Hoffnung - Therapie um jeden Preis? 

 » therapeutische Biographie und Selbstbild 


=» Behinderung und Psychotherapie - eigene Wege in Sicht? 


Ulrike Lux Wilhelmshöher Allee 24, 34117 Kassel, Tel. 0561-77 69 15 


„Therapie - Zwischen Hoffnung und Albtraum“ 


Aurrur zum 5. maı 1995 


Wie in den vergangenen Jahren soll der 
5. Mai wieder ein europaweiter Protest- 
tag für die Gleichstellung behinderter 
Menschen werden. Die Aktivitäten hän- 
gen natürlich von den Leuten vor Ort ab, 
der Phantasie sind keine Grenzen ge- 
setzt: Demonstrationen, Tagungen, Po- 
diumsdiskussionen mit PolitikerInnen, 
Informationsveranstaltungen, Infostände, 
gezielte Öffentlichkeitsarbeit .... . Das 
Kasseler Koordinationskommittee wird 
wieder die Gesamtkoordinierung über- 
nehmen. Dazu ist es wichtig, spätestens 
bis zum 31. März 95 mitzuteilen, was 
wann wo stattfindet undwer Ansprech- 
partnerln für die Presse ist. 
Rückmeldungen und Fragen an: 
Initiativkreis Gleichstellung Behinder- 
ter c/o ISL e.V., Werner-Hilfpert-Str. 8, 
34117 Kassel. Tel. 0561/713811 Fax: 
0561/713132 

Spendenaufdas Konto: Gleichstellungs- 
fond c/o fab e.V., Kto.Nr. 61 978 
Stadtsparkasse Kassel, BLZ 520 501 51 


NETZWERK BEHINDERTER 


FRAUEN GEGRÜNDET 


"Wir nehmen unsere Angelegenheiten 
selbst in die Hand. Am 12. November 
1994 haben etwa 50 behinderte Frauen 
aus ganz Niedersachsen ein Netzwerk 
gegründet und sich somit endlich eine 
eigene Lobby geschaffen. Nach Hessen 
und Nordrhein-Westfalen machen wir 
Frauen mit Handicaps verstärkt auf uns 
aufmerksam. ... Jede behinderte Frau ist 
bei uns herzlich willkommen. Laßt uns 
ein Netzwerk knüpfen.” 

Arbeits- und Arbeitsschwerpunkte sind: 
1. Arbeit und Ausbildung. 2. Offentlich- 
keitsarbeit. 3. die Lage behinderter Müt- 
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ter oder der Mütter behinderter Kinder. 
Heidi Kahle c/o Renee Krebs-Rüb beim 
Büro des Behindertenbeauftragten des 
Landes Niedersachsen, Tel. 0511-120/ 
453, am besten vormittags. 
Anmerkung der Redaktion: 

Die Gründung des Netzwerkes behinder- 
ter Frauen in Berlin ist fürden 11. März 95 
geplant. Darüber werden wir in der näch- 
sten Nummer berichten. 


ZsL Maınz 


ERHIELT FÖRDERPREIS 


Für seine vielfältigen modellhaften und 
zukunftsweisenden Aktivitäten hat das 
Mainzer Zentrum für selbstbestimmtes 
Leben den mit 4000 DM dotierten “Förder- 
preis zum selbstbestimmten Leben Be- 
hinderter" 1994 erhalten. Der Preis wird 
jährlich vom Förderfonds zum selbst- 
bestimmten Leben Behinderter für be- 
sondere Leistungen zur Unterstützung 
behinderter Menschen durch von ihnen 
selbst betriebene Initiativen vergeben. 
Das ZSL habe erheblich dazu beigetra- 
gen, daß Mainz sich zunehmend zu einer 
behindertenfreundlicheren Stadt entwick- 
le, hieß es in den Glückwünschen. 
Weitere Mittel erhielten das ZSL Hanno- 
ver, der Verbund behinderter Ärbeitge- 
beriInnen München, das Institut für syste- 
mische Beratung Behinderter Trebel, die 
Arbeitsgemeinschaft selbstbestimmt Le- 
ben Berlin und das Bildungs- und 
Beratungszentrum für behinderte Frauen 
Heidelberg. 


Bizeps UmGEzoGENn 


Neue Adresse: Kaiserstr. 55/3. Stock/4da, 
1070 Wien. 

Telefon: 523 89 21, Fax: 522 03 49. 
Mo. bis Do. 10.00 bis 16.00 Uhr. 
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BIFOS-HALBJAHRES- 


PPprocramm 95 

Im Veranstaltungsprogramm für das er- 
ste Halbjahr 1995 geht es um Themen 
wie: * Wie leite ich eine Gruppe? * Ge- 
schlecht behindert: behinderte Frauen/ 
Männer in dieser Gesellschaft * Orga- 
nisations- und Mitarbeiterlnnenmanage- 
ment oder Peer Counseler-Ausbildung. 

bifos e.V, (Bildungs- und Forschungs- 
institut zum selbstbestimmten Leben 
Behinderter), Werner-Hilpert-Str. 8, 
34117 Kassel, Tel, 0561/71 33 87, Fax 
71 31 32. 

Das Programm ist für Blinde und 
Sehbehinderte auf Kassette erhältlich. 


BROSCHÜRE: AUTONOM LEBEN 


1984 bis 1994. Zehn Jahre Autonom 
Leben. Ein interessanter Überblick über 
die Geschichte des Projektes, von dem 
es heißt, es sei das Salz in der Hambur- 
ger Suppe {vgl. auch den Artikel in dieser 
Nummer). 

Autonom Leben. Eulenstr. 74, 22763 
Hamburg. Tel. 39 25 55/39 66 31. 


E.COLI-BRI JETZT 


Aur Kassette 

Es ist zwar noch nicht ganz klar, wie es 
weitergeht mit der E.coli-bri (Materialien 
gegen Bevölkerungspolitik und Gentech- 
nologie), dafür gibt es sie aber auf Kas- 
sette, Ab der letzten Nummer 9/10 vom 
Juni 94, mit einem sehr lesenswerten 
Artikel zum Ideal der Selbstbestimmung. 
Heft wie Kassette kosten jeweils 10 DM 
und können angefordert werden c/o 
Bleicherstr. 2, 22767 Hamburg. Es kann 
mit dem Zusenden etwas dauern, bitte 
habt Geduld. 


“BEHINDERTE 
HocHSCHULABSOLVENTEN 


BERICHTEN” 

Unter dissem Titel ist die Dokumentation 
der Jahrestagung 1994 erhältlich. Die 
Broschüre kann kostenlos bei der 
Interessengemeinschaft behinderter Stu- 
dierender Berlin, c/o Martin Eisermann, 
Kochstr. 62, 10969 Berlin angefordert 
werden; als Broschüre in vergrößerter 
Schriftoder auf Diskette (word für windows 
2.0). Das Tagungsihema lautete: Arbeits- 
marktsituation behinderter Hochschul- 
absolventen”. 


REIHE: 


INTEGRATION IN DER PRAxis 


Heft 1 der Reihe, die vom niedersächsi- 
schen Behindertenbeauftragten Finke her- 
ausgegeben wird, liegt jetzt vor: Betreu- 
ung sprachbehinderter Kinder im inte- 
grativen Kindergarten. Eine Dokumen- 
tation der Arbeit in den Integrations- 
gruppen der Gemeinde Stuhr. 


BE 


NEU ERSCHIENEN 


und ebenfalls vom nds. Behindertenbeauf- 
tragen herausgegeben: Partizipations- 
möglichkeiten behinderter Menschen 
in Niedersachsen In der Selbstdarstel- 
lung kommunaler Verwaltungen. Ergeb- 
nisse einer Befragung bei 428 Kommu- 
nen. 

Beide Bände können angefordert werden 
beimBehindertenbeauftragten des Lan- 
des Niedersachsen, Postfach 141, 
30001 Hannover 


SOZIALHILFEBROSCHÜRE 


8. AuFLAGE 


Unter dem bekannten Motto “Sozialhilfe- 
empfänger werden behandelt wie der letzte 
Dreck” hat die Sozialhilfeberatung e.V. 
ihre Broschüre, jetzt gültig für Berlin und 
Brandenburg, neu bearbeitet und heraus- 
gegeben. Stand 1.10.1994. Pflichtlektüre 
für alle, die mit dem Sozialamt zu tun 
haben! 

Bestelladresse für Berlin: Soziale Bera- 
tung im Gesundheitszentrum Gropius- 
stadt, Lipschitzallee 20, 12351 Berlin, 
für Brandenburg: Sozialhilfeberatung 
e.V., Hauptstr. 15, 15926 Luckau. Preis: 
Sozialhilfeberechtigte u, Arbeitslose 8,- 
DM, sonst 14,- DM. Versand gegen Bar- 
geld oder Verrechnungsscheck. 


“BERLIN OHNE HINDERNISSE” 


Ein Kulturstadtführer, herausgegeben 
vom Berliner Behindertenverband. Ein 
Nachschlagewerk quer durch die Berliner 
Kultur für RollstuhlfaherInnen, geh- und 
Sehbehinderte und gehörlose Menschen. 
Ist nicht so groß, aber beinahe so schwer 
wie ein Telefonbuch. Die nächste Auflage 
soll im Mai 95 erscheinen. 

Für 10,- DM erhältlich direkt beim BBV, 
Märkisches Ufer 28, 10179 Berlin. Info- 
telefon 030/547 51 05, fax 274 13 95 


RAMPEN NACH Maß 


Um nicht immer draußen bleiben zu müs- 
sen, ging Bärbel Reichelt vom Berliner 
Spontanzusammenschluß Mobilität für 
Behinderte in die Offensive: Im Rahmen 
einer AB-Maßnahme und nach Bedarf 
werden mobile Handrampen aus Holz 
angefertigt; in der Regel für eine Stufe, 


Sonderanfertigungen sind auch für zwei 
Stufen möglich. Mit den mobilen Rampen 
kann man den DIN-Normen und sonsti- 
genhinderlichen Vorschriften ein Schnipp- 
chen schlagen: keine Baugenehmigung, 
keine amtlichen Bescheinigungen, keine 
bauliche Veränderung am Gebäude, und 
das Ganze kostet (in der einfachen Aus- 
fertigung) 100,- DM. 

Infos bei Bärbel Reichelt, Marienfelder 
Chaussee 159 B, 12349 Berlin. Tel. 742 
59 52 


HiLFSMITTELPOOL FÜR 
BEHINDERTE UND CHRONISCH 


KRANKE STUDIERENDE 


Wer kennt sie nicht, die manchmal end- 
los scheinende Wartezeit, bis über einen 
Hilfsmittelantrag entschieden wird - Mo- 
nate sind schon super, ein, zwei oder gar 
drei Jahre nicht selten. Und in der Zwi- 
schenzeit kann mann/frau sehen, wie er/ 
sie mit dem Studium zurechtkommt. Eine 
Überbrückung, die allerdings auch nur 
ein Notbehelf sein kann, bietet jetzt das 
Studentenwerk Berlin an. Im Rahmen 
eines mobilen und hochschulübergrei- 
fenden Hilfsmittelpools erhalten Studie- 
rende die Möglichkeit, eine begrenzte Zeit 
(bis zu einem Semester) über ein für sie 
wichtiges Hilfsmittel verfügen zu können. 
Potentielle AdressatInnen sind ca. 10.000 
behinderte und chronisch kranke Studie- 
rende in Berlin. Etwa ein Drittel ist im 
Studium erheblich beeinträchtigt. 

Die 200.000 DM Startkapital kommen 
besonders hör- und sehbehinderten bzw. 
blinden Studierenden zugute. Angeschafft 
wurden bisher Schreibtelefone und 
Mikroportanlagen, ein PC mit Braillezeile, 
Laptops mit Braillezeile, ein elektroni- 
sches Notebook {Blindenschreibmaschi- 
ne), ein Scanner mit Hörausgabe sowie 
ein Bildschirmlesegerät. 
Geschäftsführer Fink bezeichnet das An- 
gebcot als “Pionierleistung”, denn bisher 
wurden über das Studentenwerk nur 
Mikroportanlagen verliehen. Die Geräte 
können individuell ausgeliehen oder an 
öffentlich zugänglichen Orten (z.B. Bi- 
bliothek) aufgestellt werden. 

Infos und Anfragen c/o Marlies Blersch, 
Beratung für behinderte Studierende, 
Tel. 030/3112 311. 


SERVICE FÜR 


ALLE? 


Wer das öffentli- 
che Verkehrsnetz 
in Berlin nutzen 
will, mußschonmit 
starken Nervenaus- 
gestattet sein. Seit 
August 1990 sol- 
len ungefähr 350 
Mitarbeiter derIHS 
für Schutz, Sicher- 
heit und Hilfe aller 
Fahrgäste sorgen 
(ausgenommen die 
S-Bahn, da gelten 
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andere Zuständigkeiten). Dies umfaßt 
ausdrücklich auch behinderte Fahrgäste, 
mit und ohne Begleitung. In der Praxis 
läuft das jedoch nicht immer so reibungs- 
los ab, wie es sollte. Bettina Theben und 
Martin Eisermann nahmen eigene 
schlechte Erfahrungen mit dem IHS-Per- 
sonal zum Anlaß, der Sache auf den 
Grund zu gehen. Hier eine Zusammen- 
fassung ihrer Recherchen: 

* Die Mitarbeiter müssen grundsätz- 
lich in allen Situationen helfen. Das 
bedeutet z.B., blinde oder sehbehinderte 
Fahrgäste zum Ausgang, zu anderen Li- 
nien etc. zu begleiten; Gehbehinderten 
und Rollstuhlfahrern beim Umsteigen bzw. 
Eind- und Aussteigen behilflich zu sein 
oder Rollstuhlfahrer eine Treppe hochzu- 
tragen. 

* Die Hilfe hat sich nach der jeweiligen 
Situationm zu richten. Sie muß nicht 
unverzüglich erfolgen, wenn dem etwas 
anderes entgegensteht; wenn zum Bei- 
spiel zwei Männer für die Hilfe erforder- 
lich, aber nicht anwesend sind, ein Mitar- 
beiter aus gesundheitlichen Gründen nicht 
heben oder tragen darf oder eine 
Fahrkartenkontrolle stattfindet. 

* Ist. die Hilfeleistung nicht sofort möglich, 
kann entweder eine andere Streife ange- 
funkt werden, die innerhalb von fünf Mi- 
nuten verfügbar sein soll, oder der Fahr- 
gast wird gebeten zu warten, bis das 
Personal Zeit hat. 

* Da erforderliche Hilfeleistungen zu den 
Aufgaben des IHS-Personals gehören, 
ist es bei entsprechenden Tätigkeiten 
auch versichert. Eine persönliche Haf- 
tung ist - entgegen häufigen anderslau- 
tenden Behauptungen - nicht gegeben. 
* Die Mitarbeiter sind Über Pflichten und 
Versicherungsschutz unterrichtet. 

* Gleiches gilt für die BVG-Mitarbeiter. 
Zugabfertiger sind angehalten, auf Anfra- 
ge Hilfe durch die IHS anzufordern, Mitar- 
beiter der Fahrgastbetreuung (auf Bahn- 
höfen, mit Fahrerselbstabfertigung) sind 
angehalten zu helfen. Auch die Mitar- 
beiter der BVG sind dabei versichert. 
* Bei Zwischenfällen nach der Dienst- 
nummer fragen. Weigert sich der Mitar- 
beiter, sie zu nennen, Uhrzeit und Ort 
(Bahnsteig, Zwischendeck, Straße etc.) 
merken und notieren. Aufjeden Fall sollte 
eine schriftliche Beschwerde bei der BVG 
- als Dienstherr der IHS - erfolgen. 

Der Bereichsleiter (Bahnen) der IHS ist 
unter der Nummer 231 29 561/62 zu 
erreichen. Er kann den fraglichen Mitar- 
beiter ermitteln und ggf. abmahnen. 
Das Fazit von Bettina Theben und Martin 
Eisermann: "Wir können allen Betroffen 
nur raten, sich bei ähnlichen Erlebnissen, 
wie wir sie hatten, schriftlich zu beschwe- 
ren, denn nur auf diese Weise erhält die 
BVG Kenntnis, und es besteht die Mög- 
lichkeit der Betroffenen, auch öffentlich 
entsprechende Schritte gegen diese Pra- 
xis einzuleiten. Zugleich ist der Personen- 
und Objektschutz ein Bereich, in dem 
heftiger Wettbewerb herrscht, eine Firma 
wie die IHS kann sich 'schwarze Schafe’ 
nicht erlauben, da sie sonst in der Gefahr 
steht, daß die BVG ihren Vertrag nicht 
verlängert.” 
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“RÜücKWÄRTS LAUFEN 


Kann Icn Auch” 


Ein Film von Manfred Wolter. In der DDR 
gedreht, durfte aber nicht gezeigt werden: 
Katie, ein behinderten Mädchen, erkämpft 
sich gegen den Widerstand von Schullei- 
tung, Lehrerinnen und MitschülerInnen 
ihren Platz an der Regelschule und muß 
schließlich doch gehen. Immer wieder 
heißt es: Du bist einfach zu langsam. 

4, Mai 95, 18.00 Humboldt-Universität 
Berlin (im Rahmen der Aktionswoche, sie 
auch unter dates} 


FRAGWÜRDIGER FRAGEBOGEN 


Im Herbst 94 erfuhr die Fördergemein- 
schaft für Taubblinde e.V. von einem 
Fragebogen an Schulen bzw. Einrichtun- 
gen für taubblinde Kinder, der nach der 
akut- oder langzeit-psychiatrischen Be- 
handlungsbedürftigkeit fragt. Erhoben 
werden soll bzw. sollte die durchschnittli- 
che Zahl der akutbehandlungsbedürftigen 
Kinder und Jugendlichen und der psych- 
iatrisch akut behandlungsbedürftigen Er- 
wachsenen sowie die derzeit bekannte 
Zahl von langzeittherapeutisch behand- 
lungsbedürftigen Kindern, Jugendlichen 
und Erwachsenen inclusive deren Pro- 
gnose. 

Die Elternvertretung, die nicht informiert 
war, betont, daß eine Einschätzung des 
Krankheitswertes ihrer Kinder ausschließ- 
lich Sache der entsprechend ausgebilde- 
ten Ärzte ihres Vertrauens sei und medi- 
zinische Diagnostik/Behandlung auf je- 
den Fall von Eltern oder dazu Berechtig- 
ten genehmigt werden müsse. "Die Art 
des Vorgehens und der Inhalt des vorlie- 
genden Fragebogens erinnert fatal an 
den Beginn der Erfassung behinderter 
Menschen zur Vorbereitung der im 3. 
Reich durchgeführten Euthanasie bzw. 
Zwangssterilisation. Eine statistische Er- 
fassung der vorgenannten Sachverhalte 


rm 


VORSITZENDER DISTANZIERT SICH VON SEINER Basıs 


ist nicht erforderlich, vielmehr in der Zeit 
knapper werdender Mitte! für die Fürsor- 
ge und Bildung für behinderte Menschen 
eher kontraproduktiv und wird deshalb 
kategorisch abgelehnt.” Die Einrichtun- 
gen und Dienste wurden u.a. aufgefor- 
dert, sich von Inhalt und Vorgehen zu 
distanzieren und zu erklären, daß sich 
Derartiges nicht wiederholen wird. 

Die allerdings fühlen sich unschuldig: "Die- 
se Bemühungen mit Aktionen im 3. Reich 
in Verbindung zu bringen, läßt eine auch 
im politischen Leben immer wieder zu 
beobachtende Absicht erkennen, einer 
Person oder einem Personenkreis Scha- 
den zuzufügen und übel nachzureden. ... 
Es kann nicht Aufgabe und Ziel der 
(Fördergemeinschaftfür Taubblinde) sein, 
Zensuren hinsichtlich Kompetenz und Fä- 
higkeit der Amtsinhaber zu verteilen.” Na 
bitte, dann ist ja alles klar, jedenfalls für 
die Amtsinhaber (aus TAUBBLIND, Infor- 
mationen der Fördergemeinschaft für 
Taubblinde e.V., Ausgabe IV/94). 


PROTEST GEGEN 


“Top AUF VERLANGEN” 


Am 14. Dezember 94 strahlte N3 den Film 
“Tod auf Verlangen” aus. Neben vielen 
anderen, die im Vorfeld der Sendung 
gegen die Ausstrahlung protestiert hat- 
ten, erklärt auch der Hamburger Arbeits- 
kreis gegen Selektion und Bevölkerungs- 
politik seinen Protest: Unter Bezug auf 
den NS-Film “Ich klage an” heißt es, die 
Anlalogie zwischen beiden Filmen sei 
unverkennbar. Aber "Tod auf Verlangen” 
“geht noch einen Schritt weiter und er- 
setzt die Methode Spielfilm durch Doku- 
mentation einer real stattfindenden Tö- 
tung.... Die Tötung eines Menschen vor 
laufender Kamera nimmt der sterbenden 
Person in jedem Fall ihre Würde und 
macht sie zum Objekt - auch wenn, wie in 
diesem Film, der Mensch damit einver- 


Dakann ein Vorsitzender (inzwischen nur noch EX) schon ins Schwitzen kommen, wenn 
die Basis es wagt, eigene Wege zu gehen. Bernd Wünsch - Vorsitzender, gleichzeitig 
Geschäftsführer, mit Mitteln der Hauptfürsorgestelle gefördert und schließlich als Jurist 
beim Berliner Behinderten-Verband angestellt- hates fertiggebracht, sich beiöffentlichen 
Stellen für seine Basis zu entschuldigen: Diese nämlich war so dreist gewesen, sich 
schriftlich beim BezirksbürgermeistervonLichtenberg, Mucha, zubeschweren, über das 
für RollstuhlfahrerInnen unzugängliche Sozialamt inder Kowalkestraße. “Mit Bestürzung" 
habe er von dem Protestschreiben Kenntnis genommen, schreibt nun Wünsch an Mucha 
am 2.1.95 und distanziert sich "entschieden davon’. Während seiner Amtszeit als 
Vorsitzender des Verbandes seien seine Mitarbeiter underbemüht gewesen, "auftretende 
Probleme in konstruktiver Zusammenarbeit mit den öffentlichen Dienststellen zu lösen. 
(...) Herr... hatweder die demokratischen Spielregeln beachtet, noch isterbemüht, sich 
sachkundig zu machen, um gemeinsam mit dem Bezirksamt Lichtenberg ... die von ihm 
aufgezeigten Schwierigkeiten zu lösen. Das Fehlverhalten des Herrn... bitte ich vielmals 
zu entschuldigen.” Nichtgenug, daß Wünsch dies an Mucha schreibt, Kopien gehenandie 
Senatorin für Soziales, Stahmer, die Landesbeauftragte von Berlin, Grützmann, die 
Sozialstadträtinvon Lichtenberg, Homfeld und den LichtenbergerBehindertenbeauftragten, 
Wiegand. 

Dieser Vorfall allein führte sicher nieht zum Mißtrauensantrag gegen den solcherart auf 
Abwege geratenen Vorsitzenden. Nichtsdestotrotz zeigte ihm die Basis endlich die rote 
Karte. Auf eineraußerordentlichen Mitgliederversammlung trat Wünsch als Vorsitzender 
und Geschäftsführer des BBV zurück - obwohl er bereits eine Woche vorher per 
Gerichtsbeschluß ausgeschlossen worden war. Nunja, doppelt hältvielleichtbesser. Nun 
müssen sich die Mitglieder nur noch überlegen, ob sie sich denn weiterhin von Wünsch 
anwaltlich beraten lassen wollen, denn angestellt ist er immer noch (vgl. BERLIN KON- 
KRET 2/95, 5.9). 
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— RATE Te ra 


Dipl.-Psych. L. Sandfort 
Nenitzer Straße 16 
29494 Trebel 

Tel.: (05848) 13 68 


Institut für systemische 
Beratung Behinderter e.V. 


Einladung zum Seminar 
Wunde.r.punkte 
Eine kulturelle Landpartie 


Jedes Jahr zwischen Himmelfahrt und 
Pfingsten entwickelt sich die sowieso 
schon prächtige Kulturlanschaft im 
Wendland zu einer weit über die Regi- 
on hinaus bekannten Hochblüte. Unter 
dem Thema "Wunde.r.punkte" bieten 
Künstlerinnen und Künstler verschie- 
dene Exponate an. 

ı Wir werden 1995 die Aktionen des 
Programmes nicht nur kennenlernen, 
sondern überlegen, in welcher Art wir 
uns '96 selbst beteiligen können. Wer 
Interesse zeigt, sich selbst sinnlich 
erfahrbar zu machen, ist hier als 
Künsterln eingeladen. Das Das Tref- 
fen soll nur Anfang einer späteren Äus- 
arbeitung sein. | 
24, bis 28. Mai 95 - 200,- DM 


| 


Alle Seminare nur für Behinderte (+ 
Assistenz), Paare, Angehörige 


standen war, daß seine Tötung gefilmt 
wird.” Zusammen mit Anti-Euthansie- 
Gruppen legten Mitglieder von "Autonom 
Leben” für eine Zeit lang das NDR-Live- 
magazin DAS lahm und protestierten vor 
laufender Kamera, Auch ein Polizei-Ein- 
satz konnte die Störung nicht verhindern. 
Nichtsdestotrotz besteht von Fernseh- 
anstalten aus aller Welt eine rege Nach- 
frage nach dem Filn. Auch SWF und 
WDR bekundeten Interesse. Im Novem- 
ber 94 wurde “Tod auf Verlangen” außer 
in den Niederlanden bereits in Norwegen, 
Österreich, Japan und Belgien gesendet. 


ERFOLGREICHER WIDERSTAND 


Die 4. Klasse der Grundschule Bremen- 
Grolland hat es geschafft. Nach zahlrei- 
chen Protestaktionen, bis hin zu falschen 
Fünfern und Sechern, wird ihre Klasse 
mit behinderten und nichtbehinderten 
Schülerinnen nun doch nicht getrennt 
{die randschau berichtete darüber). Die 
Kinder können nun gemeinsam in die 
Orientierungsstufe wechseln. Ein Drittel 
der notwendigen Gelder soll durch Spen- 
den aufgebracht werden. 


Symrosıum 


"BEHINDERTE LIEBE" 


findet am 10. Juni 95 von 10. bis 20.00 
Uhr im Raschplatzpavillion Hannover 
statt. Info und Anmeldung: Büro des 
Behindertenbeauftragten, Nschs., Renge 
Krebs-Rüb, Postfach 141, 30001 Hanno- 
ver, Tel.: 0511/120-453 
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'die randschau' hat Geburtstag. Wir befinden uns mit dieser Ausgabe im zehnten Jahrgang. 
Grund genug zu gucken, wo wir heute stehen und wo wir künftig hinwollen. Um eine Annäherung 
bemüht, haben wir einen der Gründer der 'randschau' gebeten, uns ein paar Fragen zu 
beantworten. Die Antworten die uns Lothar Sandfort dabei ins Poesiealbum schrieb, sind 
nebenstehend zu finden. 

Aber auch die Redaktion hat sich bemüht, eigenes beizutragen: Beim Redaktionswochenende 
haben wir über unser Verhältnis zu dem was da vierteljährlich von uns produziert wird, reflektiert. 
Herausgekommen ist ein Round-table-Gespräch, das wir leicht gekürzt ebenfalls wiedergeben. 
Geschenke, Kleingeld und Grußkarten zum Jubiläumsjahr nimmt immer noch jede Redaktions- 
adresse entgegen. In diesem Sinne: Viel Spaß beim Lesen! 
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Ein Blick zurück, 
einer nach vorn 


Lothar Sandfort, Mitbegründer der 
'randschau', zum Zehnjährigen 


Wie ist die Entstehung der ‘die rand- 
schau’ aus Deiner Sicht zustande- 
gekommen und wie hat sie sich ent- 
wickelt? 


Da muß ich ein wenig zu den Ursprüngen 
der Bewegung ausschweifen. Ende der 
siebziger Jahre erschienen erstmals die 
beiden Zeitschriften der damals neu ent- 
stehenden emanzipatorischen Behinder- 
tenbewegung: unsere ‘Luftpumpe' und 
die 'Krüppelzeitung' der Krüppelgruppen. 
Die Frage der Zusammenarbeit mit Nicht- 
behinderten hatte die junge Bewegung 
schon bald in zwei Lager geteilt - bis zur 
Spaltung. Die beiden Zeitungen lassen 
sich den Lagern zuordnen. Wir, die ‘Luft- 
Pumpe’, wir kamen aus der Tradition der 
‘Clubs Behinderter und ihrer Freunde’, 
die uns aber zu unpolitisch geworden 
waren. Deren Bundesgeschäftsstelle in 
Mainz diente damals schon - nach meiner 
Einschätzung - brav angepasst nur noch 
zur beruflichen Absicherung von Walter- 
Maria Schubert und den nichtbehinderten 
Hauptamitlichen der BAGG-Macherinnen 
und Macher. Wir vertraten den frecheren 
Standpunkt, der sich ähnlich in der VHS- 
Gruppe um Gusti Steiner und Ernst Klee 
entwickelte, Uns fehlte aber die heiße 
Wut, die die Arbeit der Krüppelgruppen 
so beeindruckendinspirierte. Mit den Jah- 
ren näherten sich die Lager wieder an. 
Ende der achtziger Jahre konnte man von 
einer faktischen Vereinigung sprechen. 
Wir wurden radikaler, die anderen tole- 
ranter. Die Kräfte der getrennten Lager 
ließen zudem nach, was die Konzentrati- 
on forderte. Genau wie in den Redaktio- 
nen von 'Luftpumpe’ und ‘'Krüppelzeitung'. 
So entstand das gemeinsame Projekt 'die 
randschau’. Produktionsort wurde bzw. 
blieb Köln. 


Nun, die Kräfte ließen weiter nach - auch 
meine. Inzwischen hatte ich selbst eine 
Familie und mußte mein Leben sicherer 
gestalten. Außerdem hatte ich nach mehr 
als 12 Jahren Zeitungsarbeit keine Ideen 
mehr. Von mir ging auf die Zeitung keine 
Inspiration mehr aus. Auf meine Ankün- 
digung hin, mich zurückziehen zu wollen, 
gab es zwei Übernahmeinteressen. Ihr 
wart interessiert und Franz Christoph. Er 
hatte zwar - wie immer - gute Ideen, aber 
kein Konzept. Eine dauerhafte und inter- 
essante Überlebenschance gab es durch 
Euch, was sich ja auch bewahrheitet hat. 


Welches sind die Vorteile und Mög- 
lichkeiten von 'Bewegungszeitschrif- 
ten' wie der 'randschau'? 
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‘die randschau’ istohne Zweifel ein schon 
heute geschichtsträchtiges Projekt. Die 
Behindertenbewegung ist nach wie vor 
Avantgarde, ihre Zeitung ‘Szene-Blatt. 
Die Frauenbewegung in Deutschland hat 
mehr als hundert Jahre gebraucht - von 
den ersten lokalorganisierten Frauenver- 
einen im Zuge der Revolution von 1848 
über den ‘Allgemeinen Deutschen Frauen- 
verein’ (1865) bis zur ‘Neuen Frauenbe- 
wegung' nach 1968. Eine von behinder- 
ten Menschen getragene emanzipatori- 
sche Massenbewegung braucht vielleicht 
ebenfalls viele Jahrzehnte Pionierarbeit. 
Ich bin mir aber sicher, daß für den dann 
einsetzenden historischen Rückblick 
‘Krüppelzeitung', 'Luftpumpe’ und 'rand- 
schau’- gemäß dem proportionalen gesell- 
schaftlichen Verhältnis - ähnliche Bedeu- 
tung haben wird, wie etwa die ‘Frauen- 
Zeitschrift' von Louise Otto von 1848 oder 
die ‘Gleichheit’ von Clara Zetkin. 

‘die randschau’ ist ein lebendiges Doku- 
ment und hält gleichzeitig die emanzipa- 
torischen Pioniere zusammen. Sie moti- 
viert zu neuem Engagement, indem sie 
von bestehendem Engagement berich- 
tet. Das sind ihre herausragenden Aufga- 
ben. 


Was sind aus Deiner Sicht die größten 
Mankos der 'randschau' ? In welchen 
Bereichen sollte sie weiterentwickelt 
werden? 


Nach wie vor ist es echte Arbeit 'die 
randschau’ zu lesen. Das Durcharbeiten- 
müssen vergrault sicher viele Interessier- 
te. Zu meiner Zeit war die Rubrik ‘'Maga- 
zin’ mit ihren vielen kurzen Nachrichten 
und Hinweisen wohl der meistgelesene 
Zeitungsteil. Die Artikel müßten - meiner 
Meinung nach - kürzer und das Heft von 
der Themenauswahl vielseitiger sein. Wir 
hatten früher immer die Sorge, die Auto- 
ren und Autorinnen würden nicht mehr für 
uns schreiben, wenn wir ihre beiträge 
kürzen. Vielleicht ist das ja bei Euch auch 
so. Wir haben den Fehler gemacht, daß 
Text immer vor Illustration kam. Vielleicht 
wäre eine ausgewogenere Verteilung sinn- 
voll. Ich ganz persönlich wünsche mir 
noch mehr persönliche Situations- und 
Lebensbeschreibungen. Zudem: Mich stö- 
ren beim Lesen Artikel, die - wie schon zu 
meiner Zeit - nicht Korrektur gelesen sind. 
Das sind aber im Vergleich zum Nutzen 
und zum Interesse, mit dem ich die Zei- 
tung lese, Kleinigkeiten. 


Die Bewegung verändert sich, wird 
z.T. professioneller, etablierter und 
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strukturierter. Wie kann eine Be- 
wegungszeitschrift darauf an- 
gemessen reagieren? 


Es werden sich auch wieder 
autonomere, wildere Gruppen bil- 
den. Wenn die Berichterstattung 
vielseitig bleibt und tolerant gegen 
dogmatische Heilsverkündigungen 
und ohne Inquisitionen, ist das 
angemessen. Neue und alte Strö- 
mungen sollten unzensiert Platz 
bekommen, wenn auch nicht unbe- 
schränkt. Vielleicht können einzel- 
ne Seiten ganz übertragen wer- 
den. Die Selbstbestimmt-Leben-Initiati- 
ven zum Beispie! geben das Info-Blatt 
‘"Selbstbestimmt-Leben-konkret’ heraus. 
Warum übernehmen die nicht 4 Seiten 
der randschau, die sie eigenständig ge- 
stalten. Das spart Geld und Kräfte und 
dient der Vielseitigkeit. Vielleicht könnte 
so auch eine Zusammenarbeit mit der 
(ostdeutschen) ‘Stütze’ mal möglich sein. 
Bei deren Herausgeber werden die feh- 
lenden finanziellen Mittel auf Dauer auch 
Veränderungen in der Präsentation er- 
zwingen. Innerhalb einer solchen Zusam- 
menarbeit können die Einzelredaktionen 
- falls nötig oder möglich - wieder ausein- 
andergehen. 


'die randschau' wird ja quasi nebenbei 
hergestellt. Könnte es anders sein? 
Welches sind Deine Wünsche? 


Ich habe wenig Hoffnung, daß die Zeitung 
mittelfristig aus sich heraus finanziell ab- 
gesichert produzieren kann. Die Bewe- 
gung ist eben kein Massenphänomen. 


Professionalisierungstendenzen sind 
schon gescheitert. So hat sich zu 'Luft- 
pumpen'-Zeiten etwa eine kleine Gruppe 
abgespalten und ein Hochglanzprodukt 
hergestellt, nachdem die Restredaktion 
sich - mit mir - der Umwandlung zur 
Illustrierten wiedersetzt hatte. ‘Pro Inte- 
gration’ nannte sich die Zeitung, die ohne 
Zweifel optisch gut gemacht war. Bei 
denen ging Optik vor Ihnhalt. Ihr baldiges 
Ende hatte ich vorausgesehen. Ausein- 
andersetzung mit Behinderung, wie ‘die 
randschau’ sie provoziert, anregt und for- 
dert, ist doch imgrunde bedrohlich. Unan- 
genehm selbst für Behinderte. Nötig ja, 
sogar sehr, aber viele gehen dem lieber 
aus dem Wege. Verbreiterung des Kun- 
den- und Inserentenkreises hieße heute 
noch, den Bedarf nach Integrations- 
harmonie und Verleugnung nachzuge- 
ben, beschönigen, verniedlichen. 


Die gerade wieder entstandenenLifestyle- 
Behindertenmagazine, die nicht irgend- 
wo unter den Finanzierungsmantel von 
verbänden schlüpfen können, werden alle 
wieder eingehen. 


Nur eine Identifikation der Bewegung mit 
ihrer Zeitung kann ‘die randschau’ überle- 
ben lassen, denn eine solche Identifikati- 
on fördert ehrenamtliches Engagement, 
Kauf- und Spendenbereitschaft. 


LOTHAR SANDFORT, TREBEL 


dokumentieren wir hier. 


Ursula: Also es geht darum, welche Funk- 
tion ‘die randschau’ hat, bzw. in wie weit 
sich diese Funktion in den letzten zehn 
Jahren verändert hat? Warum wir 'die 
randschau’ machen und warum wir sie 
auch unbezahlt machen? Was wir errei- 
chen wollen und wen wir erreichen wol- 
len? Und es geht um unser Verhältnis zur 
Behindertenbewegung und ob 'die rand- 
schau’ ein Spiegel der Bewegung ist und 
ob wir dies letztendlich tatsächlich sind? 
Jörg: Ich mach ‘die randschau'’, weil ich 
nach wie vor glaube, daß eine Diskus- 
sionsplattform und ein Theorieorgan, als 
eine Form der Austauschmöglichkeit für 
die Bewegung und auch für mich selbst 
wichtig ist. Von daher war und bin ich 
auch bereit da relativ viel Energie reinzu- 
stecken. Ich glaube, das nur, wenn die 
verschiedenen Strömungen innerhalb der 
Bewegung miteinander diskutieren, die 
Spannung ausmachen kann, mit der wir 
gemeinsam - strömungsübergreifend - 
agieren können. Leute, die neu dazukom- 
men, die können sich die Geschichte, die 
die verschiedenen Diskussionen haben 
durch ‘die randschau’ zugänglich ma- 
chen. Es wird ja nicht alles immer neu 
diskutiert und muß ja auch nicht immer 
beim Punkt Null wieder anfangen. Da 


Redaktionssitzung in Kassel im Spiegel der Zeit. 


Die fast vollständige Redaktion, Martin Seidler aus Mannheim konnte- 
leider nicht kommen, diskutierte in einem Round-table-Gespräch 
über ihr Verhältnis zu dieser Zeitschrift. Die gekürzten Ergebnisse 


finde ich ‘die randschau’ wichtig. Und, sie 
ist mir wirklich ans Herz gewachsen. 


Ursula: Das muß ich auch sagen. Für 
mich kam das Angebot, bei der 'rand- 
schau’ mitzumachen, zu einem Zeitpunkt, 
als ich Kapazitäten freihatte, und dann 
ergab sich die Möglichkeit, einen Job 
daraus zu machen; so konnte ich mein 
politisches Engagement und meinen Be- 
ruf miteinander verbinden. Die Auseinan- 
dersetzung innerhalb der Behinderten- 
bewegung - und was wollen wir, was tut 
sich?-, das öffentlich zu machen, finde 
ich sehr wichtig und spannend. 


Thomas: Als ich mir im Zug hierher Ge- 
danken gemacht habe, warum ich bei der 
randschau mitarbeite, habe ich gemerkt, 
daß mir eine Antwort schwerfällt. Ich bin 
nur zu einem vorläufigen Ergebnis ge- 
kommen: Eine Hauptmotivation zum Mit- 
machen ist für mich - außer persönlichen 
Beziehungen - , daß ich in der 'randschau' 
die einzige Behindertenzeitschrift sehe, 
in der zumindest ansatzweise wirklich 
politische Debatten geführt werden, und 
daß ich als Mitarbeiter die Möglichkeit 
habe, einen eigenen Standpunkt öffent- 
lich zu vertreten, eine Diskussion zu be- 
einflussen. Ich sehe in der 'randschau' 
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die randschau, das 
unbekannte Wesen 


eine Möglichkeit, in kleinem Rahmen ei- 
ner Entwicklung zu sehr viel Pragmatis- 
mus, zur Anpassung an gesellschaftliche 
Gegebenheiten, die ich in der Behinderten- 
bewegung sehe, etwas entgegenzuset- 
zen. 


Ulrike: Ich mache 'randschau’, weil ich 
gerne Zeitung mache. Mich fasziniert die- 
ses Zusammenspiel von Kopf- und Hand- 
arbeit. Ich habe schon Schülerzeitungen 
gemacht und ich denke diese Faszination 
ist ein Stück weit geblieben, auch, wenn 
heute die Handarbeit sehr viel mehr in 
Beherrschung von so einem PC besteht, 
als im konkreten Tippen, Schneiden und 
Kleben. Ganz wichtig ist für mich: Ich bin 
immer sehr neugierig darauf, wie sich 
einzelne Themenbereiche weiterentwik- 
keln. Nicht nur im Sinne einer Verbreite- 
rung, daß mehr Leute darüber nachden- 
ken und darüber reden, sondern auch 
einer Vertiefung, also wirklichen Weiter- 
entwicklung. Und ich denke, ‘die rand- 
schau’ ist ein gutes Forum dazu. Mir liegt 
immer besonders am Herzen, Leute zum 
Schreiben und zum Reden zu bringen, die 
das noch nie getan haben. Ich finde Bei- 
träge von Leuten, die schon sehr lange 
dabei sind, sehr fruchtbar, aber ich finde 
es mindestens genauso spannend, Ge- 
danken von ganz anderen Leuten zu le- 
sen und zu hören und daraus zu lernen. 
Undich finde es ganz spannend, überden 
Tellerrand zu schauen und auch Leute 
anzufragen, die nicht direkt was mit 
Behindertenfragen, Behindertenbereich, 
Behindertenbewegung zutun haben, son- 
dern aus ihrer Perspektive heraus was 
dazu schreiben. Und dieses noch ein 
bißchen voranzubringen, ist mein 
Wunsch. Darum mache ich 'randschau', 
abgesehen davon, daß ich es immer sehr 
schön finde mit Leuten nicht nur zu reden, 
sondern z.B. wie in einer Redaktion kon- 
kret was daraus zu machen, als Gruppe. 


Volker: Einmal war es ein sehr pragma- 
tischer Grund, als sich abzeichnete, das 
die ABM-Stelle auslief und einfach auch 
absehbar war, daß das so nicht mehr 
geht. Ich denke, das war sicherlich ein 
sehr pragmatischer Grund, aber das ist 
natürlich nicht das Eigentliche. Es hat 
sich einfach gezeigt, daß ‘die randschau’ 
für mich persönlich in den letzten Jahren 
eine Veränderung durchgemacht hat, also 
nicht so einfach nur Behinderte für Behin- 
derte geschrieben haben, sondern das es 
ja gerade in Themenbereichen wie Euge- 
nik oder Bio-Ethik, wo man auch andere 
Leute angesprochen hat einen Artikel zu 
schreiben, daß das ja nun zum Teil von 
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Leuten gelesen wird, die nicht unmittel- 
bar mit der Behindertenbewegung zu tun 
haben. Was ich eigentlich auch eine ganz 
gute Entwicklung finde und es war für 
mich mit ein Grund, das so ein Projekt 
dann auch personell durch Mitarbeit ge- 
stärkt wird. Wie das auch Ulrike gesagt 
hat, ist es für mich ganz wichtig Themen 
weiter zu verfolgen, nicht nur im Sinne 
einer Verbreiterung, sondern auch nach- 
zudenken wie man bestimmte Themen 
vertiefen und weiterentwickeln kann. Ich 
habe schon festgestellt das über eine 
Zeitung eine Struktur geschaffen wird, 
sich solche Gedanken zu machen, es 
bleibt nicht so abstrakt, sondern ist auch 
ganz konkret an bestimmte Artikel, ver- 
schiedene Projekte, Schwerpunkte, di 

geplant sind, gebunden. Und ich finde 
von daher notwenig und sinnvoll, das so 
ein Zeitungsprojekt solche Prozesse ein 
Stück weit strukturiert und organisiert. 


Christof: Viel kann ich eigentlich gar- 
nicht dazu sagen. Ich bin auch kein rich- 
tiger Redakteur, ich bin eigentlich nur 
mitarbeitender Symphatisant der ‘rand- 
schau’, Und vor allem aus dem Grund, 
weil, genau wie Thomas sagte, ich denke 
das das eben eine Möglichkeit ist Politik 
im Behindertenbereich zu machen. Und 
da ‘die randschau’ wahrscheinlich die 
einzigste Zeitschrift ist, die eben auch 
Politik in der Richtung, die ich denke, die 
irgendwo eine Gleichberechtigung von 
Menschen mit einer Behinderung ermög- 
licht und zum anderen ist ‘die randschau’ 
für mich - ganz kurz gesagt - ein Spiel- 
platz, der nötig ist. Einen Freiraum zu 
haben, wo Ideen nicht hundertprozent 
produktiv sein müssen, sondern ein Frei- 
raum wo Ideen ausgetauscht werden. 


Thomas: Ich denke, daß sich die Funkti- 
on der 'randschau’ insofern verändert hat, 
als sich die Behindertenbewegung verän- 
dert hat und zwar mehr verändert hat als 
‘die randschau'. Ich glaube, sie hat ihren 
mehrheitlichen Standort mehr verlagert 
als ‘die randschau’. Das bedeutet zu- 
gleich, daß 'die randschau' mehram Rand 
der Behindertenbewegung steht als etwa 
vor zehn Jahren - soweit ich das beurtei- 
len kann, ich war damals noch nicht da- 
bei. 

Jörg: Also ich würde dem widerspre- 
chen. Ich glaube das ‘die randschau’ im- 
mer mehr neben der Bewegung war. Und 
das deshalb, weil das eigentlich auch zu 
den Grundzügen einer Bewegungs- 
zeitschrift - notwendigerweise - gehört. 
‘gie randschau’ ist ein Projekt gewesen, 
wenn man das so zurückverfolgt, das 
Immer nur von ein, zwei, höchstens drei 
Leuten getragen worden ist, die diese 
Zeitschrift gemacht haben. Als ‘die rand- 
schau’ gegründet wurde, war die Hoch- 
zeit von Bewegung, die sich In Initiativen 
vor Ort als auch bundesweit wieder- 
spiegelte, bzw. von den Debatten der 
‘Krüppelzeitung’ oder wie sie in der Schluß- 
phase der 'Luftpumpe geführt worden ist, 
eigentlich schon vorbei. 1986 gab es die 
ersten Tiefpunkte und nur zum Teil noch 
Strukturen, die zusammengearbeitet ha- 
ben, aber im Grunde genommen, war 
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auch da schon 'die randschau’ Ausdruck 
einer Bewegung die es in der Form nicht 
mehr gab. 


Ursula: Nicht mehr so konzentriert, aber 
und mit viel breiteren Aspekten. 


Volker: So wie ich mich erinnere, als die 
Idee der 'randschau’ geboren wurde, gab 
es wirklich solche Diskussionen, können 
wir uns wirklich 
zwei Zeitungen lei- 
sten, also die 'Krüp- 
pelzeitung’ und die 
'Luftpumpe’. Esbe- 
stätigt schon, was 
auch Jörg sagt, das 
viele Gruppen nicht mehr existierten und 
die Frage wie, wer kauft eigentlich noch 
zweiverschiedene Zeitungen? hatte schon 
einen eindeutigen Hintergrund. 


Jörg: Ich meine, es hatte auch einen 
inhaltlichen Aspekt. Die verschiedenen 
Stränge der verschiedenen Strömungen 
der ‘Bewegung’, mehr oder weniger mehr 
zusammengefunden haben. Es gab ge- 
meinsame Berührungspunkte und die gab 
es viel intensiver. Und ehrlicherweise muß 
man ja sagen, das 'die randschau’ in ihrer 
Anfangsphase inhaltlich im wesentlichen 
von zwei Leuten getragen wurde, nämlich 
von Lothar aus Köln und Udo aus Ham- 
burg. 

Was mir heute an der 'randschau' so 
gefällt, ist die Unmöglichkeit, das sie exi- 
stiert. Eigentlich ist es völlig unmöglich 
und völlig unrealistisch das eine Zeit- 
schrift über zehn Jahre, mehr oder weni- 
ger regelmäßig, erscheint, die weder die 
finanziellen Resourcen hat, die weder die 
personellen Resourcen hat und über kei- 
ne Beschäftigten im eigentlichen Sinne 
verfügt und jedes Vierteljahr, trotz alle 
dem, neu erscheint. Ein Widersinn in sich 
und ich glaube das macht für mich auch 
die Spannung aus. 


Ursula: Ich denke, wir können das nur 
machen, weil wir auch einen politischen 
Hintergrund haben; wie immer der im 
einzelnen aussehen mag. Ohne diesen 
Hintergrund hätte ‘die randschau’ keine 
Basis. Mit einem rein professionelles Ver- 
ständnis könnten wir, ‘gute Nacht‘ sagen 
und Schluß machen. 


Ulrike: ‘die randschau' ist ja eine Zeitung 
von der Sorte, die nicht in erster Linie 
zielgruppenorientiert arbeitet. Also okay, 
man kann sagen, vorranige Zielgruppe 
sind die, die selber behindert und selbst 
an behindertenpolitischen Themen inter- 
essiert sind. Aber wir planen nicht: Wir 
machen jetzt was für die Zielgruppe oder 
für die. Womit sprechen wir jetzt ganz 
viele an? Sondern es istsehrstarktthemen- 
orientiert. So stark themenorientiert, daß 
uns das manche Leute ankreiden, die 
erwarten, daß wir zielgruppengerichteter 
arbeiten. Unser Interesse sind aber weni- 
ger die Zielgruppen, sondern die The- 
men. 


Ursula: Ich finde es gerade von Vorteil, 
daß es jedesmal einen Themenschwer- 
punkt gibt und - im Gegensatz zu Lothar 
- auch nicht zu einseitig. Wir haben die 
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Vielfaltinnerhalb des Schwerpunktes. Das 
hat natürlich auch pragmatische Gren- 
zen. Wir wünschen uns oft noch mehr 
Aspekte, die aber dann aus technischen, 
personellen, zeitlichen oder sonst wel- 
chen Gründen nicht zu realisieren sind. 
Für mich ist ‘die randschau' vom An- 
spruch her vielseitiger und spannender 
geworden und von der politischen Seite 


"Wir machen in erster Linie 
eine Zeitung für uns selbst." 


her einfach notwendig und wichtig. Sonst 
können wir ein Blättchen machen und 
bräuchten nur noch den passenden Ver- 
band dazu. Das ist nicht mein Ziel. 


Ulrike: Ich denke, was sich verändert hat 
ist, daß in den ersten Jahren immer noch 
sowas wie eine Neugierde oder so eine 
Spannung in bezug auf neue Themen 
gab, neue Themen, über die bisher noch 
nie jemand was geschrieben hat. Diese 
Spannung kann man nicht über zehn 
Jahre halten, es gibt nicht immer neues 
Themen. Sondern die Themen kommen 
immer wieder, Wir würden uns wiederho- 
len. Unsere einzige Chance, diese Span- 
nung zu erhalten, istin die Tiefe zu gehen 
und ein Stück weiter zu gehen. 

Ich denke ein Teil meiner Motivation 'rand- 
schau’ zu machen ist auch die Neugierde, 
immer eine Zeitlang mir ein Thema ge- 
nauer anzugucken. Gerade dann, wenn 
ich für einen Schwerpunkt verantwortlich 
bin, aber auch sonst gucke Ich immer 
jeweils mit. Mir ein Thema nochmal ge- 
nauer anzuschauen und ganz viele neue 
Sachen von vielen verschiedenen Leuten 
zu lesen. Das finde ich für mich persön- 
lich so spannend, daß sich nie sowas wie 
eine totale Routine einstellt. Wir haben 
das ein bißchen besser organisiert und 
strukturiert mit dem eigentlichen Produ- 
zieren. Aber diese Neugierde, das ist das, 
was zumindest mir erhalten geblieben ist. 


Ursula: Das ist das, was mir immer sehr 
viel Spaß gemacht hat, auch wenn ich 
vorher dachte, davon hab ich doch gar 
keine Ahnung. Mich darauf einzulassen 
und zu überlegen: wie kriegen wir das hin, 
wie kriegen wir das so gut wie möglich hin 
und für mich selbst die Spannung zu 
haben: wie wird das aussehen. 


Thomas: Ich denke, wichtig ist der Punkt, 
den Christoph angesprochen hat. Einen 
wesentlichen Teil dieser produktiven 
Spannung macht für mich aus, daß wir 
zwar auf ein gewisses „Niveau“ Wert le- 
gen, aber trotzdem nicht alles, was in der 
'randschau' steht, fertig und zuende ge- 
dacht sein muß. Daß ich auch mal Sa- 
chen schreiben kann, die ich mir am 
Küchentisch ausgedacht habe, oder die 
aus einer Diskussion herauskommen; daß 
ich Gedanken in den Raum stellen kann, 
ohne sie gleich wasserdicht begründen 
und belegen zu müssen. Sachen, die 
unfertig sind und die sich weiterentwik- 
keln können. Und daß ich weiß, daß sich 
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auch andere Leute in der „randschau“ 
trauen, was unfertiges zu schreiben. Vie- 
le Diskussionsbeiträge wären nicht er- 
schienen, Diskussionen wären nicht in 
Gang gekommen oder nicht weitergegan- 
gen, wenn ‘die randschau’ nicht auch eine 
Spielwiese wäre. 


Jörg: Aber gleichzeitig kriegen wir einen 
professionellen Anspruch mehr und mehr 
untergeschoben. Also diese vielen Noch- 
Nicht-Autorinnen und -Autoren, die po- 
tentielle SchreiberInnen für ‘die randschau’ 
wären, glauben, das wir eine Hürde auf- 
stellen, über die sie springen müssen. 
‘die randschau’ hat an sich ein intellektu- 
elles Niveau bei dem viele nicht mehr mit 
machen, bei dem viele sagen, ich schaff 
das nicht, so kann ich nicht schreiben. 
Auf der anderen Seite ist mein Anspruch 
dieses Ding aufzuknacken und möglichst 
vielen Leuten den Zugang zu ermögli- 
chen. 


Ulrike: Ich finde wir sollten noch einmal 
ein bißchen mehr beim Kapitel Selbstkri- 
tik bleiben.Wir loben uns jetzt gerade 
über den grünen Klee. Und ich finde, wir 
sind gut, aber so gut sind wir nicht. 


Christof: Für mich ist auch wichtig, das 
‘die randschau’ mehr offen wird. Obwohl 
jetzt hier so sechs Leute zusammensit- 
zen, glaube ich schon, ‘die randschau’ ist 
ziemlich abgehoben, also nicht für alle 
Leute, die behindertenpolitisch irgend- 
was machen wollen zugänglich. Mein 
Wunsch und meine Hoffnung wäre, das 
sich die LeserInnenschaft vielmehr an 
dem Projekt beteiligt. Das also vielmehr 
Resonanz auf die verschiedenen Artikel 
kommt. Das ist sehr wenig da und ich 
glaube eben, das die Gefahr besteht ab- 
zudriften und nur noch ein Ideologie- 
bildendes Ding zu sein, aber überhaupt 
keine Basis mehr zu haben. 


Ursula: Ich möchte mal ketzerisch sa- 
gen: Wir machen in erster Linie eine 
Zeitung für uns selbst. 


{allgemeines Kopfnicken) 


Thomas: Deshalb macht es uns ja auch 
so Spaß. 


Ulrike: Aber da muß ich dem Christof ein 
Stück weit recht geben, ich finde, das wir 
den Dialog mit unserer LeserInnenschaft 
nur ungenügend führen. Und das mag 
auch daher kommen, daß, wenn so eine 
fertige 'randschau’ vorliegt, sie trotz aller 
Ungereimtheiten und Unfertigkeiten im- 
mer noch relativ perfekt wirkt. Worauf wir 
auch stolz sind. Aber wir zeigen wenig 
vor dem, was es uns kostet an Einsatz, 
an Kraft und an Energie, an Unsicherhei- 
ten, an Hektik, so eine Nummer zustande 
zu bringen. Wir zeigen sehr wenig, das 
wir auch Menschen sind. Und das unser 
Leistungsvermögen - komisches Wort - 
auch begrenzt ist. Das unsere Fähigkei- 
ten nur sehr sehr begrenzt sind, unsere 
Kräfte sehr begrenzt sind. Das Bild das 
wir produzieren, ist das vom starken 
Powerkrüppel, etwas ideolögisch ver- 
bohrt. Das ist zwar nicht das, was wir 
rüberbringen möchten, aber das, was bei 
vielen scheinbar ankommt. Also, mit dem 


Bild kann ich mich nicht identifizieren. Es 
ehrt mich etwas, es trifft mich auf der 
anderen Seite und ich denke aber auch, 
ich bin es nicht. 

Es gibt ganz viele Sachen, ganz viel Mit- 
arbeit von anderen Leuten, die dazu bei- 
tragen das wir Überhaupt existieren. Und 


wir schaffen es nicht, das rüberzubringen 
und auch zu sagen, Klasse. Wir brauchen 
Euch. Weil wir sind nämlich auch nur 
Menschen. 


Ursula: Nur wenn wir das in jeder Num- 
mer schreiben würden, wäre es ziemlich 
schnell langweilig und nutzt sich ab. Der 
Punkt ist doch: Was kommt rüber? Was 
kommt an? Wie motiviere ich andere mit- 
zumachen oder 'die randschau’ zu unter- 
stützen? 


Thomas: Mein Eindruck ist, daß Reaktio- 
nen wesentlich mehr von nichtbehinderten 
Leuten kommen, aus einer bestimmten 
politischen Ecke, die mit der ‘'randschau' 
ein politisches Anliegen verbinden, als - 
mal ins unreine gesprochen - vom Normal- 
krüppel. Das bestätigt unsere Feststel- 
lung von vorhin, daß wir eine bestimmte 
Ebene vorgeben, auf der ein Dialog mög- 
lich ist. Erfindetja ansatzweise auch statt, 
aber eben mit bestimmten Leuten, die 
sich auf diese Ebene einlassen. 


Ulrike: Also der Transfer über den Rand 
funktioniert in der Richtung Szene nach 
außen besser, als andere Themen von 
außen in eine Behindertenszene reinzu- 
bringen. 


Thomas: Wichtig wäre sicher, regelmäßi- 
ger öffentlich drüber nachzudenken, was 
wir eigentlich wollen, und warum wir das 
machen. Nicht nur einmal zur Jubiläums- 
nummer. Dafür haben wir ja eigentlich 
auch die Rubrik ‘Aus der Redaktion’ ein- 
geführt, um klarzumachen, daß das Men- 
schen sind, die die Zeitschrift machen, 
daß es Spaß macht, welchen Frust es 
bringt und so weiter. 


Volker: Ich meine, das ist ja auch immer 
zweiseitig: Auf der einen Seite Leute an- 
sprechen Artikel zu schreiben, auf der 
anderen Seite istes natürlich auch Aufga- 
be der Leser sich zu melden, selber was 


zu schreiben. Es ist ja immer beides. Und 
ich denke mir auch von wegen der 
Abgehobenheit, daß ist was, was grund- 
sätzlich auch für jedes Projekt gilt, nicht 
nur für ‘die randschau’, das es eine Struk- 
tur von Insidern einerseits gibt und Leu- 
ten die mehr drumrum sind anderseits. 


Das ist ein Dilemma, daß sich nie auflö- 
sen läßt, das man immer wieder neu 
thematisieren muß. Es ist praktisch eine 
permanente Auseinandersetzung. 


Christof: Das berechtigt noch lange nicht 
dazu wenn das bei anderen Sachen so 
läuft, daß das bei uns auch so laufen 
muß. Das verstehe ich auch so an der 
‘randschau', das sie auch ein bißchen die 
Möglichkeit bietet auch neue Wege auf- 
zeigt miteinander umzugehen. Okay, die- 
ses Dilemma läßt sich nicht völlig auflö- 
sen, aber in der Richtung das eben mehr 
Austausch da ist, ist das nötig. 


Thomas: Wenn wir ehrlich sind, geht es 
uns doch eigentlich ganz gut damit, das 
wirnicht den Querschnitt derBehinderten- 
szene repräsentieren und nicht repräsen- 
tativ sein müssen für alle Meinungen, die 
da vertreten werden. 'die randschau' ist 
ein Meinungsblättchen und wir haben 
dabei als Redakteurinnen und Redakteu- 
re die Möglichkeit, unsere eigene Mei- 
nung publik zu machen und unter Um- 
ständen auch ein Stück weit durchzuset- 
zen. Zumindest bestimmen wir den Rah- 
men, welche Positionen in der „rand- 
schau“ vorkommen und welche nicht. Und 
ich denke, das macht, wenn wir ehrlich 
sind, auch einen wichtigen Teil dessen 
aus, warum jede und jeder von uns so viel 
Arbeit da reinsteckt. Die Zeitschrift ist - 
gerade als Nischenblatt - für uns ganz 
persönlich ein Instrument, in einer be- 
stimmten, begrenzten Szene Einfluß aus- 
zuüben. Und ich weiß auch nicht, ob es 
uns wirklich so recht wäre, wenn uns auf 
einmal ganz viele Leute bestürmen wür- 
den und ihre Sachen bei uns veröffent- 
licht haben wollten. 


Volker: Ich meine, dann würde eine De- 
batte darum staffinden, was kommt rein 
und was kommt nicht rein. Das wäre 
natürlich spannend. 
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Ursula: Es ist ja nicht so, daß wir keine 
Artikel bekommen und das wir alles ohne 
Diskussion drucken. 


Thomas: Das ist richtig, wobei uns diese 
Debatte relativ leicht fällt, weil wir unter 
uns meistens doch einen Konsens fin- 
den, und weil der Druck nicht besonders 
stark ist von außen, daß uns Leute oder 
Organisationen unbedingt als Sprachrohr 
haben wollen. Wir stehen da mehr am 
Rand. Das ist auch eine ganz bequeme 
Situation. 


Volker: Es gibt ja auch unterschiedliche 
Medien. Wenn ich da so denke an ‘Behin- 
derte in Action’, oder so, das sind ja zum 
Teil auch so verschiedene Richtungen 
innerhalb der Behindertenszene, die ha- 
ben ja zum Teil auch ihre eigenen Mög- 
lichkeiten, die ich ja auch ganz in Ord- 
nung finde. Das schafft ja auch wieder 
Spielraum. 


Jörg: Wir haben da ja auch Ansätze 
gehabt, von denen ich finde das wir die 
auch fortentwickeln sollten. Nämlich, das 
Leute aus den verschiedenen Richtungen 
sich in der ‘'randschau’ darstellen können. 
Das finde ich total wichtig. Natürlich be- 
steht das Spektrum aus verschiedensten 
Gruppierungen, mal realpolitischer, mal 
utopischer, mal intellektueller, mal prag- 
matischer - und mein Ziel ist, die zusam- 
menzubringen. Diemüssen nachher nicht 
auseinander gehen und alle die gleiche 
Meinung haben, darum geht es nicht. 


Thomas: Ich will noch mal darauf beste- 
hen, daß die Möglichkeit, diese Debatten 
zu strukturieren und damit auch zu beein- 
flussen, ein Teil der Motivation ist. Für 
mich ist 'randschau’ machen politische 
Arbeit und nicht in erster Linie eine Ser- 
viceleistung für irgendjemanden. Und 
deswegen mache ich das. 


Volker: Was zum Teil aber auch ge- 
macht wird, denn die Infos die da rüber- 
kommen sind durchaus ein Bereich von 
Service. 


Thomas: Wobei der, das müssen wir 
selbstkritisch sagen, bei uns relativ kurz 
kommt. 


Volker: Das finde ich auch völig in Ord- 
nung. 


Thomas: Der Gebrauchswert der Zei- 
tung ist nicht der größte; wenn jemand 
z.B. wissen will, welche neuen Hilfsmittel 
auf dem Markt sind, der muß ‘Leben und 
Weg’ lesen, oder den ‘Paraplegiker’. 


Ursula: Dafür bietet ‘die randschau'’ Ide- 
en, kritische Hintergrundberichte und 
Anregungen, sich über gesellschaftspoli- 
tische Entwicklungen Gedanken zu ma- 
chen. Das wird von vielen Leuten auch 
sehr positiv aufgenommen. Das ist eben 
auch der Unterschied zu anderen Zeitun- 
gen. Das ist auch etwas was ein positives 
Merkmal der ‘randschau' ist. 


Ulrike: Unbedingt. 


Heft 1/1995 


bifos-Seminare 

Das ausführliche Programm für 1995 kann bei 
bifos angefordert werden! 

= 1. Aprilin Kassel: Argumentation, Agita- 
tion und Aktion. Vorbereitung des europäi- 
schen Protesttages behinderter Menschen. 
> 21.-23 April in Wiesbaden: Nachwuchs 
der Behindertenbewegung - Wobleibter? 
> Praxis des Peer Counseling-dfreiteiliges 
Seminarfür behinderte Menschen, die andere 
behinderte Menschen beraten (wollen) 

=» 19.-21 Mai in Mainz: Einführung in die 
Methode des Peer Counseling 

© 26.-28. Mai: Peer Counseling in verschie- 
denen Phasen der Beratung 

9 9.-11- Juni:Peer Counseling: Umgang mit 
verschiedenen Behinderungen in der Bera- 
tungsarbeit 

> 16.-18. Juni in Erlangen: International 
PeerCounseling 

Infos und Anmeldung: bifos - Bildungs- und 
Forschungsinstitut zum selbstbestimmten 
Leben Behinderter, Werner-Hilpert-Str. 8, 
34117 Kassel, Tel. 0561-71 3387, FAX 0561- 
713132 


> BiBeZ-Seminare: 

Das neue Programm kann bei BiBeZ angefor- 
dert werde: Ganzheitliches Bildungs- und 
Beratungszentrum zur Förderung und Inte- 
gration behinderter Frauen - BiBeZ e.V., 
Maaßstr. 37, 69123 Heidelberg, Tel. 06221/ 
830346 


=» Das Programmheft „Themenkreis Be- 
hinderung“ der VHS Köln mit Veranstaltun- 
gen zu Behinderung und Kunst, Eugenik, be- 
hinderte Frauen und u.a.m. karın angefordert 
werden bei der VHS Köln, Frau Marita Rein- 
ecke ‚Josef-Haubich-Hof 2, 50676 Köln, Tel. 
0221/221-24. 86 


> 27.-31. März und 16.-19. Oktober 1995 in 
Reinhausen: Behinderte, Sexualität und 
AIDS. Fortbildung für MitarbeiterInnen in 
Behinderteneinrichtungen. Info und Anmel- 
dung: Freies Tagungshaus Waldschlößchen 
e.V., 37130 Reinhausen, Tel, 05592/382 


> 28. April-1. Mai 1995 in Melsungen: 
KrüppellnnenRatschlag und Geburtstags- 
fete „10 Jahre Randschau“. Arbeitsgruppen 
zu Sozialpolitik, Eugenik, Frauen, Foren, Fete 
mit Life-Musik. Infos: Redaktion Kassel, An- 
meldung: Jörn Schadendorf, Fibigerstr. 275, 
22419Hamburg 


> 28. April - 1. Mai 1995 in JH-Melsungen: 
KrüppellnnenRATschlag ‘95. Diskussionen 
- Feten - Treffen. Infos in diesem Heft. Anmel- 
dung bei Jörn Schadendorf 


> 28. April - 1. Mai 1995 in Oberwesel: 
Rhetorik und Selbstsicherheitstraining für 
Frauen. Infos & Anmeldung: AG katholischer 
Studenten-undHochschulgemeinden, Rhein- 
weg 34, 53113 Bonn, Tel.: 0228/23 40 21 


> 11.-14. Mai in Bonn: Selbstbehauptung 
und Selbstverteidigung für behinderte Stu- 
dentinnen. Mit Lydia Zijdel, rollstuhlfahrende 
Selbstverteidigungslehrerin aus den Nieder- 
landen (siehe Titelbild). Anmeldung und Infos 
fürbehinderte Sudentinnen undinteressierte 
Wendolehrerinnen: Deutsches Studenten- 
werk, Beratungsstelle fürbehinderte Studien- 
bewerberInnen und StudeniInnen, Webersir. 
55, 53113 Bonn, Tel. 0228/26 90 662 


© 12.-14. Mai 1995 in Köln: 2. alternativer 
Werkstättentag. FürMenschenmit Behinde- 
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rung, die in einer Werkstatt für Behinderte 
arbeiten, Werkstattleiter und -leiterinnen, 
Vertreterinnen von Trägerorganisationen, po- 
litische MandatsträgerInnen, Personen, die 
sich in anderen Funktionen für Reformen im 
WfB-Bereich einsetzen. Programm mit ge- 
nauen Informationen beider Geschäftsstelle 
des Bundesverbandes für Körper- und 
Mehrfachbehinderte e.V., Brehmstraße 5-7, 
40239 Düsseldorf, Tel. 0221-62 66 51, Fax 
0221-61 3972 


> 13. Mai 1995 in Dortmund: Netzwerk, 
kann man das essen! Kooperation zwischen 
behinderten Studierenden und ihren Hoch- 
schuleinrichtungen. 10.00 Uhr, Universität 
Dortmund, UniversitätDortmund, Emil-Figge- 
Str. 50, 44221 Dortmund, Infos: Interessen- 
gemeinschaftbehinderterundnichtbehinderter 
Studierender , Adresse s.o., Tel.0231/755-28 
48, Schreibtel. 0231/755-5350 


> 7.-9, Juli 1995 in Dortmund: 5. bundes- 
weiter Erfahrungsaustausch behinderter 
und chronisch kranker Studierender. 
Themenschwerpunkte: Assistenz im Studi- 
um, Pflegeversicherung. Anmeldung und Infos: 
siehe oben. 


> NIE WIEDER- Mancherorts und aus nahe- 
liegenden Gründen werden die Aktivitäten zum 
5. Mai mitdem Gedenken zum 50. Jahrestag 
des Kriegsendes, dem 8. Mai 1945, verbun- 
den. Beispielsweise in Minden und in Berlin 
wird es entsprechende Veranstaltungen ge- 
ben. Unter dem Motto „NIE WIEDER“ sind in 
Berlin im Rahmen einer Friedenswoche der 
Internationalen Liga fürMenschenrechte ge- 
plant: *5. Mai Veranstaltung im Öberstufen- 
zentrum Wrangelstraße 98 in Kreuzberg 
„Heimliche Rückkehr der Euthanasie?“ 
(historische und aktuelle Bezüge) * 7. Mai 
Friedesfest an der „Neuen Wache“ * 8. Mai 
Tiergartenstr. 4 Gedenken an die „Aktion 
T4“ 


> Aktionswoche an der Humboldt-Uni - 
„50 Jahre und immer noch nichts dazu ge- 
lernt“ ist das Motto dieser Woche, die vom2. 
bis 7. Mai statttfindet. Jeder Tag hat ein 
eigenes Thema; Schreibtischtäter, Medien, 
Ausgrenzung, Schüler-Aktionstag (Umgang 
mit Geschichte), Soldat, Mitläufer. Der4. Mai 
- Thema Ausgrenzung -solleinHochschultag 
werden: 10.00 Film: Ich klage an. - 12.00 bis 
14.00 Uhr: Podiumsdiskussion zur Bioethik- 
Konvention. Angefragtsind Claudia Roth, Chri- 
stina Wollny, Franz Christoph, Ellis Huber, ein 
Vertreter vom Scheering-Konzern, ein Mole- 
kularbiologe. - 14.15 bis 16.00 Uhr: Hoch- 
schule für alle? Die Zustände an der Hum- 
boldt-Uniinsbesonderefürbeh. Studierende. 
Angefragtsind: Angela Grützmann, Landes- 
behindertenbeauftragte Berlin; GeorgClaaßen, 
Behindertenbeauftragter FU; beh. Studieren- 
de; Schwalgin, Bauabteilung HU; Graupner, 
Personalrat HU; Marlies Dürkop, Präsidentin 
HU - 18.00 Uhr Film: „Rückwärts laufen kann 
ich auch" - außerdem Infostände, eine Aus- 
stellung zum Thema „Behinderte Studierende 
an der Humboldt-Uni“ und nicht zuletzt ein 
Hoffest mitklassischer Musik, so der Wetter- 
gott (oder die Wettergöttin) mitmacht. 

Infos bei: Frank, Conny, Ronald oder Jana, 
ReferentiInnenrat an der Humboldt-Uni (so 
was wie der AStA) zwischen 12.00 und 15.00 
Uhr, 


Termine gesucht! die randschau, UVirike 
Lux, Wilheimshöher Allee 24, 34117 Kas- 
sel, Tel. 0561/77 69 15, Fax: 0561/89 65 32 
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7. ae oe Pi N - af x 
"Selbstbestimmt Leben” hat sich in den letzten zehn Jahren zu einem festen Begriff entwickelt. Unter dem 
Vorzeichen der Selbstbestimmung wehren sich behinderte Menschen gegen Diskriminierung, Bevormun- 
dung und Verwahrung. Zu Recht. Im Namen der Selbstbestimmung fordern sie die Möglichkeiten und Mittel 
ein, ihr Leben selbst, d.h., eigenverantwortlich, regeln zu können - auch und gerade dann, wenn sie ihre 
Bedürfnisse nnichtallein, ohne Hilfe, verwirklichen können. Je stärker die Abhängigkeit, die Notwendigkeitvon 
Hilfe/Assistenz, umso wichtiger ist es gleichzeitig, über entsprechende Mittel verfügen zu können. Die 
Pflegeversicherung ist nur ein Beispiel, allerdings ein gravierendes, den erreichten Standard, der unsicher 
genug ist, wieder zurückzuschrauben. 


Unter diesem Aspekt ist die Forderung nach Selbstbestimmung existentiell und unverzichtbar. Selbstbe- 
stimmung steht aber auch für die vermeintlich eigenverantwortliche und informierte Nutzung der modernen 
Technologien. Die Freiheit, machen zu wollen, was machbar ist, schließt die eugenisch orientierte Selektion 
behinderter Menschen ein: die eugenische Indikation im Rahmen der pränatalen Diagnostik und Human- 
genetik, das sogenannte Liegenlassen behinderter Neugeborener, Tötung auf Verlangen (die nicht zutrennen 
ist von der Tötung ohne Verlangen), die geplante Verwertung behinderter Menschen als Forschungsmaterial, 
die Nutzung von Menschen als Rohstoffressource und Ersatzteillager usw. 

So gesehen ist Selbstbestimmung auch stets auf ihre Konsequenzen zu hinterfragen bzw. in Frage zu stellen. 


Das Thema selbst, die Frage, was Selbstbestimmung für behinderte Menschen bedeutet, ist nicht neu. 'die 
randschau’ berichtet natürlich immer wieder, was sich in der Szene in dieser Richtung bewegt. so sei hier 
beispielsweise nur auf die Ausgaben zu Assistenz (1/93) oder ADG (4/92) verwiesen. Die Berichte in diesem 
Schwerpunkt zeigen einen aktuellen Querschnitt des ständigen Versuchs, Theorie und Alltag miteinander zu 
verbinden. Trotz der gemeinsamen Grundidee geht jedes Projekt (ZSL, ASL usw.) seinen eigenen Weg und 
auch in der Behindertenszene gibt es - warum sollte es anders sein - die uralte Geschichte der männlichen 
Dominanz und, damit verbunden, die Suche nach eigenen, frauenspezifischen Konzepten. Spannend sind 
auch die Beiträge zu der Frage, was Selbstbestimmung für geistig behinderte Menschen bedeutet. Hier sind 
wir gefordert, über unseren doch sehr 'kopflastigen’ Rand hinauszuschauen. Annäherung in dieser Hinsicht 
muß ja nicht bedeuten, daß wir gleich auf Du und Du mit der Lebenshilfe gehen. Aber wie sagt Lothar Sandfort 
so schön: Die radikalen Krüppel wurden toleranter (die anderen ein bischen frecher). In diesem Sinn ... 
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Das Salz 


in der Suppe 


Autonom Leben - Beratungsstelle in Hamburg 


Im September 1994 feierte Autonom Le- 
ben, wie es sich für Prominente gehört, 
etwas verspätet, seinen zehnten Geburts- 
tag. In ihrer Festrede lobte uns die Vertre- 
terin der Sozialbehörde als “das Salz in 
der Suppe” der Hamburger Behinderten- 
politik. Das freute uns sehr, aber ganz 
zufrieden waren wir damit natürlich noch 
nicht. Wir wären gerne der Koch und die 
Köchin. Aber was nicht ist, kann ja noch 
werden! Aber wie wird man zum Salz, das 
alle in ihrer Suppe nicht vermissen möch- 
ten? Anfang der achtziger Jahre began- 
nen wir mit einem kleinen Häuflein unter- 
schiedlich behinderter Menschen und 
hatten Mühe, die vereinsrechtlich vorge- 
schriebene Anzahl Gründungsmitglieder 
zu bekommen. Heute haben wir über 70 
Mitglieder, sind damit aber immer noch 
einer der kleineren Behindertenvereine in 
Hamburg. Autonom Leben betreibt inzwi- 
schen die Beratungsstelle für behinderte 
Menschen, das Roepershofcafe und hat 
die Hamburger Assistenzgenossenschaft 
initiiert. Von Beginn an war es uns aber 
am Wichtigsten, zu einem eigenständi- 
gen, nicht zu übersehenden und zu über- 
hörenden politischen Faktor in der Ham- 
burger Behindertenpolitik zu werden. Wir 
haben uns die ganzen Jahre über redlich 
bemüht, keine Gelegenheit auszulassen, 
mit Demonstrationen, Aktionen, Provo- 
kationen, aber auch durch kontinuierli- 
che, konstruktive Arbeit unsere Vorstel- 
lungen, wie die Interessen behinderter 
Menschen vertreten werden müssen, deut- 
lich zu machen. Wir haben uns gegen 
behindertenfeindliche Bauten, gegen Dis- 
kriminierungen behinderter Menschen in 
den Medien oder für die behinderten- 
gerechte Umrüstung des öffentlichen 
Nahverkehrs eingesetzt. Aber vor allem 
haben wir keinen Zeitaufwand und keine 
Kräfte gescheut, um uns gegen die zu- 
nehmende "Lebenswert”-Diskussion, die 
“neue” Eugenik oder die Auswirkungen 
der “Bioethik” zu wehren. Denn was nüt- 
zen uns abgesenkte Bordsteine oder aus- 
reichend Assistenz, wenn uns buchstäb- 
lich die Luft zum Atmen in dieser Gesell- 
schaft genommen wird. Auch die eigent- 
liche Beratung der zu uns kommenden 
Menschen haben wir immer als politische 
Interessenvertretung betrachtet. Wobei 
wir einschränken müssen, daß nicht alle, 
die bei uns bezahlt gearbeitet haben, 
diese Haltung teilten und sich daher frü- 
her oder später von uns trennten. Bei der 
Auswahl der MitarbeiterInnen für die Be- 
ratungsstelle haben wir daher vor allem 
darauf geachtet, daß sie nicht nur behin- 
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dert sind - das ist ohnehin Mindestvor- 
aussetzung, um bei uns angestellt zu 
werden - sondern daß sie so etwas wie 
eine "behinderte Identität" besitzen. Für 
uns ist wichtig, daß gerade auch im per- 
sönlichen Auftreten und Verhalten der 
MitarbeiterInnen, nach Möglichkeit in je- 
der noch so kleinen Geste, deutlich wird, 
daß behinderte Menschen keine "Defizit- 
menschen" sind, die irgendwie begradigt 
oder normalisiert werden müssen. Das 
bedeutet nicht, Leiden, Schmerzen oder 
Verluste, die Beeinträchtigungen miit sich 
bringen, zu ignorieren oder schön zu re- 
den, sondern vorzuleben, daß behinderte 
Menschen eine Würde, also etwas 
Vollkommendes, haben. Unsere Miit- 
arbeiterInnen sollten so stark von dieser 
Würde infiziert sein, daß sie am besten 
gleich beim ersten Beratungsgespräch 
die zu uns kommenden behinderten Men- 
schen damit anstecken. Für uns beginnt 
Selbstbestimmung schon bei der Bera- 
tung. Wir wollen nicht über die Köpfe der 
Ratsuchenden hinweg beraten. Vor der 
Frage, was ist machbar oder was halten 
Behörden, Institutionen oder Eltern für 
machbar, steht für uns immer die Frage, 
was wollen die Ratsuchenden selbst. Wir 
haben sie immer ermutigt, ihre Bedürf- 
nisse nicht von vornherein zurückzu- 
schrauben, sondern die ihnen zustehen- 
den rechtlichen und finanziellen Möglich- 
keiten bis an die äußerste Grenze auszu- 
schöpfen. Das bedeutet, sie aktiv darin zu 
unterstützen, sich offensiv, bei Bedarf 
auch vor Gericht, gegen Sozialbehörden, 
Arbeitsamt oder Ausbildungsstätten 
durchzusetzen. Unsere Herangehens- 
weise wird letztlich von allen Seiten ge- 
würdigt: Von den Betroffenen, die sich 
über die gewonnene Lebensqualität freu- 
en, erhalten wir die Anerkennung, daß sie 
sich bei uns zum erstenmal richtig ernst 
genommen fühlen, und von den Behör- 
den, die uns vorhalten, daß wir Bedürfnis- 
se wecken, die sie lieber nicht geweckt 
sehen wollen, bekommen wir das ja auch 
nicht schlechte Kompliment, “undressier- 
bar zu sein”. Die oben zitierte hohe Mitar- 
beiterin der Sozialbehörde ließ es sich auf 
unserer Jubiläumsveranstaltung daher 
auch nicht nehmen, gleich nach dem Lob 
für Autonom Leben ausführlich zu bekla- 
gen, daß nicht alle Wünsche der behin- 
derten Menschen erfüllt werden können. 
Unsere Linie durchzuhalten, ist nicht im- 
mer leicht. Der mühsame Kampf um die 
finanzielle Absicherung der Beratungs- 
stelle und der damit verbundenen Ärbeits- 
plätze verschlang viel Zeit. Er bedeutete 
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oft Gespräche mit Offiziellen der Stadt 
Hamburg oder mit Vertreterlnnen von 
anderen Behindertenverbänden, die uns 
dabei in aller Offenheit nahelegten, doch 
ein wenig unsere radikalen Positionen 
abzuschwächen, weil es sonst keine öf- 
fentlichen Gelder für uns geben könnte. 
Auch innerhalb unseres Vereins gab und 
gibt es darüber viele Auseinandersetzun- 
gen. Aber wir haben diesem Druck bisher 
widerstanden. Vom Vorteil ist dabei ge- 
wesen, daß AutonomLebenfürsehrunter- 
schiedliche Projekte steht. Mit dem 
Roepershofcafe haben wir modellhaft al- 
ternative Arbeitsplätze für behinderte 
Menschen geschaffen und dadurch die 
Anerkennung von vielen anderen Behin- 
dertenorganisationen und den Offiziellen 
der Stadt Hamburg bekommen. Das Glei- 
che gilt auch für die Hamburger Assistenz- 
genossenschaft, die von uns initiiert wur- 
de und die seit einem halben Jahr erfolg- 
reich arbeitet. Diese beiden Projekte wur- 
den großzügig mit Geldern der Haupffür- 
sorgestelle unterstützt, die Assistenzge- 
nossenschaft darüberhinaus auch durch 
eine Stiftung der Hamburger Sozlal- 
behörde. Beides, sowohl die Schaffung 
von Arbeitsplätzen für behinderte Men- 
schen in kleinen alternativen Betrieben 
als auch die Qualitätskontrolle der ambu- 
lanten Pflege durch die Betroffenen selbst, 
entsprechen in vielen Punkten den 
Vorstelungen von Verantwortlichen der 
Sozialbehörde. Etwas anders verhält es 
sich mit unserer Beratungsstelle. Diese 
wird zu Recht mit dem offensiven politi- 
schen Auftreten des Vereins gleichge- 
setzt. Das liegt daran, daß die Angestell- 
ten der Beratungsstelle gleichzeitig auch 
die in der Öffentlichkeit auftretenden Ak- 
tiven des Vereins sind, und daß viele 
politische Treffen und Veranstaltungen in 
den Räumen der Beratungsstelle stattfin- 
den. Die Beratungsstelle hat daher nicht 
dieses konstruktive, positive Image wie 
das Roepershofcafe oder die HAG, ob- 
wohl auch hier behinderte Menschen ih- 
ren Arbeitsplatz gefunden haben. Bei der 
Arbeit der Beratungsstelle ist die Sozlal- 
behörde in erster Linie unser Gegner. Die 
MitarbeiterInnen der Beratungsstelle sind 
also genauso wie der Verein viel mehr 
Störenfried. Sie sind daher auch gemeint, 
wenn manch SPD- und CDU-Poli- 
tikerlInnen Autonom Leben als “die Hafen- 
straße auf Rädern” bezeichnen. Aber die- 
ses Urteil diskriminiert ja lediglich unsere 
sehgeschädigten MitarbeiterInnen. Auch 
hierbei ist es uns gelungen, durch konse- 
quente und hartnäckige Interessenver- 
tretung den Respekt und die unfreiwillige 
Anerkennung der Sozial- und Sachbe- 
arbeiterlnnen in den Gesundheits- und 
Sozialämtern der Stadt zu bekommen. 
Diese ging so weit, daß die Sozialarbei- 
terInnen in den Gesundheitsämtern durch 
eine gemeinsame Erklärung von der Stadt 
forderten, daß wir für die Beratungsstelle 
eine regelmäßige Finanzierung über den 
Hamburger Haushalt bekommen sollten. 
Entscheidend zur Akzeptanz unserer Be- 
ratungsstelle beigetragen, hat auch un- 
sere Arbeit für und mit behinderten Mäd- 
chen und Frauen, die insbesondere vom 
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Senatsamtfür die Gleichstellungder Frau- 
en für notwendig gehalten und unterstützt 
wurde. Wie sehr sich in den vergangenen 
Jahren die Situation zu unseren Gunsten 
verändert hät, zeigt unser Verhältnis zur 
Hamburger Landesarbeitsgemeinschaft 
für behinderte Menschen (LAG). Wir be- 
schlossen irgendwann nach langen inter- 
nen Diskussionen, in die LAG einzutre- 
ten.. Hauptsächlich deshalb, weil die LAG 
mit das wichtigste Gremium ist, in dem 
die Politik der Hamburger Behinderten- 
verbände koordiniert wird. Den Beschluß 
zu verwirklichen, war aber gar nicht so 
einfach, denn immerhin waren wir inner- 
halb der Hamburger Behindertenverbände 
schon so bekannt, daß extreme Vorbe- 
halte bestanden, da doch viele unsere 
Form der Interessenpolitik nicht teilen 
konnten und wollten. Wir haben unmiß- 
verständlich geäußert, daß wir nicht be- 
reit sind, unsere Positionen zu verändern, 
um aufgenommen zu werden. Heute, nach 
einigen Jahren Mitgliedschaft, werden wir 
von der LAG offiziell beauftragt, Aktionen 
zu machen, z. B. zum 5. Mai. Anderer- 
seits, wenn die LAG mal politisch offensiv 
wird, dann macht sie das fast immer auf 
unseren Druck hin. Das gilt ganz sicher 
für den Bereich “neue Eugenik"” und 
“Bioethik”. Es war unser Verdienst, daß 
die LAG, aber auch der Behinderten- 
beauftragte der Stadt, sich Anfang 1993 
eindeutig gegen die vom Rowohlt-Verlag 
geplante Veröffentlichung des Buches von 
Peter Singer und Helga Kuhse "Should 
the baby live?" engagiert haben. Es ist 
uns also gelungen, dieses Gremium ein 
wenig zu ändern, ohne daß wir uns än- 
dern mußten. So haben wir uns noch 
unmittelbar vor unserer Zehnjahresfeier 
richtig unbellebt gemacht und alle ande- 
ren Mitgliedsverbände der LAG gegen 
uns aufgebracht, weil wir uns Öffentlich, 
ohne vorher die LAG zu informieren, ge- 
gen die Verlängerung der Amtszeit des 
Hamburger Behindertenbeauftragten aus- 
gesprochen haben. Der so von uns arg 
gebeutelte Behindertenbeauftragte faßte 
das später, nach der Verlängerung seiner 
Amtszeit, auf seine Art in einer öffentli- 
chen Rede zusammen: Autonom Leben 
wäre schon immer für Überraschungen - 
im positiven wie im negativen Sinne - gut. 
Insgesamt ist die Bilanz dieser Mitglied- 
schaft daher nahezu ausgeglichen: Für 
uns bedeutete sie einen Haufen nerviger 
und überflüssiger Termine, aber auch hin 
und wieder eine wichtige Unterstützung. 


Autonom Leben hat für das Jahr 95 trotz 
der drastischen Sparmaßnahmen knapp 
100.000 DM aus dem Hamburger Haus- 
halt bekommen. Damit haben die Verant- 
wortlichen der Stadt Hamburg zum er- 
sten Mal offiziell und einigermaßen tat- 
kräftig bewiesen, daß das Salz in die 
Suppe gehört. Wir sehen uns dadurch 
bestätigt. Die Geradlinigkeit, das Behar- 
ren auf Eigenständigkeit und das konse- 
quente Eintreten für die Selbstbestim- 
mung behinderter Menschen zahlt sich 
aus. 


BärßeL MickLer & GERLEF GLeıss 


„. und wir wußten 


schon, was wir tun 
oder die Geschichte des BZSL 


Wir sind ein Produkt der “Wende”. Wir 
versammelten uns in Kirchen, Wohnge- 
bietsklubs und an “Runden Tischen”, um 
unsere Probleme zu besprechen. Wir hat- 
ten schnell herausgefunden, daß sie so 
ähnlich waren, wie die der West-Behin- 
derten. Die Diskriminierungen des All- 
tags, die Institutionalisierung, die Bevor- 
mundungen durch Nichtbehinderte....; 
dennoch, wir waren schlechter ausge- 
stattet, so jedenfalls auf den ersten Blick. 
Wir brauchten dringend bessere Hilfsmit- 
tel und ambulante Unterstützungssys- 
teme. Wir hatten keine Zivis, die uns das 
Leben im Alltag hätten erleichtern kön- 
nen, wir hatten auch nicht das Geld um 
Assistenz zu bezahlen; aber wir verfügten 
über viele persönliche Erfahrungen, die 
wir weitergeben wollten. Wir waren be- 
geistert von den Ideen der Independent 
Living Bewegung auf dem Papier, das wir 
als “InvalidenrentnerInnen” von unseren 
Westreisen kommend am DDR-Zoll vor- 
beischmuggelten. Wir konnten sie nicht 
mehr ertragen, die Klageveranstaltungen 
und brauchten etwas Eigenes. Wir grün- 
deten im März 1990 das Berliner Zentrum 
für Selbstbestimmtes Leben behinderter 
Menschen e.V. und waren noch nach den 
Bedingungen der Modrow-Regierung 
schnell gemeinnützig und bekamen eine 
umfunktionierte RollstuhlfahrerInnen- 
wohnung als Gewerberaum/Büro. Wir 
stellten zwei ausrangierte Schreibtische 
und ein Regal auf, ließen uns ein Telefon 
legen und nahmen Verbindung zum da- 
maligen Freidenkerverband auf, weil wir 
glaubten, daß mit Zivis die Assistenz- 
probleme weitgehend gelöst werden 
könnten.Wir begannen aber auch unsere 
Beratungen ehrenamtlich alternierend und 
hatten guten Zuspruch. Dann kam Hel- 
mut Kohl und mit ihm das Grundgesetz, 
der Einigungsvertrag, das BGB, SchbG, 
BSHG, BVG, SGB 1-10... und Probleme, 
diese BRD- Sprache zu verstehen. Wir 
mußten unsere Satzung neu formulieren, 
trennten uns von unseren nichtbehinder- 
ten Gründungsmitgliedern, blieben ge- 
meinnützig und wurden mildtätig. Wir 
bekamen neue Rollstühle, Wannenlifte 
und Autos und hatten die ersten Kämpfe 
mit den Gutachtern für die Einstufung 
unseres Schwerbehinderungsgrades und 
der Pflegebedürftigkeit; mit der Zeit auch 
Kenntnisse über Möglichkeiten, wie wir 
unsere Assistenz selbst organisieren, 
anleiten, aussuchen und bezahlen könn- 
ten - das gaben wir nun an Ratsuchende 
weiter. Wir trafen auf die "Klassiker" der 
Independent Living Bewegung und fan- 
den: wir sollten etwas Eigenes machen. 
Wir wurden Mitglied der Interessenver- 
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tretung Selbstbestimmt Leben und sitzen 
nun am eckigen Tisch, um gemeinsame 
Probleme zu lösen. Wir sprechen noch 
nicht ganz die richtige “Sprache” und 
fühlen uns oft überwältigt von den finan- 
ziellen und regionalen Schwierigkeiten 
unserer Stadt - dennoch waren wir alle- 
zeit zuversichtlich und blieben inspiriert 
von den Ideen der “Klassiker”. Das führte 
dazu, daß wir uns um Personalstellen 
bemühten, die jedoch nur ABMs, und 
nach einer einjährigen ehrenamtlichen 
Runde, AFGs $ 249h /LKZ Ost sein konn- 
ten. Erzwungen wurde dafür die Mitglied- 
schaft im DPW - unser erster schmerz- 
hafter Kompromiß; trotzdem: wir konnten 
Arbeitsplätze schaffen und uns umfang- 
reicheren Aufgaben widmen so der Aus- 
richtung einer internationalen europäi- 
schen Konferenz vom ENIL und einer 
Fachtagung im Oktober 94 “Zur Situation 
behinderter Frauen in Berlin”. Inzwischen 
hat auch uns der “Aufschwung Ost” er- 
reicht, und wir arbeiten in einem westlich 
gestylten Büro, reisen von Tagung zu 
Tagung oder veranstalten sie selbst; pfle- 
gen flüchtige Beziehungen, konkurrieren 
mit Gruppen und Grüppchen, suchen bis- 
weilen unsere Identität in der Geschlech- 
terfrage und stellen ab und zu auch die 
Machtfrage. Dann holt uns schnell der 
Alltag wieder ein: mit den Möglichkeiten 
“unseres” peer counseling versuchen wir, 
existentielle Probleme zu lösen und Scha- 
den zu verringern. So hoffen wir auf wei- 
tere finanzielle Unterstützung von unse- 
ren Stadtvätern und -müttern, auf unser 
eigenes Durchhaltevermögen sowie die 
Kraft zur Durchsetzung der Independent 
Living-Ideen. 


ReıcHert/ PErTRA STEPHAN, BERLIN 
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Wie Selbstbestimmt 
Leben nach Jena kam 


Seit dem Herbst 1989 boomt in Ost- 
deutschland der Markt für Behinderten- 
verbände. Zwar gab es so etwas in der 
DDR schon, aber nur fürbehinderte Sport- 
lerodersinnesbehinderte Menschen. Also 
war jetzt Vereinsgründung für alle und auf 
allen Ebenen angesagt. Behinderte und 
ihre nichtbehinderten “Freunde” gingen 
oder rollten mit Ideen und einem giganti- 
schen Enthusiasmus zur Sache, daß die 
westdeutschen Profibehinderten die Oh- 
ren anlegten. 

Die Stimmung trübte sich allerdings, da 
viele Nichtbehinderte, die nach der “Wen- 
de” ihre Arbeit verloren hatten, als barm- 
herzige Samariter getarnt, so nach und 
nach an Einfluß gewannen und die füh- 
renden Positionen übernahmen. 

Der Verband “Behinderte und ihre Freun- 
de Jena e.V.” (BFJ) startete 1990 das 
Projekt “gemeinsame Wege" mit der Part- 
nerstadt Erlangen. In einer Ausstellung 
im Erlanger Rathaus zeigten Jenaer 
Behinderteninitiativen: “Wie leben Behin- 
derte in Jena” 

Dies war zugleich der erste persönliche 
Kontakt zum Erlanger ZsL und zur Selbst- 
bestimmt - Leben - Bewegung. Das Er- 
langer ZsL uns bot Seminare an, die uns 
halfen, diese Bewegung und ihre Ge- 
schichte zu verstehen. Der BFJ war in 
einer Krise und löste sich gerade auf, und 


so nahmen einige von ihnen dieses Ange- 
bot wahr. Dies war dann auch die Grund- 
lage, daß sich im Februar 1991 das “Je- 
naer Zentrum für selbstbestimmtes Le- 
ben behinderter Menschen e.V.” (JZsL) 
gründete. 

Wir fanden in einem großen Neubauge- 
biet Jenas Räumlichkeiten und beantrag- 
ten sofort vier ABM - Stellen beim Arbeits- 
amt für eine Beratungsstelle. Diese ABM- 
Stellen wurden bewilligt, doch das Ar- 
beitsamt tat sich schwer, uns Leute zu 
vermitteln. Also gingen wir selbst auf die 
Suche nach drei behinderten Arbeitneh- 
mern plus einer Arbeitsassistenz. Nach 
unseren Grundsätzen durften nur Schwer- 
behinderte ordentliche Mitglieder mit 
Stimmrecht oder Mitarbeiter werden. Am 
1. Juli 1991 sollte unsere hauptamtliche 
Arbeit beginnen, und bis auf die Arbeits- 
assistenz bekamen wir die Leute auch 
zusammen. 

Wir hatten uns viel vorgenommen, doch 
zuerst mußten wir unsere zwei Äbstell- 
kammern zu einem Büro und einem 
Beratungsraum umgestalten. Als der 
Sommer vorbei war, gaben wir ein Fest 
zur Eröffnung unserer Beratungsstelle für 
Behinderte. Unsere Gäste, u.a. Bürger- 
meistern, Sozialamtsleiter, ... waren sehr 
beeindruckt und versprachen, uns immer 
zu unterstützen, (Das tun sie auch heute 


Selbstbestimmt 
Leben in Mainz 


Es fing mit einem Haufen behinderter 
Studis an der Mainzer Universität an. Als 
AG für behinderte und nichtbehinderte 
Studierende lösten wir uns von der Änbin- 
dungan das AStA-Sozialreferat und grün- 
deten Anfang 1991 unser eigenes auto- 
nomes Behindertenreferat. Neben die- 
ser formellen Akt hatten wir ein großes 
Interesse an einer inhaltlichen Auseinan- 
dersetzung in der Behindertenpolitik. So- 
mit kamen wir auf den Gedanken eine 
Veranstaltungsreihe zu Independent 
Living, der Bürgerrechtsbewegung behin- 
derter Menschen in den USA, zu organi- 
sieren. Vorteilhaft für unsere Situation in 
Mainz war die Unterstützung von Marita 
Boos-Waidosch als langjährige Kennerin 
der Szene hierzulande und in den USA. 
Durch sie erhielten wir gute Kontakte und 
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Hinweise auf interessante Referentinnen 
für unsere Veranstaltungen, So starteten 
wir unsere Veranstaltungsreihe im Som- 
mer 91 mit Adolf Ratzkas Film “Der Auf- 
stand der Betreuten”. Weiter ging es mit 
einer Vortrag zu Ottmar Miles-Pauls Er- 
fahrungen in den USA und einem Peer 
Counseling Workshop mit Bill und Vicki 
Bruckner aus San Francisco. Abgeschlos- 
sen wurde die Reihe mit einem zusam- 
menfassenden Beitrag von August 
Rüggeberg. Was blieb, war der Vorsatz 
"wir brauchen ein Zentrum für selbst- 
bestimmtes Leben in Mainz” und das 
Problem, daß diejenigen, die arnı einem 
ZSL interessiert waren, leider keine Zeit 
und Kapazitäten hatten, sich dafür zu 
engagieren. 

Weitere Aktivitäten des autonomen Behin- 
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noch, mit einem großzügigen Sachko- 
sten- und einem bescheidenem Personal- 
kostenzuschuß.) 


Unsere Arbeit fand sehr schnell Anerken- 
nung in der Öffentlichkeit. Wir geben 
monatlich ein Infoblatt ("Selbstbestimmt”) 
heraus und veranstalten ebenso oft öf- 
fentliche Vortrags- und Gesprächsabende 
mit verschiedenen Referenten zu unter- 
schiedlichsten behindertenrelevanten 
Themen. Besonders stolz sind wir auf 
unsere Zusammenarbeit mit dem Jenaer 
Nahverkehr, denn wir haben es geschafft, 
daß in unserer Stadt nur noch Niederflur- 
busse oder -Straßenbahnen gekauft, und 
die behindertenfreundliche Zusatz- 
ausstattung von und mit uns getestet 
werden. Daß Jena seit ca. 2 Jahren eine 
Behindertenbeauftragte hat, basiert auch 
auf einer Initiative des ZsL, über die der 
Oberbürgermeister Jenas anfangs gar 
nicht so glücklich war. 

Im Februar 95 werden wir nun schon vier 
Jahre alt. Wir sind unseren Grundsätzen 
treu geblieben und haben gezeigt, daß 
behinderte Menschen ihrLeben sehr wohl 
selbst einrichten können, ohne sich von 
“Fachkräften” reinreden lassen zu müs- 
sen, Deutlich demonstrierten wir das bei 
der Organisation einer Rollstuhlrallye, die 
wir im Mai 1993 veranstalteten, um in 
Begleitung von Presse, Funk und Fernse- 
hen zu zeigen, wie ernst es uns ist mit 
dem Kampf für ein Gleichstellungs- und 
Antikdiskriminierungsgesetz. Neben di- 
versen Einbrüchen, einem Wasserscha- 
den haben wir es doch geschafft, immer 
wieder weiterzuarbeiten, Wobei die größ- 
ten Hindernisse in den Bewilligungs- 
richtlinien der Geldgeber lauern. 


Dietmar Kıeß, Jena 


dertenreferates und der AG, die sich in 
Interessengemeinschaft behinderter Stu- 
dierender (IbS} umbenannte, folgten. Peer 
Counseling Kurse fanden regelmäßig 
statt, aktuelle behindertenpolitischen The- 
men kamen durch Veranstaltungen zur 
Sprache (barrierefreies Bauen, Sonder- 
schulen - Regelschulen, persönliche As- 
sistenz, behindertengerechter ÖPNV, 
Anti-Diskriminierungsgesetz etc.). Zusätz- 
lich gaben uns die Aktionstage am 5. Mai 
die Gelegenheit, politische Forderungen 
über die Uni hinaus vorzubringen. Die 
Kontakte zu ISL und den Aktiven aus den 
anderen Zentren wurden enger. Irgend- 
wann im Juli 1993 kam es dann doch zu 
der Gründung des "Zentrum für selbst- 
bestimmtes Leben behinderter Menschen, 
Mainz e.Y.”. Unser Ziel ist ein Zentrum 
aufzubauen, das sowohl die Interessen- 
vertretung behinderter Menschen wahr- 
nimmt, als auch individuelle Unterstüt- 
zung in der Beratung bietet, die unabhän- 
gig, ganzheitlich und ermächtigend sein 
soll. Dabei soll die Beratung der Schwer- 
punkt sein, ohne das ZsL durch eine 
Dienstleistung, wie einen ambulanten 
Dienst, zu finanzieren. Das Angebot an 
ambulanten Diensten ist in Mainz wei- 
testgehend vorhanden, und die Förde- 
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rung des Assistenzmodells von behinder- 
ten ÄrbeitgeberInnen ist eher eine Frage 
der Beratung und Unterstützung als die 
direkte Ausführung einer Dienstleistung 
(das soll ja jedeR möglichst selbst ma- 
chen im Sinne der Selbstbestimmung). 


Also stellten wir unsere Ideen und Kon- 
zepte in der Öffentlichkeit vor, inhaltlich 
erarbeiteten wir eine ausführliche 
Projektbeschreibung. Die Reaktionen dar- 
auf waren unterschiedlich. Zum einen 
wurde von Seiten der etablierten Einrich- 
tungen der Vorwurf "Akademische 
Rollstuhlfahrer” laut und uns damit eine 
gewisse Weltfremdheit attestiert. Zum 
anderen und zum Glück überwiegend, 
schier unsere Idee auf gute Resonanz zu 
stoßen. Allerdings wurde damit die Rea- 
lisierung unseres ZsL nicht wahrscheinli- 
cher, weil Kommune und Land in Zeiten 
der Verweise auf leere Kassen zwar viele 
Ideen ganz toll finden können, sich dar- 
aus aber keinerlei Konsequenzen erge- 
ben. Dies bedeutete, daß das ganze et- 
was umständlicher wurde. Die Strategie, 
die darauffolgte, war, sich zu den Spit- 
zenverbänden derfreien Wohlfahrtspflege 
(Diakonie, Caritas, Rotes Kreuz, AWO 
und DPWV) vor Ort zu begeben und sie 
von der Wichtigkeit eines ZsL in Mainz als 
notwendige Ergänzung im Beratungsan- 
gebot der Stadt Mainz zu überzeugen und 
darauf zu hoffen, daß sie einen kleinen 
Teil des großen Kuchens, den sie von der 
Kommune bekommen, an uns abgeben. 
Die Resonanz auf die Idee eines ZsL war 
positiver als angenommen, zu einer fi- 
nanziellen Unterstützung führte das lei- 
der trotzdem nicht. Klar scheint inzwi- 
schen zu sein, daß öffentlichen Kassen 
keine müde Mark zu entlocken ist. Aller- 
dings gibt es indirekte Finanzierungs- 
möglichkeiten. So kam durch den Sozial- 
dezernenten eine dauerhafte Finanzie- 
rung über Mittel aus Stiftungen zustande 
(es blieb also doch nicht nur bei leeren 
Versprechungen). Dadurch konnten als 
nächster Schritt ebenerdig zugängliche 
Räume angemietet werden. Die Anstel- 
lung von Personal in Verwaltung und 
Beratung kann nun umgesetzt werden, 
wofür Mittel aus Bundes- und Landespro- 
grammen beantragt werden können. Da- 
durch kann auch die weitere behinderten- 
gerechte Gestaltung unserer Räume 
(Behindertentoilette etc.) finanziert wer- 
den. Als Risiko bleiben immer noch Eigen- 
anteile, die aufgebracht werden müssen 
und das Problem, daß mindestens ein 
Jahr nach der Förderzeit von drei Jahren 
die Personalkosten voll getragen werden 
müssen (sonst drohen Rückzahlungs- 
forderungen). Kurzfristig versuchen wir 
die Mittel über Spenden hereinzuholen, 
wobei wir leider oft nicht wählerisch sein 
können und uns auch auf Lions-Club etc. 
einlassen müssen, Bis jetzt ist es jedoch 
weitgehend gelungen unsere, Inhalte bei 
solchen Gelegenheiten zu vermitteln. Es 
ist wichtig bei solchen Wohltätigkeits- 
aktionen seine Identität und sein Gesicht 
zu wahren, klar zu stellen wer, wir sind 
und was wir wollen und nicht in die Kli- 
schees zu verfallen, die von uns als Be- 


hinderten allzu gerne erwartet werden 
(Mitleidseffekt und Tränendrüse). Es wäre 
schon schön, wenn es wirklich bessere 
Finanzierungsmöglichkeiten aus unseren 
eigenen Reihen gäbe (*... deshalb unter- 
stütze ich den Förderfonds zum selbst- 
bestimmten Leben”). Langfristig bleibt uns 
nichts anderes übrig, als eine Finanzie- 
rung des ZsL aus öffentlichen Mitteln zu 
erkämpfen. Das Risiko bleibt bestehen 
und schwebt ständig über dem Projekt. 


Wo bleibt hier eigentlich die inhaltliche 
Auseinandersetzung mit den Selbst- 
bestimmt Leben-Ideen, mag sich hier 
manch einer fragen. Und genau diese 
Frage spiegelt das Dilemma wider, in 
dem wir uns als ZsL e.V. zur Zeit befin- 
den. Für die eigentliche Arbeit in der 
Beratung bleibt uns auf ehrenamtlicher 
Basis zur Zeit kaum noch Luft, weil stän- 
dig Organisatorisches dazwischenkommt. 
Zwar sind wir inzwischen zu ExpertInnen 
in Vermietungs-, Personalkostenberech- 
nungs-, Finanzierungsmöglichkeiten- 
fragen geworden, doch die eigentliche 
inhaltliche Arbeit kommt dabei oft zu kurz. 


Dabei mangelt es uns nicht an Ideen, die 
wir umsetzen wollen. So sollen verstärkt 
im ZsL ehren- bzw. nebenamtliche Bera- 
terInnen als Peer Counselors eingesetzt 
werden. Das Konzept wird in unserer 
Projektbeschreibung folgendermaßenbe- 
schrieben: “Als ... Peer Counselors sind 
behinderte Personen geeignet, die durch 
ihre Erfahrung in der Auseinanderset- 
zung mit der eigenen Behinderung und 
der Bewältigung ihres alltäglichen Le- 
bens anderen Behinderten Modellfunktion 
bieten können. Sie sollen in den grundle- 
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genden Beratungstechniken ausgebildet 
werden und dureh ständige Supervision 
im jeweiligen Beratungsprozeß durch die 
hauptamtlichen Mitarbeiter des ZsL be- 
gleitet werden. Die Verpflichtung, minde- 
stens ein Jahr in der Beratung tätig zu 
sein und die Zahlung einer Aufwandsent- 
schädigung für die geleistete Tätigkeit 
soll unterstützend für die Motivation wir- 
ken und damit die Qualität der Beratung 
steigern. Mit diesem Angebot kann das 
ZsL Mainz engagierten Personen entge- 
genkommen, die sich mit unseren Zielen 
identifizieren können und in unserem Pro- 
jekt mitwirken möchten. Die Vielzahl von 
BeraterInnen bedeutet auch für die Rat- 
suchenden bessere Unterstützungs- 
möglichkeiten bei individuell unterschied- 
lichen Problemlagen. {...) Durch die Tä- 
tigkeit dieser Peer Counselors wird eine 
breitere Basis unserer Aktivitäten und 
Kapazitäten gewährleistet. Die Beratung 
kann in den Räumen des ZsL stattfinden, 
wir wollen sie allerdings auch in den 
verschiedenen Behinderteneinrichtungen 
anbieten (Sonderschulen , WiBs, Reha- 
einrichtungen etc.)”. 


Wichtigstes Ziel der Arbeit des ZsL sollte 
die Unterstützung behinderter Menschen 
beim Verlassen von Institutionen zu ei- 
nem eigenständigen Leben in der Kom- 
mune sein. Als Interessenvertretung müs- 
sen wir auf kommunaler Ebene die not- 
wendigen Voraussetzungen dafür durch- 
setzen. Undin diesem Sinne erwartet uns 
noch einiges an Arbeit in näherer und 
weiterer Zukunft. 


Matthias Rösch / Corina ZoLLE, Maınz 
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Jeder Frau mit Behinderung 
ihre eigene Selbstbestimmung! 


Das Zentrum für selbstbestimmtes Leben (ZsL), Köln stellt seit 
Oktober 1993 innerhalb seiner Beratungsstelle ein spezielles Ange- 
bot für Frauen mit Behinderung von Frauen mit Behinderung zur 
Verfügung. Es wird als zweijähriges Modellprojekt “Peer Support 
für behinderte Frauen” von der Stiftung Wohlfahrtspflege und dem 
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes NRW 


gefördert. 


Wir - die Mitarbeiterinnen des Projekts - 
haben den Peer-Support-Ansatz, der in 
den Beratungsstellen der Selbstbestimmt- 
Leben-Bewegung praktiziert wird, für die 
Arbeit mit Frauen mit Behinderung kon- 
sequent weiterentwickettmitdem Schwer- 
punkt einerganzheitlichen, parteilichen 
Lebensberatung für Frauen mit Behin- 
derung von Frauen mit Behinderung. 


Ziel unserer Arbeit ist die Unterstützung 
und Aktivierung einer selbstbestimmten 
Lebensführung von Frauen mit Behinde- 
rung. Dabei verstehen wir Selbstbestim- 
mung nicht als ein feststehendes Ziel, 
das von allen erreicht werden soll, son- 
dern als einen persönlichen Prozeß der 
Entdeckung und Entwicklung der eigenen 
Identität als Frau mit Behinderung. Die- 
ser Prozeß, den jede Frau mit Behinde- 
rung auf ihre Weise lebt, macht ihre indi- 
viduelle Form der Selbstbestimmung aus. 
So gehört, z. B., für die eine Frau mit 
Behinderung Partnerschaft und Mutter- 
schaft zu ihrer eigenen selbstbestimmten 
Lebensform, die andere lehnt dies für 
sich ab. So wählt die eine bewußt Zivis 
zur Abdeckung ihrer Pflege, die andere 
weibliche Assistentinnen. 

Jede Frau mit Behinderung hat ein eige- 
nes, mehr oder weniger klares Gefühl und 
eine eigene Vorstellung von ihrem Leben 
in Selbstbestimmung. Wir als Beraterin- 
nen müssen ihr die Möglichkeit geben, 
diese zu erkennen und zu entwickeln. Wir 
dürfen nicht darauf hinwirken, daß die 
Ratsuchende unsere Vorstellungen von 
Selbstbestimmung übernimmt, sondern 
wir müssen uns auf ihre eigenen einlas- 
sen, sie unterstützen und sie auf ihrem 
eigenen Weg der Selbstbestimmung be- 
gleiten, 

Diese Haltung ist für uns als Beraterinnen 
nichtimmer ganzeinfach, besonders dann 
nicht, wenn die Vorstellungen der Rat- 
suchenden von unserer eigenen weit ab- 
weichen. Umso wichtiger ist es, daß wir 
unsere Arbeit hinterfragen und reflektie- 
ren. Dazu gehört auch eine Auseinander- 
setzung mit unserer eigenen Identität als 
Frau mit Behinderung. So haben wir im 
Laufe unserer Arbeit erkannt, daß es not- 
wendig ist, das Frau-Sein von Frauen mit 
Behinderung hervorzuheben. Daher zie- 
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hen wir den Begriff “Frauen mit Behinde- 
rung” dem Begriff “behinderte Frauen” 
vor. 

Ich habe oft den Eindruck, daß die hier 
dargestellte Sichtweise von Selbstbe- 
stimmung und die Notwendigkeit der 
Reflexion unseres Selbstverständnisses 
in der "Bewegung” - insbesondere beiden 
Männern - nicht unbedingt geteilt wird. So 
scheint mir ein hohes, feststehendes, von 
einigen für erstrebenswert erklärtes Ziel 
von Selbstbestimmung vorzuherrschen, 
das sie erreicht haben und das alle ande- 
ren ebenfalls erreichen sollen. Ich halte 
es daher für dringend notwendig, daß es 
neben dem Forum “Arbeit mit behinder- 
ten Frauen” ffrüher: ISL-Frauen) weitere 
Möglichkeiten des Austauschs und der 
Reflexion innerhalb der “Bewegung” gibt, 


Zurück zu unserer Arbeit im Modellprojekt 
"Peer Support für behinderte Frauen”. 
Folgende Angebote stellen wir zur Verfü- 
gung: 

Die persönliche Beratung bzw. Beglei- 
tung ist eine Kombination von Sach- und 
psychosozialer Beratung, wobei die Be- 
gleitung persönlicher, psychosozialer Pro- 
zesse überwiegt. Es ist eine ganzheitli- 
che, parteiliche Lebensberatung für Frau- 
en mit Behinderung. Die Ratsuchende 
wird als ganze Person in ihrer individuel- 
len Lebenssituation verstanden. Die Be- 
raterinnen stehen auf der Seite der betrof- 
fenen Frau, akzeptieren sie, bleiben bei 
ihrer Sicht der Dinge und unterstützen sie 
in ihrem Sinne. 

In Gruppenangeboten in Form von Se- 
minaren, Workshops und Gesprächs- 
kreisen bieten wir die Möglichkeit zum 
Erfahrungsaustausch. 

Darüber hinaus initieren und unterstüt- 
zen wir Arbeits- und Selbsthilfegruppen. 
Zur Zeit bestehen AG’s zu den Themen 
"Schwangerschaft/Mutterschaft”, “"Medi- 
en” und "Lesben". 

Weiterbildungs- und Trainingskurse, z. 
B. Selbstbehauptungs- und Selbstverteidi- 
gungskurse bieten die Chance, bestimm- 
te Fäghigkeiten zu entwickeln. 
Aufgrund der großen Nachfrage nach 
Freizeitaktivitäten haben wir einen regel- 
mäßigen Stammtisch für Frauen mit Be- 
hinderung ins Leben gerufen. 


Gemeinsame Angebote für Frauen mit 
und Frauen ohne Behinderung sind 
notwendig, um das Bewußtsein von 
nichtbehinderten Frauen zu wecken und 
zu fördern, daß auch wir - Frauen mit 
Behinderung - Frauen sind. 

Die Zusamenarbeit mit Frauenprojekten 
und Behinderteninitiativen und die Teil- 
nahme an Gremien und Arbeitskreisen 
ist notwendig, um unsere Interessen be- 
kannt zu machen und zu vertreten. 
Ebenso wollen wir mitunsererÖffentlich- 
keitsarbeit in Form von Informationen, 
Veranstaltungen und Veröffentlichungen 
auf die spezielle Situation von Frauen mit 
Behinderung hinweisen und darauf hin- 
wirken, daß gesellschaftliche Rahmen- 
bedingungen und Wahlmöglichkeiten 
geschaffen werden, damit ein möglichst 
selbstbestimmtes Leben für jede Frau mit 
Behinderung realisierbar wird. 


Die steigende Nachfrage von Frauen mit 
Behinderung nach persönlicher Beratung 
und nach Kontakten zu anderen betroffe- 
nen Frauen hat seit der Eröffnung des 
Projekts stetig zugenommen und spiegelt 
einen großen Bedarf wieder. 


Darüber hinaus können wir nach anfäng- 
lichen Unsicherheiten und Annäherungs- 
schwierigkeiten von Seiten einiger Frauen- 
projekte und Frauenanlaufstellen von 
nichtbehinderten Frauen eine allmähli- 
che Sensibilisierung für die Problematik 
von Frauen mit Behinderung und ein stei- 
gendes Interesse an Informationen und 
Zusammenarbeit feststellen. 


Die zunehmenden Anfragen wegen 
Informationsmaterial und Mitarbeitan Ver- 
anstaltungen zeigen eine allgemeine Zu- 
nahrne des Interesses an dem Thema 
Frauen mit Behinderung. 


Eine ausführlichere Darstellung unserer 
Arbeit und den aktuellen Stand kann man/ 
frau im "Zwischenbericht zur Dokumen- 
tation des Modellprojekts Peer Sup- 
port für behinderte Frauen” nachlesen. 
Er ist zu bestellen beim Ministerium für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales des Lan- 
des NRW, z. Hd. Herrn Kolb, Horionplatz 
4, 40 213 Düsseldorf. 


CHRISTIANE SCHNEIDER, KÖLN 


Anschrift: 


ZsL 

-» Frauenberatung - 
Jakobstr. 22 
Blloyic <ellı) 


Tel. 0221 / 32 22 90 


Forum 


“Arbeit mit behinderten Frauen” 
Entstehung und Notwendigkeit 


Im Juni 1992 trafen sich zum erstenmal 
bundesweit behinderte Frauen, die in der 
"Selbstbestimmt-Leben-Bewegung” aktiv 
sind oder in Zentren arbeiten. Es war 
spürbar, daß es den anwesenden Frauen 
ein starkes Bedürfnis ist, sich nur mit 
Frauen über ihre Arbeit auszutauschen. 
Diese Treffen wurden bie heute fortge- 
setzt mit ca. 15 Frauen. Worin sehen wir 
die Notwendigkeit eines eigenen Forums 
für behinderte Frauen in diesem Zusam- 
menhang? 

In ISL (Interessenvertretung Selbst- 
bestimmt Leben in Deutschland e.V.) flie- 
Ben die Aktivitäten der einzelnen Zentren 
bundesweit zusammen. Frauen sind zah- 
lenmäßig in den Zentren stark vertreten, 
derzeit sind zwei Frauen im Vorstand, 
äußere Gleichberechtigung ist verwirk- 
licht. Doch zeigen sich auch hier Struktu- 
ren, die die Dominanz der (behinderten) 
Männer deutlich machen, z.B. darin, wer 
mit welcher Selbstverständlichkeit wie 
lange redet, welche Themen sich durch- 
setzen, welche Meinung "gehört" wird. 
Auch in der (politischen) Öffentlichkeit 
sind aus meiner Sicht behinderte Männer 
im Vordergrund - selbst 'die randschau' 
interviewt unter den bekannten “Größen 
der Bewegung” eher die Männer. Werden 
frauenspezifische Aktivitäten in den MV's 
von ISL erwähnt, geschieht dies am Ran- 
de, ohne viel Aufsehen zu erregen. 
Unter anderem diese Situation veranlaß- 
te einige Frauen, eigene Treffen ins Le- 
ben zu rufen. In den meisten Zentren 
finden frauenspezifische Angebote statt, 
die in die Arbeit mit einfließen, aber am 
Rande stehen, was dazu führt, daß wir 
diese Arbeit "zusätzlich" machen und sie 
selbst als nicht entscheidend wichtig be- 
trachten. Nur einige wenige Projekte sind 
bisher spezifisch für Frauen konzipiert 
(siehe Köln, Heidelberg, Kassel). In die- 
sem Punkt sind Frauenzusammenhänge 
entscheidend wichtig. 


Behinderte Frauen 


und Selbstbestimmung 

Was "Selbstbestimmt-Leben” heißt, 
scheint für behinderte Männer und Frau- 
en, die in der Bewegung engagiert sind, 
zunächst ganz klar zu sein - geht doch der 
Begriff jeder/m von uns locker über die 
Lippen. Begriffe wie “Peer Counseling” 
oder “Peer Support” (Beratung und Un- 
terstützung} gehen von Peer-groups aus, 
woraus für behinderte Frauen schnell die 
Zugehörigkeit zu beiden Gruppen - Frau- 
en und Behinderte - entscheidend wichtig 
wird, da gerade aus der Situation der 
Zugehörigkeit zu beiden Gruppen die spe- 


zifische Benachteiligung entsteht, der wir 
ausgesetzt sind. (Weshalb für behinderte 
Männer ihre Rolle als Mann weniger The- 
ma ist, sei dahin gestellt.) Selbstbe- 
stimmung hat daher für behinderte Frau- 
en andere Prioritäten und Themen als für 
Männer mit Behinderungen. Einige Aspek- 
te möchte ich anschneiden. 

Eine Grundvoraussetzung zur Selbstbe- 
stimmung ist die persönliche Assistenz, 
die individuell zugeschnitten sein sollte. 
Für behinderte Frauen ist es keineswegs 
selbstverständlich, Assistenz durch Frau- 
en zu erhalten, wenn sie es möchten. Der 
Verweis auf “Zivis” ist in vielen Städten 
noch immer aktuell. Hinlänglich bekannt 
ist inzwischen die massive Benachteili- 
gung von behinderten Frauen in Ausbil- 
dung und Beruf, die andere Dimensionen 
hat als bei Männern. Themen und Frage- 
stellungen, wie Körperlichkeit und Sexua- 
lität, Partnerschaft und Kinder haben so- 
wohl im Alltag als auch in ihrer politischen 
Dimension für behinderte Frauen andere 
Bedeutungen. Fastjeder behinderten Frau 
wird einmal im Leben zur Sterilisation 
geraten (passiert das bei behinderten 
Männern?), behinderte Mütter werden als 
“Exotinnen” betrachtet. Bevölkerungs- 
politik, Diskussionen zum $ 218, human- 
genetische Beratung und pränatale Dia- 
gnostik (eugenische Indikation) betreffen 
uns als Frauen und als Behinderte in all 
ihren Widersprüchlichkeiten. (Bei der Dis- 
kussion um das Abtreibungsrecht wird 
dies besonders deutlich; einerseits befür- 
worten wir das Recht auf Abtreibung, 
andererseits kritisieren wir “selektive Ab- 
treibung” eines gewollten Kindes, falls es 
behindert sein könnte). Das Thema ist in 
vielen Texten und Büchern von Frauen 
dargestellt worden, weshalb ich es nur 
anreiße. Als Folge all dieser spezifischen 
Diskriminierungen ist es für behinderte 
Frauen ungleich schwerer, ein positives 
Selbstbild und eigene Akzeptanz zu ent- 
wickeln, die Identifikation mit positiven 
Rollenvorbildern istselten gegeben. Nicht 


zuletzt zeigte die Diskussion um ein ADG 
die Vernachlässigung frauenspezifischer 
Themen, die erst durch zwei Tagungen 
erarbeitet und veröffentlicht wurden. 


Inhalte und Ziele 
des “Forums Arbeit mit 


behinderten Frauen” 


Gemeinsamer Nenner des losen Nelz- 
werks ist die Teilnahme von behinderten 
Frauen, die sich in irgendeiner Weise mit 
und für behinderte Frauen engagieren. 
Derzeit nehmen bis zu 15 (bis 20) behin- 
derte Frauen aus verschiedenen Städten 
zweimal jährlich an Treffen oder Tagun- 
gen teil. Die spezifischen Diskriminierun- 
gen, denen wir als behinderte Frauen 
ausgesetzt sind, wirken in unsere Arbeit 
hinein. Besonders wichtig ist deshalb für 
uns die Auseinandersetzung mit uns per- 
sönlich in unserer Rolle als behinderte 
Frauen einerseits und als professionelle 
Beraterinnen andererseits, um positive 
Identifikationsmöglichkeiten zu entwickeln 
und letztlich Formen der Selbstbe- 
stimmung zu erreichen und weiterzuge- 
ben, die uns als Frauen mit Behinderun- 
gen gemäß sind. 


Folgende Themen und Ziele bestimmen 
die inhaltliche Arbeit: 

- Definition von frauenspezifischer und/ 
oder feministischer Beratung im Zusam- 
menhang des Peer-counseling Ansatzes; 
-eigene Fortbildung zu Themen wie: Mäd- 
chenarbeit; Sexuelle Ausbeutung und Ge- 
walt; 

- der persönliche Austausch von Erfah- 
rungen und Ideen; gegenseitige Stärkung 
und Unterstützung; 

- Austausch von Informationen auf 
bundesweiter und europäischer Ebene; 
- Zusammenarbeit mit Initiativen nicht- 
behinderter Frauen etc.. 


THERESIA ÄDELFINGER/ ZSL ERLANGEN 
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Kann es in Berlin eine Alternative 


Fiese 


zu den AMBULANTEN DIENSTEN 


geben? 


Im Februar 1992 gab es wieder einmal 
eine der chaotischen Plenumssitzungen 
bei den Ambulanten Diensten e.V. in Ber- 
lin. Grund für die Aufregung war ein Streit 
mit der ADK und dem Finanzamt; beide 
behaupten, daß es sich bei der Tätigkeit 
der Helfer und Helferinnen um "weisungs- 
gebundene und von daher abhängige 
Beschäftigung" handelt. Anders formu- 
liert, daß alle Helfer und Helferinnen mit 
den Ambulanten Diensten einen Arbeits- 
vertrag schließen müssen, die Ambulan- 
ten Dienste folglich Arbeitgeber und die 
Helfer und Helferinnen Arbeitnehmerbzw. 
Arbeitnehmerinnen werden. Bis zu die- 
sem Zeitpunkt arbeiteten die Helfer und 
Helferinnen auf Honorarbasis, wobei das 
in Berlin gezahlte Honorar bis heute weit 
über den bundesweiten Honorarsätzen 
liegt, verglichen z.B. mit den Honoraren, 
die der fib e.V. in Marburg zahlen kann. 


Goldene Zeiten in Berlin 

Für jemand, die wie ich noch vor ’89 aus 
Westdeutschland nach Berlin gekommen 
ist, herrschten in Berlin paradiesische 
Zustände. Es gab keine Zivildienstleisten- 
den, d.h. es gab die Möglichkeit zwischen 
Helfern und Helferinnen zu wählen, die 
sich für diese Art der Arbeit entschieden 
hatten und nicht “zwangsverpflichtet” 
waren und dafür gut bezahlt wurden. Die 
Ambulanten Dienste vermittelten zwar 
Helfer und Helferinnen, aber es bestand 
auch die Möglichkeit, sich selbst Helfer 
und Helferinnen zu suchen, diese anzu- 
lernen und anzuleiten, mit ihnen gemein- 
sam den “Dienstplan” zu erarbeiten und 
sie zu bezahlen. Denn wer wollte, konnte 
nach Abzug der Organisationskosten 
durch die Ambulanten Dienste, die Gel- 
der selbstständig verwalten. All’ dies war 
möglich. Andererseits konnte jeder Hilfe- 
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nehmer bzw. jede Hilfenehmerin? die Un- 
terstützung der Ambulanten Dienste in 
Hinblick auf die Suche und Anleitung 
neuer Helfer und Helferinnen, die Erar- 
beitung des Dienstplanes und die Bewäl- 
tigung von Konflikten, um nur einige 
Unterstützungsangebote zu nennen, in 
Anspruch nehmen und die Abrechnung 
und Bezahlung den Ambulanten Dien- 
sten überlassen. Für mich, wie für viele 
andere Hilfenehmer und Hilfenehme- 
rinnen, bot diese Regelung die Möglich- 
keit zur weitestgehend selbstbestimmten 
Gestaltung der von mir benötigten Hilfe. 


Die Wende 
oder die Katastrophe 


Diese Möglichkeit sollte es nach dem 
Willen der AOK und dem Finanzamt nicht 
mehr geben. In dem Moment, in dem die 
Helfer und Helferinnen mit den Ambulan- 
ten Diensten einen Arbeitsvertrag schlie- 
Ben würden, wäre unser Wahlrecht hin- 
sichtlich der Helfer und Helferinnen ge- 
fährdet. Die Ambulanten Dienste wären 
aufgrund des Arbeitsvertrages zur Ein- 
haltung der gesetzlichen Kündigungsfrist 
verpflichtet, während dieser Frist besteht 
der Lohnanspruch der Helfer und Helfe- 
rinnen natürlich weiter. D.h. bei Proble- 
men zwischen Hilfenehmer bzw. Hilfe- 
nehmerin und den Helfern oder Helferin- 
nen müßten die Ambulanten Dienste 
versuchen, auf beide Seiten einzuwirken, 
das Arbeitsverhältnis bis zum Ablauf der 
Kündigungsfrist fortzuführen oder den Hel- 
fer bzw. die Helferin “in einen anderen 
Einsatz” zu vermitteln. Bei den Bemühun- 
gen der Ambulanten Dienste stünden sich 
das Wahlrecht der Hilfenehmer und Hilfe- 
nehmerinnen und das Lohninteresse der 
Helfer und Helferinnen, sowie der ökono- 
mische Zwang unter dem der Verein steht 
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gegenüber. Konkret bedeutet das, wenn 
ein Hilfenehmer möchte, daß ein Helfer 
nicht mehr bei ihm arbeitet, müßten die 
Ambulanten Dienste sich, wie bereits 
gesagt, zunächst darum bemühen, die- 
sen Helfer in einen anderen Einsatz zu 
vermitteln. Würde dies nicht gelingen, 
müßte ihm gekündigt werden. Während 
der Kündigungsfrist besteht der Lohnan- 
spruch des Helfers, wie der jedes ande- 
ren Arbeitnehmers, fort. Um das Wahl- 
recht des Hilfenehmers zu wahren, müß- 
ten die Ambulanten Dienste den Helfer 
aus dem Einsatz herausnehmen, ihn aber 
trotzdem bezahlen. Das kann sich kein 
Arbeitgeber, auch wenn er mal als 
Selbsthilfeprojekt behinderter Menschen 
angefangen hat, finanziell erlauben. 
Vor diesem Hintergrund haben wir uns, 
zunächst noch im Rahmen der sog. Hilfe- 
nehmer/-innen-Treffen bei den Ambulan- 
ten Diensten, mit der Frage beschäftigt, 
welche Möglichkeit es für uns gibt, unsere 
Hilfe weiterhin so selbstbestimmt wie mög- 
lich zu gestalten. Bei diesen monatlichen 
Treffen wurde deutlich, daß einige Hilfe- 
nehmer und Hilfenehmerinnen darauf hoff- 
ten, daß “es schon nicht so schlimm 
werden würde”, andere konnten sich nicht 
vorstellen, bei der Organisation der Hilfe, 
die sie benötigen, auf die Unterstützung 
der Ambulanten Dienste zu verzichten 
und wieder andere, das waren die späte- 
ren Gründungsmitglieder der Arbeitsge- 
meinschaft für ein selbstbestimmtes Le- 
ben schwerstbehinderter Menschen e.V, 
(ASL), glaubten ihre Vorstellungen von 
einem selbstbestimmten Leben am be- 
sten mit dem sog. ArbeitgeberInnen-Mo- 
dell, d.h. unabhängig von den Ambutan- 
ten Diensten, verwirklichen zu können. 
Das Verhältnis zwischen den Ambulan- 
ten Diensten und den Gründungsmitglie- 
dernentwickelte sich dann so, daß schließ- 
lich aueh die Ambulanten Dienste der 
Meinung waren, daß man unabhängig 
voneinander vorgehen müsse, so unab- 
hängig, daß der spätere ASL-Vereinsvor- 
sitzende, Eckhard Porst, nicht mehr Mit- 
glied der Ambulanten Dieristen sein konn- 
te, Ein Berliner Unvereinbarkeitsbe- 
schluß... 


Ein Neubeginn... 


Um also das ArbeitgeberInnen-Modell 
auch in Berlin einzuführen, wurde am 4. 
September 1992 ASL e.V. gegründet. Die 
Gründung erfolgte in Hinblick sowohl auf 
die Forderungen der AOK und des Fi- 
nanzamtes, als auch in Hinblick auf die 
bevorstehende Einführung der Pilege- 
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versicherung. Obwohl die Unsicherheit 
über das, was uns mit der Einführung der 
Pflegeversicherung erwartet, einen star- 
ken Handlungsdruck auf uns ausübte, 
wurde der erste Antrag auf “Arbeitgeber- 
schaft" beim zuständigen Kostenträger, 
der Abt. Sozialwesen des Bezirksamtes, 
erst beinahe zwei Jahre nach Vereins- 
gründung gestellt. “Antrag auf Arbeit- 
geberschaft”, eine Formulierung, die in 
den entsprechenden Kreisen, d.h. unter 
behinderten Arbeitgebern und Arbeit- 
geberinnen, wie selbstverständlich ge- 
braucht wird, die aber nicht nur den 
Bezirksämtern gegenüber erklärungsbe- 
dürftig ist. - Bei einem Seminar zum The- 
ma "Offentlichkeitsarbeit", an dem ich im 
letzten Jahr teilgenommen habe, war die 
Resonanz auf das Anliegen von ASL sehr 
positiv. Aber mir wurde empfohlen, gera- 
de in Hinblick auf Offentlichkeitsarbeit 
einen anderen Begriff zu verwenden, als 
den der Arbeitgeberschaft, da er zu nega- 
tiv besetzt sei. Die Frage, ob dieser Be- 
griff negativ besetzt ist, ist sicherlich eine 
Frage des Standpunktes; aber er ist auf 
jeden Fall erklärungsbedürftig. - Also: 
unter Antrag auf Arbeitgeberschaft ver- 
stehen wir, einen Antrag beim zuständi- 
gen Bezirksamt auf Auszahlung der Gel- 
der, die zur Finanzierung der von uns 
benötigten Hilfe erforderlich sind, und 
zwar direkt an uns, damit wir mit diesen 
Geldern die Helfer und Helferinnen für die 
Leistungen, die sie uns gegenüber er- 
bracht haben, bezahlen können. Das 
heißt, daß keine Ambulanten Dienste oder 
Sozialstationen zwischengeschaltet wer- 
den. Vielleicht wurde dieser Antrag zu 
spät gestellt, denn zur Zeit, d.h. Ende 
Januar '95, liegt noch kein Bescheid vor. 
Ein solcher Bescheid, ein positiver natür- 
lich, wäre jedoch Voraussetzung, um mit 
der zuständigen Pflegekasse in Verhand- 
lung über den Abschluß eines Versor- 
gungsvertrages zwischen derselben und 
dem behinderten Arbeitgeber bzw. der 
behinderten Arbeitgeberin zu treten. Die- 
ser Versorgungsvertrag müßte bis späte- 
stens zum 31.03.95 geschlossen wer- 
den, um als Vertragspartnerin der Pflege- 
kasse anerkanntzu werden und die Pflege- 
sachleistungen in Anspruch nehmen zu 
können. Menschen, die auch nach Ein- 
führung der Pflegeversicherung auf er- 
gänzende leistungen nach den $8 68,69 
BSHG zur Finanzierung der von ihnen 
benötigten Hilfe angewiesen sind, kön- 
nen nicht zwischen Pflegegeld und Sach- 
leistung wählen, sondern müssen dem 
Gesetz zufolge die Sachleistung beantra- 
gen. Die Sachleistung wiederum kann 
nur erbracht werden von einern Vertrags- 
partner der Pflegekassen, wie den Ambu- 
lanten Diensten oder den Sozialstationen. 
Das heißt, daß wir als behinderte Arbeit- 
geber und Arbeitgeberinnen Vertragspart- 
ner und -partnerinnen der Pflegekassen 
werden müssen, durch den Abschluß ei- 
nes Versorgungsvertrages und zwar bis 
zum 31.03.95. Von daher stellt sich uns 
die Frage, ob der Antrag auf Arbeitgeber- 
schaft evil. zuspät gestellt worden ist und 
hoffen natürlich darauf, daß dem nicht so 
ist. 
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Bis zu dem Zeitpunkt, als das erste ASL 
Mitglied bei dem zuständigen Bezirksamt 
einen Antrag auf Arbeitgeberschaft stell- 
te, waren alle Bezirksämter vom dpw 
über das Anliegen unseres Vereins infor- 
miert und um eine Stellungnahme gebe- 
ten worden. Lediglich eine einzige Stel- 
lungnahme war eindeutig positiv, alle 
anderen zeigten deutlich die Vorbehalte 
und das Unverständnis der Kostenträger. 
Im Gegensatz dazu reagierten unsere 
Ansprechpartner auf Senatsebene sehr 
aufgeschlossen; vielleicht weil sie auf- 
grund der Verwaltungsstruktur in Berlin 
nicht über unsere Anträge entscheiden 
müssen, sondern jedes Bezirksamt die 
Entscheidung eigenverantwortlich trifft. 
Ihr Weisungsrecht gegenüber den Bezirks- 
ämtern wollte die Senatsverwaltung für 
Soziales nicht ausüben, so daß wir ge- 
zwungen sind, mit in jedem Bezirk, mit 
dem jeweiligen leitenden Fachbeamten 
der Abt. Sozialwesen, Gespräche zu füh- 
ren, Das kostet sehr viel Zeit und Kraft. An 
dem Gespräch, das dem ersten Antrag 
auf Arbeitgeberschaft vorausging, nah- 
men derleitende Fachbeamte, zwei Grup- 
penleiter, die Vereinsvorsitzende, die 
Antragstellerin und der Leiter der Fach- 
gruppe “Behinderte” beim dpw teil, von 
dem wir in den letzten Jahren sehr aktiv 
unterstützt worden sind. Er hatte uns 
immer wieder geraten, in mehreren Bezir- 
ken gleichzeitig einen entsprechenden 
Antrag zu stellen; aber es gab immer 
wieder “gute Gründe” für die einzelnen 
Vereinsmitglieder noch keinen Äntrag zu 
stellen. Es war aber auch allen klar, daß 
dieser erste Antrag nur bedingt stellver- 
tretend für alle anderen gestellt werden 
könnte und das bei jedem weiteren An- 
trag neue Fragen und Probleme auftau- 
chen würden. Eine Frage, die auch der 
ersten Antragstellerin gestellt wurde, wird 
sicherlich immer wieder auftreten. Und 
zwar die: welche Sicherheiten die Antrag- 
stellerin bieten könne für den Fall, daß sie 
das ganze Geld “auf der Kopf haut”, oder 
dafür, daß sie am Anfang des Monats ins 
Krankenhaus käme. Nach der (realitäts- 
fremden) Vorstellung des leitenden Fach- 
beamten benötigt die Antragstellerin, die 
ansonsten eine 24 Std. Hilfe hat, bei 
einem Krankenhausaufenthalt keine Un- 
terstützung durch ihre Helfer und Helife- 
rinnen, sondern kann von dem Kranken- 
hauspersonal ausreichend versorgt wer- 
den. Die Helfer und Helferinnen würden 
also im Falle eines Krankenhausaufent- 
haltes der Antragstellerin nicht arbeiten, 
hätten aber trotzdem aufgrund des Ar- 
beitsvertrages einen Lohnanspruch, dem 
das Bezirksamtnachkommen müßte. Eine 
furchtbare Vorstellung für einen leitenden 
Fachbeamten der Abt. Sozialwesen ei- 
nes Berliner Bezirksamtes. Und sie, die 
Antragstellerin, möge sich doch bitte vor- 
stellen, daß so etwas nicht nur einmal 
passiert, sondern vielleicht alle zwei Mo- 
nate. Das arme Bezirksamt... Aber, so 
wurde hinzugefügt, sie solle doch bitte 
diese Fragen nicht persönlich nehmen. 
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Nein, natürlich nicht, das sind die Fragen 
eines interessierten Verwaltungsbeam- 
ten, der unser aller Steuergeld verant- 
wortlich verwalten muß. Auch wenn wir 
alle diese Unverschämtheiten kennen, ist 
es jedes Mal wieder eine arge Zumutung. 
Seit diesem Gespräch ist ein halbes Jahr 
vergangen und nichts geschehen, ob- 
wohl allen am Gespräch Beteiligten klar 
war, daß die Entscheidung in Hinblick auf 
die Pflegeversicherung so schnell wie 
möglich getroffen werden müßte. Die 
immer wieder gleichen Fragen und Ein- 
wände, wie “...aber dadurch haben Sie 
doch nur noch mehr Arbeit”, haben uns 
oft daran zweifeln lassen, ob das 
Arbeitgeberinnen-Modell in der uns noch 
zur Veriügung stehenden Zeit in Berlin 
durchzusetzen Ist. Für den Fall, daß es 
uns nicht gelingen sollte, das Arbeit- 
geberiInnen-Modeil gegenüber den Be- 
zirksämtern durchzusetzen und ent- 
sprechende Versorgungsverträge mitden 
jeweiligen Pflegekassen zu schließen, 
haben wir sowohl die Frage diskutiert, ob 
wir als Verein bessere Chancen haben 
mit den Bezirksämtern abzurechnen und 
mit den Pflegekassen Versorgungsverträ- 
ge zu schließen oder ob wir sogar zu 
diesem Zweck eine eigene Sozialstation 
gründen sollen. Aber die meisten Mitglie- 
dervon ASL befürchten, daß diese Sozial- 
station oder ASL selbst dann über kurz 
oder lang sich den selben "Sachzwän- 
gen" beugen müßte wie die Ambulanten 
Dienste, die ja auch einmal als “Selbsthil- 
feorganisation” angefangen haben. 


ASL soll ein Zusammenschluß von Men- 
schen bleiben, die ihre Hilfe eigenständig 
organisieren und die sich dabei Unter- 
stützung bieten und keine Anbieter- 
organisation. 


Bıraır STENGER, BERLIN 


” Berliner Sprachregelung, entspricht dem 
Assistenznehmerin Bremen oder der Kundin in 
Marburg, gemeint sind also behinderte Men- 
schen, die zur selbstbestimmten Gestaltung ih- 
res Lebens Hilfe bzw. Assistenz benötigen. 


Vorsicht 
Fussgängdk 
ae 
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Bildung in eigener Sache 


Das Bildungs- und Forschungsinstitut 
zum selbstbestimmten Leben Behinderter (bifos) 


Seit zweieinhalb Jahren gibt es das bewegungseigene Bildungs- 
und Forschungsinstitut zum selbstbestimmten Leben Behinderter 
in Kassel. Die Idee dazu entstand, wie die meisten guten Ideen aus 
Kassel, bei unserem allwöchentlichen fab-Stammtisch (fab: Verein 
zur Förderung der Autonomie Behinderter e.V., d. Red.). 


Wir hatten festgestellt, daß viele behin- 
derte Menschen, die in die Beratung ka- 
men, nach Informations- und Bildungs- 
angebotenfragten, die über die Beratungs- 
arbeit hinausgingen. Traditionelle Bil- 
dungseinrichtungen wie z.B. die Volks- 
hochschulen greifen keine speziellen Fra- 
gestellungen zum selbstbestimmten Le- 
ben behinderter Menschen auf. Die tradi- 
tionellen Behindertenverbände, die größ- 
tenteils von Nichtbehinderten dominiert 
werden, bieten sehr selten Seminare spe- 
ziell für Behinderte an. In der Regel sind 
diese Angebote gemeinsam für Nichtbe- 
hinderte und Behinderte konzipiert. 

Die Erfahrung mit der Beratungsmethode 
des „Peer Counseling” (Betroffene bera- 
ten Betroffene) hatte uns gezeigt, wie 
sinnvoll und notwendig es ist, daß wir 
unsere Erfahrungen an Ratsuchende 
weitergeben. Zudem gibt es in derbundes- 
deutschen Behindertenbewegung viele 
Menschen mit einem breiten Wissens- 
spektrum - dieses wollten wir nutzen, 
bündeln und möglichst vielen behinder- 
ten Menschen zur Verfügung stellen. 
Der fab e.V. erklärte sich bereit, eine 
ABM-Stelle speziell für bundesweite Bil- 
dungsarbeit einzurichten. Nach einem 
Vierteljahr Vorbereitung konnte das erste 
Programmheft herausgegeben werden. 
Es umfasste Seminarangebote zu recht- 
lichen Fragen der Pflegeorganisation, zu 
Einmischungsmöglichkeiten in die Poli- 
tik, zur Vorbereitung des europaweiten 
Protesttages, zum „Peer Counseling“ und 
eine Tagung für behinderte Frauen. Das 
Programm wurde bundesweit verschickt 
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und die Resonanz war ziemlich groß. Die 
Seminare waren durchweg ausgebucht. 
Ein Grund dafür war sicherlich auch, daß 
die Teilnahmegebühren niedrig gehalten 
werden konnten. Wir erhielten nach lan- 
gen Kämpfen und vielen Anträgen finan- 
zielle Unterstützung von verschiedenen 
Bundes- und Landesministerien. Ohne 
diese Unterstützung hätte der Teilnahme- 
beitrag pro Veranstaltung bei ca. 600.- 
DM statt bei ca. 50.- DM liegen müssen. 
Für viele behinderte Menschen, die sel- 
tenst zu den besser Verdienenden gehö- 
ren, wäre eine Teilnahme unmöglich ge- 
worden. 

Inzwischen ist das dritte Programmheft 
herausgekommen und das bifos hat ei- 
nen recht großen Bekanntheitsgrad in 
Behindertenkreisen erlangt. Neben den 
regulären bundesweiten Seminaren bie- 
ten wir in Zusammenarbeit mit DPI (Dis- 
abled Peoples International) Veranstal- 
tungen auf Europäischer Ebene an. Ein 
Schwerpunkt ist dabei die Verbreitung 
der Beratungsmethode des „Peer Counse- 
ling“, Sie ist das grundlegende Hand- 
werkszeug der Beratungs-Zentren zum 
selbstbestimmten Leben. Um sie auch in 
der Bundesrepublik weiter zu verbreiten 
und möglichst viele potentielle Bera- 
terInnen zu qualifizieren, bietet das bifos 
seit neuestem eine erste Weiterbildung 
zum/zur Peer Counselorln an, die über 
zwei Jahre verteilt durchgeführt wird. 
Seit einem halben Jahr ist das bifos ein 
eigener Verein, der der Interessenvertre- 
tung Selbstbestimmt Leben (ISL) in 
Deutschland angeschlossen ist. Momen- 
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tan bin ich die einzige hauptamtliche Mit- 
arbeiterin, sozusagen das „Mädchen für 
alles“. Manchmal wünsche ich mir, neben 
der enormen Verwaltungsarbeit stärker 
inhaltlich arbeiten zu können - anderer- 
seits lerne ich durch die Selbstverwaltung 
wesentlich mehr Bereiche kennen, als es 
für Dipl.Päds. üblich ist. Ab April dieses 
Jahres wird glücklicherweise zu meiner 
Entlastung eine neue Stelle eingerichtet. 
Die Stellen werden aus dem hessischen 
Schwerbehinderten-Sonderprogramm fi- 
nanziert. D.h. sie sind, wie so viele Stellen 
in der Bewegungsarbeit, vorerst befristet 
und wir müssen uns, neben der eigentli- 
chen Arbeit, ständig der leidigen Geldbe- 
schaffung widmen. 

Die Seminare werden in der Regel von 
behinderten Referentinnen durchgeführt. 
Es gab ein paar Ausnahmen - ich enga- 
gierte für die Rhetorikseminare und für 
eine Personalführungsschulung nicht- 
behinderte Expertinnen, da ich nieman- 
den aus unseren Kreisen finden konnte, 
der das gewünschte Wissen hatte. Ziel ist 
jedoch gerade bei solchen Seminaren, 
daß sich jemand von uns durch die Teil- 
nahme an der Veranstaltung so weiter- 
qualifiziert, daß er/sie später selbst 
Trainerin sein kann. 

Die TeilnehmerInnen kommen aus der 
gesamten Bundesrepublik, wobei die 
Nachfrage aus den neuen Bundeslän- 
dern wesentlich geringer ist als aus den 
alten. Auffällig ist auch, daß ich mit dem 
bifos-Angebotkeine hörbehinderten Men- 
schen erreiche, obwohl bei Bedarf Höran- 
lage bzw. Gebärdendolmetscherln ange- 
boten werden. Außerdem kommen nur in 
seltenen Ausnahmen lern- oder geistig 
behinderte Menschen zu den Veranstal- 
tungen. Die Gründe hierfür sind sicher 
vielschichtig. 

Viele der TeilnehmerInnen hatten am 
Rande mit der Selbstbestimmt Leben 
Bewegung zu tun und möchten über die 
Seminare Kontakte zu anderen politisch 
interessierten Menschen knüpfen. Der 
Austausch von persönlichen Erfahrun- 
gen spielt in den Veranstaltungen immer 
eine enorm große Rolle. Gerade für be- 
hinderte Menschen, die in ihrer Umge- 
bung alleine kämpfen, sind die Seminare 
eine hervorragende Gelegenheit, neue 
Informationen und Kraft mitzunehmen. 
Mir fiel auf, daß es in jedem Jahr eine 
bestimmte Anzahl von TeilnehmerInnen 
gibt, die fast jede Veranstaltung besu- 
chen. Nach einer gewissen Zeit haben sie 
dann genügend Informationen erhalten 
und Kontakte geknüpft, um sich in irgend- 
einer Form in die Bewegung einzuklin- 
ken. Somit hat das bifos auch die Funkti- 
on, eventuelle neue MitstreiterInnen für 
unsere Bewegung heranzubilden. 
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Als durchweg positiv wird von den 
TeilnehmerInnen empfunden, daß unse- 
re Veranstaltungen fast alle ausschließ- 
lich für behinderte Menschen sind. Ein 
nichtbehinderter Heimleiter fragte mich 
einmal mit einem etwas hämischen Lä- 
chein, ob das bifos nicht auch eine 
„Ssondereinrichtung“ sei. Ich antwortete 
ihm, daß wir, ähnlich wie vor 15 Jahren 
die Frauen der Frauenbewegung, Raum 
brauchen, um uns ohne unsere „Unter- 
drücker“ zu treffen, unsere Probleme zu 
diskutieren, unsere eigenen Lösungen zu 
finden und uns gegenseitig zu stärken. 
Erst wenn wir das getan haben (und wir 
brauchen diesen Freiraum zwischendurch 
immer wieder, um uns „aufzutanken"), 
dann können viele von uns ihre Interes- 
sen gegenüber Nichtbehinderten durch- 
setzen. Im Gegensatz zu Sonderein- 
richtungen, in denen Behinderte in einem 
Ungleichverhältnis zu Nichtbehinderten 
leben, von ihnen bevormundet und un- 
mündig gehalten werden, sollen durch 
unsere Veranstaltungen Menschen un- 
terstützt und gestärkt werden. 

Wie wichtig spezielle Unterstützungsan- 
gebote für uns sind, ist mir am Beispiel 
der Rhetorikkurse sehr klar geworden. 
Rhetorikkurse werden von verschieden- 
sten Einrichtungen angeboten. Behinder- 
te Menschen können selbstverständlich 
daran teilnehmen, wenn sie es wollen und 
wenn die Veranstaltungsräume zugäng- 
lich sind. Einige von uns machten dort die 
Erfahrung, daß sie nicht als ganze Per- 
son wahrgenommen wurden: wurde z.B. 
bei nichtbehinderten TeilnehmerInnen die 
Körpersprache analysiert, so fiel dieser 
Aspekt gerade bei schwerer behinderten 
Menschen oft flach. Der Körper wurde 
ignoriert, und somit fehlte eine ehrliche, 
klare Rückmeldung. Zudem braucht man 
viel Mut und Selbstbewußtsein, um sich 
in eine offene Rhetorikveranstaltung zu 
trauen. Viele behinderte Menschen wür- 
den nie auf die Idee kommen, an einer 
regulären Rhetorikveranstaltung teilzu- 
nehmen, aus Angst, sich dort mit redege- 
wandteren Nichtbehinderten vergleichen 
zu müssen. 

Ein Konflikt, der in den Seminaren immer 
wieder auftaucht, ist der Umgang mit 
anwesenden AssistentiInnen. Als was sind 


Gisela Hermes, bifos- 
Leiterin auf einer Demon- 
stration in Kassel 


sie zu betrachten - „lediglich“ als anwesen- 
de HelferInnen oder als aktive Teilneh- 
merlInnen? Für mich war nach dem ersten 
Seminar, in dem ein Assistent ständig die 
Leitungsrolle übernehmen wollte, klar - 
so will ich es nicht! Wir werden im Alltag 
oft genug von Nichtbehinderten domi- 
niert - die bifos-Seminare sind für uns 
behinderte Menschen da. Ich machte dies 
in allen weiteren Ausschreibungen deut- 
lich - trotzdem passierte es immer wieder, 
daß AssistentInnen eine aktive Rolle in 
der Veranstaltung übernehmen wollten. 
Häufig fiel mir dann die unangenehme 
Aufgabe zu, die Situation zu klären. Ich 
stieß dabei mehrmals auf heftiges Unver- 
ständnis bei den behinderten Assistenz- 
nehmerlInnen, die ihre AssistentInnen als 
gleichberechtigte PartnerInnen beschrie- 
ben. Für sie hieß das im Klartext, daß ihre 
AssistentInnen gleichberechtigt am Se- 
minar teilnehmen sollten. Ich kann mir 
vorstellen, daß eine Abgrenzuung von 
Nichtbehinderten sehr schwer ist, wenn 
ich sie in meinem Alltag zur Absicherung 
meiner Pflege brauche und daß eine Ab- 
grenzungsich aufdas Assistenzverhältnis 
negativ auswirken kann. Da ich selbst 
nicht aus eigener Erfahrung weiß, wie ein 
Alltag mit persönlicher Assistenz aus- 
sieht, steht es mir nicht zu, hier Urteile zu 
fällen. Mir kommt die „Nichtbehinderten- 
Ausschluß-Diskussion“ jedoch noch sehr 
bekannt vor - die erste große Auseinan- 
dersetzung darum erlebte ich bei der 
Vorbereitung des Krüppeltribunals und 
seitdem taucht sie immer wieder mal auf. 
Ich bin der Meinung, daß wir uns in be- 
stimmten Bereichen unbedingt von Nicht- 
behinderten abgrenzen müssen, um her- 
auszufinden, was unsere Interessen sind 
und um unsere Identität als behinderte 
Menschen aufzubauen. 

Außerdem machte ich die Erfahrung, daß 
behinderte Menschen nicht die besseren 
SeminarteilnehmerInnen sind. Wie bei 
den Nichtbehinderten auch, gab und gibt 
es immer wieder notorisch Unzufriedene, 
die an jeder Kleinigkeit etwas auszuset- 
zen haben und sich ständig beschweren. 
Es gibt auch Behinderte, die gewohnt 
sind, daß andere Menschen für sie sor- 
gen und ihnen alles abnehmen, was sie 
dann vom bifos ebenso erwarten. In sol- 
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chen Fällen könnte mir der Kragen plat- 
zen, weil die Leute sich nicht im gering- 
sten in meine stressige Situation als All- 
round-Checkerin hineinversetzen können 
und wollen. Zum Glück sind diese 
TeilnehmerInnen in der Minderheit. Die 
meisten sind sehr konstruktiv und es 
macht mir viel Spaß, mit Ihnen zusam- 
men Themen zu erarbeiten. 

Durch die bundesweiten Veranstaltun- 
gen erreichen wir nur eine bestimmte 
TeilnehmerInnengruppe. Behinderte Men- 
schen, die in Sondereinrichtungen leben 
und/oder nicht mobil sind, erreichen wir 
bisher kaum, Deshalb gibt es seit diesem 
Jahr ein weiteres Angebot: Einrichtun- 
gen, Institutionen und auch Selbsthilfe- 
gruppen können Seminar-"Pakete“ für 
behinderte Menschen buchen. D.h. wir 
stellen lediglich die Inhalte und Refe- 
rentinnen zur Verfügung, den Rest muß 
unsere Vertragspartnerln erledigen. Z.Zt. 
kann ich noch nicht sagen, wie die Semi- 
narpakete angenommen werden. Die bis- 
herigen Anfragen geben mir Grund zu der 
Befürchtung, daß HeimleiterInnen ihre 
Fortbildungsgelder lieber in ihre nichtbe- 
hinderten MitarbeiterInnen als in die Stär- 
kung und Unterstützung der behinderten 
„InsassInnen“ investieren. 

Nachdem das bifos mehrere Veranstal- 
tungen durchgeführt hatte, wurde deut- 
lich, daß es in der „Behindertenbewegung" 
eine Unmenge von Erfahrungen und Wis- 
sen gibt, das trotz Einrichtung eines Bil- 
dungsangebotes nur wenigen behinder- 
ten Menschen zur Verfügung steht. Es 
entstand die Idee einer bifos-Schriftenrei- 
he zum selbstbestimmten Leben Behin- 
derter. Bisher sind drei Bände im Eigen- 
verlag erschienen. Da der Versand und 
die Rechnungstellung zeitaufwendige Auf- 
gaben sind, suchte und fand ich einen 
Verlag, der die Schriftenreihe in sein Pro- 
gramm mit aufnimmt. Ab diesem Jahr 
werden jährlich drei Bände im Verlag der 
AG SPAK erscheinen. Um diese inhalt- 
lich zu füllen, bin ich auf Eure Ideen und 
Mitarbeit angewiesen. 

Das Gleiche gilt für die Durchführung 
weiterer Seminare. Ich freue mich über 
jede Idee von Euch für eine Veranstaltung 
und wünsche mir einen regen Austausch 
mit unseren „Kundinnen“. 


GiseLa Hermes, Kassel 


ÄNZEIGE 


Neue Räume für die 
Lesbenwoche 


Auf dem Abschlußplenum der Lesben- 
woche '94 wurde beschlossen, daß die 
Lesbenwoche '95 entweder in beroll- 
baren, für alle erreichbaren Räumen 
oder überhauptnicht stattfinden wird. Es 
ist an der Zeit sich auf die Suche zu ma- 
chen! 


Wenn Ihr Ideen, Erfahrungen und Vor- 
schläge habt, schickt sie an: "Neue Räu- 
me LW", c/o RUT, (Rad und Tat), 
Schillerpromenade 1, 12049 Berlin 
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ISL-Weiterbildung zum 


“Peer Councelor” als Beitrag zur 
Förderung der SL-Bewegung 


In Deutschland gibt es seit über 20 Jahren eine emanzipatorische 
Behindertenbewegung, die sich immer mehr organisiert hat. Mit der 
Gründung des Bundesverbandes «Interessenvertretung “Selbstbe- 
stimmt Leben” Behinderter in Deutschland, ISL» im Oktober 1990 
wurde zum ersten Mal eine stabile Basis der Selbstvertretung 
Behinderter geschaffen, deren Einfluß auf die Gesundheits- und 
Sozialpolitik sowie auf das Bild behinderter Menschen in unserer 
Gesellschaft nicht mehr wegzudenken ist. 
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In den 80er Jahren gründeten sich in 
Deutschland zunehmend "Zentren für 
selbstbestimmtes Leben”, die rat- 
suchenden behinderten Menschen ein 
Forum für ihre Interessen und Nöte bo- 
ten. Der flächendeckende Aufbau und die 
Absicherung dieser Anlauf- und Bera- 
tungsstellen sowie die Förderung bun- 
desweiter Neugründungen von Initiativen 
behinderter Menschen ist erklärtes Ziel 
der ISL. Seit 1986 wird in diesen Zentren 
Beratung und Begleitung durch behinder- 
te Berater und Beraterinnen im Sinnes 
des “Peer Counseling" durchgeführt. Heu- 
te gibt es in Deutschland mehr als 20 
solcher Zentren, die mit unterschiedli- 
cher Gewichtung sowohl Hilfe zur Selbst- 
hilfe leisten als auch professionell arbei- 
ten. 


Aufgrund des gewachsenen Bedarfs an 
qualifizierten Mitarbeiterinnen und Mitar- 
beitern, gründete sich im vergangenen 
Jahr aus den Reihen der ISL das “Forum 
behinderter Beraterinnen und Berater”. 
Dieses Forum versteht sich mittlerweile 
als Fachgremium, welches sich sowohl 
für die Berufsinteressen deutscher Peer 
Councelor einsetzt als auch für die Ver- 
breitung und Weiterentwicklung dieser 
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Beratungsmethode in 
der Öffentlichkeit Sor- 
ge trägt. 


Dem ersten Bemühen 
des Forums galt die För- 
derung und Qualifizie- 
rung von behinderten 
Beraterinnen und Bera- 
tern, um den gestiege- 
nen Bedarf der Zentren 
abzudecken. So wurden 
erfahrene Peer Coun- 
celoraus der Bewegung 
beauftragt, eine Weiter- 
bildungsmaßnahme im 
Sinne des Peer Counce- 
ling zu konzipieren und 
durchzuführen. Nach- 
dem sich eine Gruppe von 11 Trainer- 
innen und Trainern selbst noch einnmal 
durch Seminare und Selbsterfahrung qua- 
iifiziert hatten, konnte im Dezember 1994 
mit dem ersten Ausbildungsblock für 15 
behinderte Kolleginnen begonnen wer- 
den. Diese Gruppe wird über einen Zeit- 
raum von 1 1/2 Jahren ausgebildet wer- 
den und trägt sich finanziell durch Mittel 
des Bundesministeriums für Familie und 
Senioren, der Robert-Bosch-Stiftung und 
durch Selbstbeteiligung der Teilnehme- 
rinnen. 


Die Weiterbildung wird bundesweit in en- 
ger Zusammenarbeit mit dem “Bildungs- 
und Forschungsinstitut zum selbstbe- 
stimmten Leben Behinderter” {bifos) an- 
geboten, und findet in sechs Blöcken 45 
Tagen statt. Aufgrund großer Nachfrage 
sind für die nächsten Jahre weitere Maß- 
nahmen geplant. Zur Zeit ist eine Finan- 
zierung zukünftiger Weiterbildungskurse 
jedoch noch nicht geklärt, wobei das Fo- 
rum eine Förderung durch die Bundesan- 
stalt für Arbeit anstrebt. 


Die erstmals in Deutschland angebotene 
Weiterbildung soll Behinderte dazu befä- 
higen, eine qualifizierte Beratung und Be- 
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gleitung für ebenfalls von Behinderung 
Betroffene im Sinne des Peer Counseling 
durchzuführen. Dies bedeutet vor allem, 
daß sie in ihrer Arbeit parteilich, d. h. im 
Sinnes des/der Ratsuchenden vorgehen, 
und sich bei der Beratung nicht unbewußt 
an eigenen Vorstellungen und/oder eige- 
nen, unerfüllt gebliebenen Wünschen und 
Zielen orientieren. 


Um dies zu können, ist die Fähigkeit der 
differenzierten Wahrnehmung eigener und 
fremder Bedürfnisse unerläßlich, denn jede 
Hilfe verkehrt sich immer dort ins Gegen- 
teil, wo HelferInnen versuchen, eigene, 
unverarbeitete Probleme durch Rat- 
suchende stellvertretend lösen zu lassen. 
Behindert zu sein, befähigt jedoch nicht 
automatisch zu dieser Fähigkeit, so daß 
sich die Weiterbildung inhaltlich an der 
Entwicklung folgender Ziele orientiert: 


Zentrales Merkmal zur Qualifizierung von 
Beraterlnnen für eine selbst-bestimmte 
Lebensweise muß die Selbst-Erfahrung 
sein, Hierbei geht es um die Sensibilisie- 
rung für die eigene Problemgeschichte als 
Behinderte/r, um die Bewußtwerdung von 
eigenen Kontfliktverarbeitungsstrategien 
und von bevorzugten Beziehungsmustern, 
mit denen man/frau im Kontakt mit ande- 
ren eigene Bedürfnisse und Ziele verfolgt. 
Diese Selbsterfahrung wird während des 
ersten Ausbildungsblocks von der Gruppe 
eingeübt und fördert die Differenzierung 
von Selbst- und Fremdwahrnehmung. 
Auch in allen anderen Blöcken werden 
immer wieder Selbsterfahrungsaspekte 
aufgegriffen, die zur Vertiefung weiterer 
Bildungsinhalte dienen. 

Ein weiterer Schwerpunkt liegt in der 
Vermiltlung von Kenntnissen zur Geschich- 
te des Independent Living, insbesondere 
zur Behindertenbewegung Deutschlands. 
Darüber hinaus werden ausführliche In- 
formationen über die Rechte Behinderter 
und ihre Anwendung bzgl. einer selbst- 
bestimmten Lebensführung vermittelt, 
sowie Kenntnisse über den Umgang mit 
Persönlicher Assistenz. Desweiteren sol- 
len Grundkenntnisse, Erfahrungen und 
Fertigkeiten der Gesprächsführungfür Ein- 
zel- und Gruppenarbeit eingeübt werden. 
Interessenten, die an einer solchen ISL- 
Weiterbildung teilnehmen wollen, müs- 
sen einige Voraussetzung mitbringen. Es 
versteht sich von selbst, daß ausschließ- 
lich behinderte Menschen qualifiziert wer- 
den können. Eine vorherige Ausbildung in 
einem Grundberuf ist jedoch nicht zwin- 
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gend erforderlich. Bewerberinnen müs- 
sen darüber hinaus entweder Erfahrun- 
gen aus aktiver Beratung mitbringen - 
wobei diese auch in ehrenamtlicher Tä- 
tigkeit erworben sein können - oder sich 
bereits in Selbsthilfegruppen engagiert 
haben. Desweiteren sollten sie überwie- 
gend in der Lage sein, mit der eigenen 
Biographie als Behinderte/r zurecht zu 
kommen und eine gewisse Distanz zu 
den eigenen Problemen entwickelt ha- 
ben, Es wird von ihnen erwartet, daß sie 
nicht nur Engagement für sich selbst, 
sondern auch für andere zeigen, und eine 
gewisse Fähigkeit besitzen, eigene Er- 
fahrungen an andere weiterzugeben. 
Wersich für Einzelheiten interessiert, kann 
sich direkt an bifos, Werner-Hilpert-Str. 
8, 34117 Kassel wenden, oder aber von 
dort telefonisch (0561/713387) das Cur- 
riculum anfordern. 

Zum Abschluß möchte ich meine persön- 
liche Einschätzung über die bewegungs- 
politische Bedeutung dieser Weiterbildung 
zum *Peer Councelor ISL” anfügen: 
Lasse ich meine aktive Zeit in der Behin- 


HERAUSGEBERIN: 


0561 / 77 69 15 
chen, Tel.: 089 / 88 88 598 
0201/74 07 00 


heim, Tel.: 0621 / 30 49 54 
STÄNDIGE MITARBEITERINNEN: 


Christof Rill (Kassel) 


straße 50, 34125 Kassel 


Redaktion wieder. 


'krüppeltopia' e.V. - Verein zur Förderung der Emanzipation Behinderter 
Mombachstr. 17, 34127 Kasse! , Tel.: 0561 / 845 78 


Ressorts & REDAKTIONSADRESSEN 
® Anzeigenverwaltung: Redaktion Berlin, Ursula Aurien, Barbarossastr. 24, 
10779 Berlin, Tel.: 030 / 2 18 43 76 

® Abo & Vertrieb:Redaktion Kassel, Jörg Fretter, Mombachstraße 17, 34127 
Kassel, Tel.: 0561 /8 45 78, Fax: 0561 /89 65 32 

® Redaktion Kassel, Ulrike Lux, Wilhelmshöher Allee 24, 34117 Kassel, Tel.: 
® Redaktion München, Thomas Schmidt, Planeggerstr. 10, 81241 Mün- 
e Redaktion Essen, Volker van der Locht, Virchowstr. 36, 45147 Essen, Tel.: 


® Redaktion Mannheim, Martin Seidier, Am Weingarten 2, 68169 Mann- 


Ursula Aurien (Berlin) V.i.S.d.P., Ulrike Lux (Kassel), Volker van der Locht (Essen), 
Thomas Schmidt (München), Martin Seidler (Mannheim), Jörg Fretter (Kassel), 


Die CAssettenausGaße der randschau wird betreut durch Valeska Wnuck, Brentano- 


Namentlich gekennzeichnete Beiträge geben nicht unbedingt die Meinung der 


dertenbewegung Revue passieren, so 
muß ich mit Freude feststellen, daß ich 
mich verändert und meinen Knüppel zur 
Selbstverteidigung an den Nagel gehängt 
habe. Ich habe einige wilde Jahre als 
Krüppel gebraucht, um zu verstehen, daß 
die Solidarität der Szene nur eine Solida- 
rität von Gedanken und emanzipatori- 
schen Ideen war, die selten eine Entspre- 
chung in persönlichen Beziehungen fand. 
Gegenüber meinen Vorbildern, den Häupt- 
lingen, hatte ich oft ein minderwertiges 
Gefühl, denn ich sah mich nicht in der 
Lage, an ihre Brillianz im Denken und 
Reden anknüpfen zu können. Mir blieb 
lange Zeit die Einsicht verschlossen, daß 
ich mit dem Wunsch, so wie sie zu wer- 
den, einem unbewußten Mechanismus 
erlegen war, den ich glaubte, während 
meiner Emanzipation von nichtbehin- 
derten “Halbgöttern”, überwunden zu ha- 
ben. Ich hatte “meine Häuptlinge” ideali- 
siert wie früher Nichtbehinderte und fühl- 
te mich nun erneut betrogen. 

Heute weiß ich, daß ich 1982 aus dieser 
Enttäuschung heraus der Bewegung für 
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einige Jahre den Rücken gekehrt habe. 
Erst als 1986 in Köln das zweite ZsL 
Deutschlands gegründet wurde und mir 
bezahlte Arbeit angeboten wurde, kehrte 
ich - zunächst ohne Idealismus - zurück. 
Bald spürte ich jedoch bei der Auseinan- 
dersetzung mit den Aufgaben, daß es 
sich immer noch um "meine Sache” han- 
delte, die ich nun jedoch mit mehr Verant- 
wortung zu vertreten und politisch durch- 
zukämpfen hatte. Die Zentren waren nun 
nicht mehr lockere Haufen von Einzelper- 
sonen, sondern strukturiert in Vereine, 
die Arbeitsplätze schufen, öffentliche 
Gelder verwalteten und die von Rat- 
suchenden aufgesucht wurden, die bei 
der Bewältigung ihres Lebens auf unsere 
Hilfe setzten. Ich lernte neue Kollegen 
und Kolleginnen aus anderen Zentren 
kennen und verspürte bei ihnen neben 
persönlichem Engagement eine Ernst- 
haftigkeit und Verantwortung gegenüber 
der “Institution” und der Arbeit, wie ich sie 
bisher bei den einzelkämpfenden Häupt- 
lingen nie empfunden hatte. 

So wuchs in mir noch einmal die Bereit- 
schaft zur Solidarität und die Initiative für 
den bundesweiten Zusammenschluß der 
MitarbeiterInnen aller Zentren. Daraus ist 
1990 die ISL entstanden. Sie ist eine 
Dachorganisation des Selbstbestimmten 
Lebens Behinderter, die nicht nur von 
einer Idee beseelt ist, sondern die bis 
heute wesentlich durch vertrauensvolle, 
menschliche Beziehungen untereinander 
getragen wird. Dies halte ich für das 
Erfolgsrezept der Zentren und von ISL, 
denn erst dann kann eine überzeugende 
Glaubwürdigkeit für unsere Sache ent- 
stehen. 


Warum diese Geschichte? Meine Sicht 
der Bewegung? 


Ich bin fest davon überzeugt, daß unsere 
Philosophie die Basis und andere aktive 
Behinderte nur dann erreicht und vergrö- 
Bert, wenn wir untereinander solidarisch 
sind und uns eingebunden in ein Gemein- 
schaftsgefüge präsentieren. Egozentri- 
sches Agieren nach eigenem Dafürhalten 
und ohne interne Rückkopplung schwächt 
unsere Bewegung nach innen und scha- 
det unserer Glaubwürdigkeit nach außen. 
Ich glaube, daß nur ein ständiges Ringen 
um den inneren Frieden und den inneren 
Konsens unsere Bewegung stärken und 
politisch noch erfolgreicher machen kann. 
Auf dem Hintergrund dieser Überzeugung 
halte ich oben beschriebenes Weiterbil- 
dungsangebot für einen wichtigen Mei- 
lenstein auf dem Weg zur Stärkung der 
Basis und der Bewegung. Ich bewerte es 
daher als großartigen Erfolg, wenn 5 Jah- 
re nach Gründung von ISL über 30 
KollegINNen Interesse für die Weiterbil- 
dung bekunden und sich darum bewer- 
ben; für mich ist dies ein Zeichen des 
Vertrauens und der zunehmenden Bereit- 
schaft, sich der SL-Bewegung zur Verfü- 
gung zu stellen, und nicht weiter hinter 
Idolen her zu laufen, zu hinken oder zu 
rollen. 


Tosıas Reınarz, Bonn 
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Mehr Selbstbestimmung 
für Menschen mit 
geistiger Behinderung! 


Das Ausland ist uns wieder einmal voraus: Seit den 80er Jahren 
haben sich in den USA, Kanada, England, Schweden, Holland, 
Neuseeland und Australien Menschen, die als geistig behindert 
gelten, in Selbsthilfegruppen zusammengeschlossen, um gemein- 
sam für ihre Rechte zu kämpfen. Sie haben sich teilweise auf 
nationaler Ebene zusammengeschlossen und tauschen auf interna- 
tionalen Treffen ihre Erfahrungen aus. 


_ 
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In Deutschland beginnt dieser Prozeß 
sehr zögerlich. Erst Anfang der 90er Jah- 
re gewinnt das Thema Selbstbestimmung 
für Menschen mit geistiger Behinderung 
auf dem Hintergrund der Independent- 
Living-Bewegung und der Entwicklung im 
Ausland in der Fachdiskussion an Bedeu- 
tung. Es wird als neues Paradigma der 
Geistigbehindertenpädagogik prokla- 
miert, das Maßstäbe setzt: Der geistig 
behinderte Mensch nicht länger Objekt 
von Betreuung, Pflege, Versorgung, För- 
derung und Therapie, sondern Subjekt 
mit dem Anspruch auf eine seinen Be- 
dürfnissen und seinen Wünschen ent- 
sprechende Begleitung und Unterstützung 
im Alltag. 

Örganisierte Selbsthilfegruppen mit Brei- 
tenwirkung gibt es in Deutschland bis- 
lang noch nicht. Als erster Schritt in diese 
Richtung kann der Lebenshilfe-Kongreß 
‘Ich weiß doch selbst, was ich will! gelten, 
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Föte: Kathrin Lehusen, Bfamen 


der im Herbst 1994 in Duis- 
burg stattfand. Auf diesem 
Kongreß formulierten geistig 
behinderte Kongreß-Teilneh- 
merlnnen ihre Forderungen 
nach mehr Selbstbestim- 
mung in allen Lebensberei- 
chen. Sie demonstrierten ein 
neues Selbstbewußtsein, das 
tradierte Betreuungsstrate- 
gien in Frage stellt und zu 
mancherlei Verunsicherung 
bei den Beteiligten - Angehö- 
rige, Betreuer, Institutionen - 
führt. 


Diese Verunsicherung hängt 
unter anderem mit dem Miß- 
verständnis zusammen, daß 
Menschen mit geistiger Be- 
hinderung nun ganz auf sich 
gestellt leben und ihren All- 
tag völlig selbständig organi- 
sieren sollten - eine Vorstel- 
lung, die angesichts der mehr 
oder weniger stark ausge- 
prägten kognitiven Beein- 
trächtigungen unrealistisch 
ist. Das Konzept der Inde- 
pendent-Living-Bewegung 
kann nicht einfach auf diesen 
sehr heterogenen Personen- 
kreis übertragen werden, Der Begriff der 
'Assistenz’ umfaßt hier über reine Dienst- 
leistungen hinausgehend auch Unterstüt- 
zung des geistig behinderten Menschen 
beim Artikulieren und Realisieren seiner 
Interessen und Wünsche. 
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Die Umsetzung der Forderung nach mehr 
Selbstbestimmung für Menschen mit gei- 
stiger Behinderung stößt auf mancherlei 
Hindernisse. Sie haben ihren Ursprung in 
einem Menschenbild, das geistige Behin- 
derung mit Schutzbedürftigkeit und Unfä- 
higkeit zur Selbstorganisation gleichsetzt. 
An dieser Sichtweise hat auch die Erfah- 
rung, daß die Kompetenzen von Men- 
schen mit geistiger Behinderung unter 
autonomiefördernden Umweltbedingun- 
gen zunehmen, wenig geändert. Die Fol- 
ge sind Versorgungsstrukturen, die die 
Entwicklung von Selbstbestimmung be- 
hindern. 
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Strukturelle Hindernisse 
Strukturen, die Selbstbestimmung er- 
schweren, finden sich in allen Lebensbe- 
reichen. Besonders gravierende Auswir- 
kungen haben sie dort, wo sie die Privat- 
sphäre betreffen: beim Wohnen. Woh- 
nen so normal wie möglich - diese Forde- 
rung des Normali-sierungsprinzips ist für 
viele Menschen mit geistiger Behinde- 
rung noch lange nicht Realität. Seit Ende 
der 70er Jahre ist zwar ein Trend zu 
gemeindenahen dezentralen kleinen 
Wohneinrichtungen und zu ambulant be- 
treuten Wohnformen (Wohngemein- 
schaften, Einzel- und Paarwohnen, neu- 
erdings auch Wohnungen für geistig be- 
hinderte Eitern mit Kind) zu verzeichnen, 
die mehr Möglichkeiten für Selbstbestim- 
mung bieten als die traditionelle Heim- 
unterbringung. Ein erheblicher Teil der 
Menschen mit geistiger Behinderung lebt 
dennoch nach wie vor in Großein- 
richtungen, mehr oder weniger abseits 
vom normalen Leben unter weitgehend 
fremdbestimmten Bedingungen. Auch 
wenn die Heime sich in Struktur und 
Konzeption unterscheiden, lassen sich 
beispielhaft Gemeinsamkeiten benennen, 
die der Entwicklung von Autonomie entge- 
genstehen: 

© keine Wahl der MitbewohnerlInnen in 
der Gruppe 

® keine Wahl der Gruppenbetreuerlnnen 
als Bezugspersonen 

© keine Wahl der eigenen Möbel 

® Zentralversorgung statt gruppenbezoge- 
ner Selbstversorgung 

® Organisation des Wohnalltags nach 
Dienstplänen 

® keine selbstverständliche Teilnahme 
am allgemeinen Leben 

® unzureichende Mitsprachemöglichkei- 
ten in der Institution. 


Selbstverständnis 


der Betreuer 

Der Ruf nach mehr Selbstbestimmung 
für Menschen mit geistiger Behinderung 
trifft unmittelbar das Selbstverständnis 
ihrer Betreuer. Er fordert ein Umdenken, 
eine Neugestaltung ihrer Rolle, eine Ver- 
änderung von Machtstrukturen. Es geht 
nicht mehr nur darum, den Alltag für 
geistig behinderte Menschen oder be- 
stenfalls mitihnen zu gestalten. Die Wün- 
sche der Betreuten sind nach der neuen 
Philosophie primärer Orientierungspunkt. 


Das bedeutet, den einzelnen selbst Ent- 
scheidungen treffen zu lassen - jeweils 
den individuellen Fähigkeiten entspre- 
chend. Dies kann sich auf seine Lebens- 
planung beziehen, zum Beispiel auf die 
Wohnform, die Ausbildung oder Arbeit, 
auf Freizeitaktivitäten sowie Partner- 
schaftswünsche oder auf scheinbar 
Selbstverständliches wie die Auswahl 
der Kleidung, der Speise, der Beschäfti- 
gung. Zur Selbstbestimmung gehören 
auch Möglichkeiten der Mitsprache bei 
der Organisation des Zusammenlebens 
und -arbeitens, zum Beispiel in Heim- 
und Werkstatträten und in der Gemeinde. 
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Die Praxis hinkt dem Anspruch nach mehr 
Autonomie in allen Lebensbereichen noch 
hinterher. Bedürfnisorientierung gehörtim 
Rahmen der Normalisierung der Lebens- 
bedingungen von Menschen mit geistiger 
Behinderung zwar schon lange zu den 
Grundsätzen der Arbeit mit diesem Per- 
sonenkreis - Selbstbestimmung als Leit- 
linie der Begleitung im Alltag ist jedoch 
noch nicht selbstverständlich. 

Das größte Hindernis liegt in den Köpfen: 
Wertschätzung und Achtung des geistig 
behinderten Menschen als Partner sind 
noch nicht überall handlungsleitende 
Maxime. Das Aufgeben von Machiposi- 
tionen fällt schwer. Es ist einfacher, einen 
geistig behinderten Menschen zu befür- 
sorgen und seinen Alltag nach den eige- 
nen wohlgemeinten Vorstellungen zu ge- 
stalten, als ihn zu selbstbestimmtem Han- 
deln zu befähigen und seine Entschei- 
dungen zu respektieren. Dazu kommen 
Ängste, die mit den Stichworten Gefahren- 
risiko, Verantwortung, Aufsichtspflicht 
umrisserı werden können und die Frage 
nach den Grenzen, 


Anpassung 


versus Emanzipation 

Die Fähigkeit, selbstbestimmt handeln zu 
können, ist Ergebnis eines Lernprozes- 
ses von Kindheit an. Nur über Erfahrun- 
gen können Kompetenzen entwickelt wer- 
den. Menschen mit geistiger Behinde- 
rung haben in der Regel wenig Freiräume 
für eigene Entscheidungen und zu selbst- 
bestimmtem Handeln. Vieles wird ihnen 
nicht zugetraut. Sie werden zu angepaß- 
tem Verhalten erzogen, sind gewöhnt, 
daß andere den Alltag für sie gestalten 
und alle Entscheidungen für sie treffen. 


Aufgrund dieser Sozialisation müssen 
viele Erwachsene mit geistiger Behinde- 
rung erst lernen, die eigenen Bedürfnisse 
zu erkennen und ihren Willen kundzutun. 
Dieser Lernprozeß kann in Selbsthilfe- 
gruppen in Gang gesetzt, von den per- 
sönlichen BetreuerInnen/Assistentinnen 
unterstützt oder im Rahmen einer eman- 
zipatorischen Erwachsenenbildung initi- 
iert werden, die über Kreativ- undLebens- 
praxisangebote hinausgehend die Kurs- 
teilnehmerInnen befähigt, ihre Lebens- 
situation zu reflektieren, eigene Vorstel- 
lungen zu entwickeln und zu artikulieren 
und Strategien zur Durchsetzung ihrer 
Interessen zu erproben. Angebote dieser 
Art sind noch viel zu selten. 


Die Rolle der Eltern 

Die Forderung nach mehr Selbstbestim- 
mung für Menschen mit geistiger Behin- 
derung löst bei manchen Eltern Ängste 
aus. Sicherlich auch ein Generationspro- 
blem, aber nicht nur. Sie erleben ihr er- 
wachsen gewordenes Kind - abhängig 
von der Komplexität der Behinderung - in 
wesentlichen Bereichen des täglichen 
Lebens als hilflos, den Anforderungen 
des normalen Lebens nicht gewachsen. 
Sie trauen ihm nicht zu, die Tragweite 
eigener Entscheidungen einschätzen zu 
können und möchten es vor den Folgen 


bewahren. Überbehütung. Die Kehrseite 
des gut gemeinten Beschützens ist ein 
Vorenthalten von Erfahrungen, der Er- 
fahrung selbstbestimmten Handelns und 
auch des Erlebens eigener Grenzen. 


Auf diesem Hintergrund kommt es un- 
weigerlich zu Konflikten, wenn Betreuer 
geistig behinderten Menschen Freiheiten 
einräumen, die die Eltern nicht zugestan- 
den haben, zum Beispiel bei der Wahl der 
Kleidung, bei der Gestaltung/Ordnung 
des Zimmers, bei Freizeitakivitäten oder 
bei Partnerbeziehungen. Sie fühlen sich 
nach wie vor verantwortlich, können nicht 
loslassen und das Erwachsensein ihres 
Sohnes oder ihrer Tochter, das autono- 
me Entscheidungen mit dem ihnen im- 
manenten Risiko einschließt, anerken- 
nen. Natürlich gibt es auch Eltern, die 
weitestmögliche Selbstbestimmung be- 
reits zur Leitlinieihres eigenen Erziehungs- 
verhaltens gemacht haben. Die eben ge- 
schilderte Haltung scheint dennoch nach 
wie vor zu überwiegen. 


Von daher ist es kein Zufall, daß viele 
Selbsthilfegruppen von Menschen mit gei- 
stiger Behinderung sich bewußt außer- 
halb von Elternvereinigungen gegründet 
haben. Dies entspricht ihrem Selbstver- 
ständnis. Es stellt nicht das Verdienst 
von Eltern in Frage, die sich seit Ende der 
50er Jahre gegen die damals übliche 
Verwahrung für das Recht ihrer geistig 
behinderten Kinder auf Bildung, Arbeit 
und humane Lebensbedingungen enga- 
giert haben. 


Selbstbestimmung 


nur für die ‘Fitten’? 
Selbstbestimmungistfürjeden Menschen 
möglich, jeweils auf der Ebene, auf derer 
Handlungskompetenz besitzt oder ent- 
falten kann. Dabei kommt es weniger auf 
den Grad der Behinderung als auf seine 
Lebensbedingungen an, die ihm Raum 
für eigene Entscheidungen bieten oder 
vorenthalten. 


Im Alltag vieler Erwachsener mit schwe- 
rer geistiger Behinderung ist Selbstbe- 
stimmung ein Fremdwort. Sie können in 
der Regel nicht wählen, wo und wie sie 
leben möchten. In gemeindenahen 
Wohneinrichtungen werden sie wegen 
des hohen Betreuungsbedarfs häufig nicht 
aufgenommen. Zentrale stationäre Groß- 
einrichtungen, früher Anstalten genannt, 
sind oft der einzige Ausweg. Weite Ent- 
fernungen bedeuten Trennung von ver- 
trauten Personen. Professionelle werden 
zu Bezugspersonen. Schichtdienst und 
hohe Mitarbeiterfluktuation verhindern 
kontinuierliche und verläßliche Beziehun- 
gen. 

Viele leben noch in psychiatrischen Klini- 
ken, dem traditionellen Auffangbecken 
für alle, die keiner haben will, oder in 
Pflegeheimen, ausgesondert. Die Zustän- 
de dort sind vielfach beschrieben. Seit 
der Psychiatrie-Enquete von 1975 hat 
sich manches, wenn auch sehr zögerlich, 
verändert: Humanisierung der Lebens- 
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bedingungen vor Ort, für manche Aus- 
gliederung in gemeindenahe Wohnein- 
richtungen, Vermeidung von Neuauf- 
nahmen. Diese Entwicklung hat jedoch 
nicht überall stattgefunden. ‘Veckermün- 
de’ gibt es noch, West-/Ost-Gefälle. 


Die Bemühungen um Förderung und the- 
rapeutische Angebote für diesen Perso- 
nenkreis haben in den letzten Jahren zu- 
genommen. Es hat sich gezeigt, daß auch 
Menschen mit schwerer geistiger Behin- 
derung lernfähig sind und selbstbestimmt 
handeln können, jeweils auf der Stufe 
ihrer Entwicklung. Assistierende Hilfe heißt 
hier, sich auf ihre Ebene einlassen, ihnen 
zuhören, ihre Wünsche zu erkenrien su- 
chen, auch wenn sie sie nicht verbal arti- 
kulieren können, und ihnen helfen, sie zu 
realisieren. Für manche schwer mehrfach 
behinderte Menschen, zu deren Alltag es 
gehön, einfach 'abgefüttert! zu werden, 
bedeutet zum Beispiel schon die Wahl 
zwischen zwei Getränken ein Stück Auto- 
nomie. 


Die Rahmenbedingungen in Einrichtun- 
gen für Menschen mit schwerer geistiger 
Behinderung lassen Selbstbestimmung | 
kaum zu. Zu große Gruppen, unzurei- | 
chende Personalbesetzung verhinderri ein 
Eingehen auf individuelle Bedürfnisse, 
selbst bei alltäglichsten Dingen, wie zum 
Beispiel in diesem Wohnheim: 

"Wenn das Personal schlecht ist, dann 
kann man sagen: ‘Ja, ich weiß, du möch- 
test jetzt gerne mit den Tisch decken, aber 
ich habe keine Zeit. Ich muß fertig wer- 
den. Laß} mich das jetzt machen:' Das ist 
manchmal einfach so. Oder mit dem Ra- 
sieren morgens: Erkann sich selber rasie- 
ren, nicht so gründlich vielleicht, aber er 
macht es gerne. Und dann: ‘Komm, laß 
mich jetzt mal machen, du mußt gleich 
wieder los.’ Und das ist auch ein bißchen 
unbefriedigend, für alle eigentlich.” 


Weitaus gravierender sind die Einschrän- 
kungen auf Klinikstationen, auf denen gei- 
stig behinderte Menschen leben, zum Bei- 
spiel wenn kurzfristig zwei Gruppen we- 
gen Personalengpässen von einer Person 
betreut werden müssen: 

“Das ist nur noch Funktionspflege, da 
wird bloß noch das Essen hingestellt, da 
wird darauf geachtet, daß die Leute sich 
nicht in die Hosen machen, daß sie auf 
Toilette geschickt werden. Und wenr sie 
eingemacht haben ... eigentlich können 
die glücklich sein, die in die Hose ge- 
macht haben, weil die dann noch die 
Zuwendung kriegen. 20 Leute und allein - 
sowas darf es einfach nicht geben. Der 
dann am nächsten Tag in den Dienst 
kommt, der muß sich dann mit den Ag- 
gressionen auseinandersetzen, oft eine 
Kettenreaktion: Einer fängt an, und drei 
machen weiter.” 


Geistig behinderte Menschen mit schwie- 
rigen Verhaltensweisen, sog. Problemver- 
halten, brauchen auf dem Weg zu mehr 
Selbstbestimmung besondere Unterstüt- 
zung. Sie äußern ihre Befindlichkeit und 
ihre Bedürfnisse auf eine für die Umwelt 


Heft 1/1995 


meist unverständliche Weise, zum Bei- 
spiel durch aggressives oder selbst- 
verletzendes Verhalten - oftmals eine 
Reaktion auf für sie unerträgliche Le- 
bensbedingungen, der sie nicht anders 
Ausdruck geben können. Kommunika- 
tionsprobleme. Ihre ‘Botschaften’ zu deu- 
ten und in ihrem Interesse zu reagieren, 
ist eine Aufgabe, die große Anforderun- 
gen an die Betreuerlnnen stellt. Noch 
immer kommt es in akuten Situationen zu 
restriktiven Maßnahmen, oft ein Ausdruck 
von Hilflosigkeit unter den jeweils gege- 
benen Bedingungen. 


Konsequenzen 

Menschen mit geistiger Behinderung auf 
dem Weg zu mehr Selbstbestimmung? 
Ein Anfang ist gemacht. Die Aufbruch- 
stimmung, die den Kongreß in Duisburg 
bestimmte, wird sich in der Praxis bewäh- 
ren müssen. Konflikte sind vorprogram- 
miert. Wesentliche Voraussetzungen für 
eine Stärkung der Selbstbestimmungs- 
potentiale dieses Personenkreises sind 
unter anderem: 

® Nichtaussonderung 

“ autonomiefördernde Erziehung im ElI- 
ternhaus 

® emanzipatorische Erwachsenenbildung 


® Selbsthilfegruppen 

© differenzierte regionale Wohnangebote 
{von ambulant betreuten Wohnformen 
bis zu personalintensiven Wohngruppen) 
® differenzierte regionale Arbeits- und 
Beschäftigungsangebote 

® autonomiefördernde Strukturen in al- 
len Lebensbereichen 

® Veränderung des Selbstverständnis- 
ses von Betreuung 

® Solidarität und Akzeptanz durch die 
Umwelt. 


Aktuelle Tendenzen in der Gesellschaft 
stehen der Stärkung von Selbsthilfepoten- 
tialen von Menschen mit geistiger Behin- 
derung eher entgegen: Die mit der Ver- 
knappung der Mittel im Sozialbereich zu 
erwartende und mancherorts schon ein- 
getretene Verschlechterung der Le- 
bensbedingungen, die zunehmende 
Behindertenfeindlichkeit und das wieder 
stärker werdende Kosten-Nutzen-Denken, 
das vor allem in Bezug auf mühsam er- 
kämpfte Rechte für Menschen mit schwe- 
rer geistiger Behinderung wirksam wird, 
bis hin zum Infragestellen ihres Rechts 
auf Leben, sind gravierende Hindernisse 
auf dem Weg zu mehr Selbstbestimmung. 
Ohne Unterstützung durch ihre Umge- 


bung und ohne Solidarität durch Men- 
schen mit anderen Behinderungen läuft 
der begonnene Prozeß Gefahr, ins Stok- 
ken zu geraten. 


MonıkA SEIFERT, BERLIN 
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„Die Doppelzimmer sind nicht 
mehr so gefragt. Einfach!“ 


Der Beirat zum Ausschuß Wohnen der Bundesvereinigung Lebenshilfe 
führte ein Gespräch zu den Möglichkeiten, Wünsche in Bezug auf das 


Wohnen zu verwirklichen. 


In vielen englischsprachigen Ländern, 
aber auch z. B. in Holland, Schweden 
und Dänemark, haben sich Menschen mit 
geistiger Behinderung selbst in Gruppen 
zusammengeschlossen. In englischspra- 
chigen Ländern nennen sie sich „People- 
First“-Gruppen (Zunächst einmal sind wir 
Menschen). 

In Deutschland haben vor allem körper- 
behinderte Menschen zum Ausdruck ge- 
bracht, daß sie selbstbestimmt leben 
wollen, ohne Bevormundung durch EI- 
tern, Ärzte, Pädagogen und Therapeu- 
ten. 

Zeit für die Lebenshilfe, einmal darüber 
nachzudenken, was das alles für Men- 
schen mit geistiger Behinderung in 
Deutschland bedeutet. 

Höhepunkt dieser Entwicklungen war si- 
cherlich der große Kongreß der Lebens- 
hilfe „Ich weiß doch selbst was ich will! - 
Menschen mit geistiger Behinderung auf 
dem Weg zu mehr Selbstbestimmung”, 
in Duisburg im Herbst letzten Jahres. 
Aber auch schon vorher wurde nach 
Wegen gesucht, miteinander zu spre- 
chen und nicht nur übereinander! 
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Für die Bundesvereinigung Lebenshilfe 
sind in die Ausschüsse Wohnen und Ar- 
beit Eltern, Fachleute, Wissenschaftler 
und Mitarbeiter der Bundesvereinigung 
berufen, um Pläne zu entwickeln, wie der 
Arbeitsbereich in Zukunft sein soll und 
welche Angebote es im Bereich Wohnen 
geben soll, Dort arbeiten aber nur nicht- 
behinderte Personen. Es wird also doch 
wieder über behinderte Menschen ge- 
sprochen. 

Damit das nicht so bleibt, gibt es seit ca. 
zwei Jahren Beiräte von behinderten Per- 
sonen zu diesen Ausschüssen, Hier tref- 
fen sich vor allem Mitarbeiter von Werk- 
stätten und Bewohner von Wohnheimen 
oder Wohngruppen, um sich zunächst 
auszutauschen und zu erfahren, wie es 
an anderen Orten in Deutschland zugeht. 
Gemeinsam werden dann Wünsche und 
Forderungen entwickelt und aufgeschrie- 
ben. In gemeinsamen Sitzungen der Bei- 
räte und Ausschüsse werden Gespräche 
geführt. Behinderte Menschen können hier 
selbst sagen, was sie wollen und Ihre 
Forderungen und Interessen zum Aus- 
druck bringen. 
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So wurden z. B. Forderungen erhoben, 
aus einigen Mitwirkungsrechten in der 
Mustersatzung für Werkstatträte Mitbe- 
stimmungsrechte zu machen, Oder es 
wurde gefordert, daß bestimmte Regeln 
in einer WIB für alle Beschäftigten gelten: 
Z. B. Regelungen über das Rauchen, 
Pausen, gleiche sanitäre Einrichtungen. 
Diese Forderungen sind so aktuell, daß 
noch über kein abschließendes Ergebnis 
berichtet werden kann. Der Beirat Woh- 
nen hat während des Kongresses in Duis- 
burg selbst eine Arbeitsgruppe moderiert 
und nach dem Kongreß Ergänzungsvor- 
schiäge für die „Duisburger Erklärung“ 
gemacht (dort sind die wichtigsten Er- 
gebnisse des Kongresses festgehalten). 
Die Redaktion der randschau bat Mitar- 
beiter der Bundesvereinigung Lebenshil- 
fe um Beiträge für diese Ausgabe. Wir 
entschlossen uns, ein Gespräch des Bei- 
rates Wohnen wiederzugeben. 

Während der Sitzung am 1. und 2. Febru- 
ar 1995 in Marburg haben wir uns dazu 
auf ein Rollenspiel eingelassen. Gespielt 
wurde eine Gesprächssituation zwischen 
einer Bewohnerin, einem Bewohner, 
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Wohnstättenleiter sowie der Mutter der 
Bewohnerin und dem Bruder des Bewoh- 
ners. 


Jörg und Annette wollen zusammenzie- 
hen. Drei Durchgänge haben ein jeweils 
vollkommen anderes Ergebnis gehabt. 
Das erste Rollenspiel endete mit der Ver- 
abredung des zweiwöchigen Probe- 
wohnens. Wenn der Versuch scheitern 
sollte, so stünden die Wohnplätze weiter 
zur Verfügung. Das Gespräch war ge- 
kennzeichnet durch das Bemühen von 
allen, eine gute Lösung für das Anliegen 
von Jörg und Annette zu finden. 

Das zweite Rollenspiel verlief nicht er- 
wartungsgemäß. Die Mutter von Ännette 
war entgegen der Regieanweisung für 
den Auszug der Tochter. Auch der 
Wohnstättenleiter sprach sich klar für 
das Vorhaben aus. Alle waren voll Har- 
monie für die Veränderung. Der Schau- 
spielerin der Mutter fiel die Ablehnung der 
Wünsche ihrer Tochter Annette schwer, 
da sie selbst Umzugspläne schmiedet. 
Beim dritten Rollenspiel wirkten zwei Be- 
gleiter der Beiratsmitglieder als Wohn- 
stättenleiter und Mutter mit. Letztere ist 
nun strikt gegen den Auszug der Tochter 
und bleibt auch bei ihrer Meinung, obwohl 
eine große Zahl von Kompromißvorschlä- 
gen von Beiratsmitgliedern gemacht wer- 
den. „Meine Tochter ist behindert und 
eine Behinderte kann das doch nicht!“ 
Oder „Wenn Du das machst, bist Du nicht 
mehr meine Tochter!“ ... 

Das Gespräch im Anschluß an die Rol- 
lenspiele nahm folgenden Verlauf: 


Ulrich N.: „Meine Tochter ist doch behin- 
dert und eine Behinderte kann das nicht.“ 
Oder „Wenn Du das machst, bist Du nicht 
mehr meine Tochter!“ ...Das ist ja ganz 
schön hart, das so zu sagen. Hat das 
schon mal jemand zu Ihnen gesagt? 


Gisela P.: Ja, meine Mutter schon mal. 
Ich hatte damals einen Freund. Mit dem 
bin ich wieder auseinander, aber Ich hatte 
mehrere Freunde. Da hat meine Mutter 
immer gesagt, die können nicht lesen und 
schreiben, was sagt denn die Umgebung 
dazu. Das mußt Du dann alles machen. 
Und wenn Du ein Kind kriegst von dem 
usw. Und als meine Mutter sterbenskrank 
war, mein Vater war schon vorher ver- 
storben, habe ich ihr garnicht erzählt, daß 
ich einen Freund habe. Wir sind immer so 
zusammengekoömmen. In der Freizeit- 
stätte haben wir was zusammen gemacht, 
Musik, Tanzen und so. Ich fand die Zeit 
gut. Und wenn ich mir das überlege, das 
sagen meine Betreuer auch immer, war 
meine Mutter nicht so, daß sie mich ma- 
chen ließ und so. Sie wollte mich auch 
nicht ins Heim geben und so. Ich kam erst 
wie meine Eltern verstorben waren ins 
Heim. 


Ulrich N.: Vorher haben Sie zu Hause 
gewohnt. 


Gisela P.: Vorher habe ich zu Hause 
gewohnt. Ja. 


Ulrich N.: Und Sie hätten lieber im Wohn- 
heim gewohnt? 


Gisela P.: Ja. 
Ulrich N.: Warum? 


Gisela P.: Ja, daß man selbständiger 
werden kann und so. Ich habe das 
Wohntraining zum erstenmal nicht ge- 
schafft, aber ich kann Wäsche sortieren, 
ich kann Essen kochen und so einiges 
kann ich doch so. 


Annette L.: Ich habe vorher auch zu 
Hause bei meinen Eltern gewohnt. Ich 
kam dann mit Hannelore ins Gespräch. 
Es gab dann noch so eine Vorstellung 
und man wurde vorgestellt, ob da noch 


die randschau - Zesschntt tür Behindertenpolitik 


ein Zimmer frei war und alles. Und was 
ist, wenn mein Kind 18 ist? Wurde auch 
schon mal auf einer Versammlung ge- 
sagt. Wenn ein behindertes Kind 18 ist 
und weiß jetzt nicht, wo es untergebracht 
werden soll und alles. 


Ulrich N.: Wollten Sie lieber auch ins 
Wohnheim ziehen oder wollten Sie lieber 
zu Hause wohnen bleiben? 


Annette L.: Nee, zu Hause wollte ich 
nicht die ganze Zeit wohnen. Irgendwo in 
einem Wohnheim oder auch in einer 
Außenwohngruppe. Und jetzt wohne ich 
auch im Wohntraining seit einem Jahr 
und kann auch schon bügeln und Wä- 
sche waschen und bißchen kochen und 
alles. Das lernen wir ja jetzt alles da. 


Ulrich N.: Gefällt Ihnen das wie Sie jetzt 
wohnen? Wir haben ja in dem Rollenspiel 
gespielt, daß die zwei aus dem Wohn- 
heim ausziehen wollten. Könnten Sie sich 
das vorstellen oder ist das ganz prima im 
Wohnheim? 


Annette L.: Ich wohne ja nicht im Wohn- 
heim, ich wohne ja im Wohntraining. Das 
ist ja wieder was anderes. Ich möchte 
auch später mal irgendwo anders woh- 
nen. 


Ulrich N.: Sie möchten in eine Wohnung 
ziehen? 


Annette L.: Nein, eine Wohnung nicht 
gerade, lieber in einer Wohngemeinschaft. 
Aber erst wenn ich das alles richtig ge- 
lernt habe. In eine Wohnung, wo ein 
Betreuer mit aufpaßt, aber das ist jedem 
nach Geschmack und so. Aber versu- 
chen möchte ich’s bis dahin, daß ich 
vieles kann. Und selbständig werden 
möchte ich auch. 


Ulrich N.: Bekommen Sie Unterstützung? 


Annette L.: Ja, jetzt bekomme ich Unter- 
stützung. Von Betreuern und von vielen 
und von meinen Eltern. 


Ulrich N.: Die glauben alle, daß Sie das 
schaffen können und unterstützen Sie? 


Annette L.: Ja, die glauben das, daß ich 
das eines Tages mal soweit gebracht 
habe. 


Ulrich N.: Kennen Sie denn so eine Situa- 
tion, wie wir sie im Rollenspiel gespielt 
haben? Kennen Sie die von sich selbst 
oder aus Ihrem Wohnheim, von den EI- 
tern, von Kollegen? Zwei möchten aus- 
ziehen und es gibt Schwierigkeiten? 


Gisela P.: Der Roland der zieht ja aus 
aus der Wohngruppe wo ich bin. Der hat 
auch Wohntraining gemacht. Ich hab das 
ja nicht geschafft. Ich bin auch froh in der 
Wohngruppe zu bleiben, weil da auch 
Betreuer sind, die mich mal bißchen un- 
terstützen können, wenn ich mal was 
nicht so kann. Und der Roland der kann 
bißchen mehr, und der zieht jetzt in eine 
eigene Wohnung rein, 


Ulrich N.: Also, daß es mal so richtig 
Stunk gegeben hat, so richtig Ärger, wie 
bei dem letzten Gespräch, weil Annette 
und Jörg ausziehen wollten und die Mut- 
ter hat einfach strikt gesagt „nee, kommt 
nicht in Frage“: Sowas kennen Sie gar- 
nicht? 
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Gisela P.: Nee, ich glaube, Rolands Mut- 
ter ist da sehr für, daß er eine eigene 
Wohnung hat. 


Frank P.: Also, das ist schon ein Thema, 
das war auch bei uns ein Thema. Nicht 
der Umzug in eine Wohnung, sondern 
einfach nur der Umzug von einem Mann 
und einer Frau in ein Doppelzimmer. Die 
Mutter, die zu diesem Zeitpunkt auch die 
Betreuung hatte für ihre Tochter war strikt 
dagegen. Wir haben es hier im Rollen- 
spiel verkürzt auf einen Gesprächster- 
min, aber das hat sich bei uns ein drei- 
viertel Jahr hingezogen. Diese ständigen 
Auseinandersetzungen mit den Positio- 
nen der verschiedenen Seiten: die müs- 
sen letztendlich immer in einem Kompro- 
miß enden. Es ist nicht machbar oder nur 
ganz schwer machbar, daß eine Seite 
dann ihre Position voll durchsetzen kann. 
Und bei uns hat es gut ein dreiviertel Jahr 
gedauert, und es ist bis heute noch nicht 
ganz ausgestanden. Ich sehe immer vor 
mir was passiert, wenn’s schief geht. Also 
ich sage mal, es wird ja immer ein höhe- 
res Maß angelegt wenn Behinderte zu- 
sammenziehen, weil von vornherein von 
der Umwelt ausgegangen wird, daß die 
Beziehung einfach Bestand haben muß. 
Obwohl es ja wirklich an der Tagesord- 
nung ist, daß Beziehungen auseinander- 
gehen. Das wird aber nicht als Normalität 
aufgefaßt bei Behinderten. Dann kom- 
men die Besserwisser, die von vornher- 
ein schon gesagt haben, daß das nichts 
wird. Es liegt aber gar nicht an diesen 
täglichen Verrichtungen, sondern einfach 
nur, daß die zwei charakterlich dann doch 
nicht so zusammenpassen oder sie sich 
auseinandergelebt haben, ganz normal 
wie das bei anderen nichtbehinderten 
Menschen halt auch ist. 


Jochen R.: Ich möchte Sie auch mal was 
fragen. Eben das warjaeine Spielsituation 
in dem Rollenspiel. Aber wenn sich jetzt 
alle mal vorstellen würden, sie wären 
wirklich in der Situation, Sie wollen mit 
einem Freund, einer Freundin zusam- 
menziehen. Wen würden oder müßten 
Sie denn dann fragen wenn Sie das vor- 
hätten? 


Uwe G.: Jadie Betreuer wären das. Wenn 
ich mit meiner Verlobten zusammen eine 
Wohnung nehmen wollte. 


Gisela P.: Wenn ich einen Freund hätte, 
danrı würde ich das dem Betreuer auch 
sagen oder auch meiner Tante. Ich hab 
das damals, Christoph hieß der, auch 
meiner Tante erzählt, weil das so kam 
und dann hat meine Tante gesagt, ihr 
könnt zusammen Freundschaften ma- 
chen. Meine Tante ist jetzt 80, aber ich 
nehme an, einer der nicht so direkt damit 
verwandt ist, der sieht das irgendwie an- 
ders als die Eltern und so, finde ich. Ich 
habe einen sehr guten Kontakt zu meiner 
Tante und so. Wenn das mal wieder 
kommt, daß ich mal wieder einen Freund 
habe und so, dann würde ich das auch 
meiner Tante erzählen und meinen Be- 
treuern dann. 
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Hannelore L.: Also, ich habe ja auch 
einen behinderten Sohn. Und der will sich 
jetzt verloben und der möchte jetzt mit 
seiner Freundin zusammenziehen. 


Ulrich N.: Ach, wie das Rollenspiel. 


Marko K.: Darf ich da jetzt mal was zu 
sagen? Sie haben ja in dem Rollenspiel 
das abgelehnt. 


Hannelore L.: Ja, ich habe da sicher eine 
Rolle gespielt, die ich vielleicht nicht bin 
oder so. 


Marko K.: Wie sieht es denn bei Dir zu 
Hause aus? 


Hannelore L.: Ja, das wollte ich gerade 
erzählen. Also ich habe einen Sohn und 
der ist 24 Jahre alt. Er ist körperlich und 
geistig behindert und möchte sich verlo- 
ben und möchte mit seiner Freundin zu- 
sammenziehen. Seine Freundin wohnt 
auch noch zu Hause. Ich kenne die Freun- 
din und es ist eigentlich alles in Ordnung, 
bloß, die sehen sich ziemlich selten. Da 
habe ich als Mutter meine Bedenken. Sie 
sind ja eigentlich so viel garnicht zusam- 
men, daß sie sich richtig kennenlernen 
könnten. Ich denke, da ist man im Wohn- 
heim im Vorteil, Da kann man sich viel 
intensiver kennenlernen und so geht doch 
jeder seine Wege. Und wenn sie sich mal 
im Sommer am Strand treffen, dann sitzt 
einer auf der Bank und der andere sitzt 
auf der anderen Bank. Und dann hat man 
als Mutter den Eindruck, so toll kann das 
mit dieser Beziehung nicht sein. Und die- 
se Verlobung, was soll das eigentlich? 


Klaus K..: Normalerweise hat man sich 
dann so im Arm und streichelt sich und 
sitzt ganz eng nebeneinander. 


Hannelore L.: Ja, das denke ich auch. 
Aber das ist einfach nicht so. Die Leute, 
die jetzt noch zu Hause wohnen und auf 
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die Eltern angewiesen sind, haben viel- 
leicht den Wunsch auszuziehen. Die El- 
tern geben ihr Okay. Sie finden aber 
keinen Platz um in ein Wohnheim zu 
gehen, um diese Partnerschaft auch mal 
zu üben und zu lernen. Da sehe ich eine 
ganz große Schwierigkeit, daß einfach 
diese Möglichkeit nicht da ist. In unserem 
Wohnheim gibt's kein Probewohnen oder 
so. 


Klaus K.: Nicht nur in Ihrem. Das ist ein 
Problem, das in vielen Wohnheimen 
herrscht. 


Hannelore L.: Wir möchten's gerne, aber 
es geht einfach nicht. 


Gisela P.: Bei uns gibt's auch kein Probe- 
wohnen. 


Hannelore L.: Die Schranken sind ei- 
gentlich ziemlich hoch auch für diese 
Leute, 


Ulrich N.: Warum geht das nicht? 


Hannelore L.: Das Wohnheim ist voll 
und da gibt's ne lange Warteliste und die 
Wünsche der Behinderten selber werden 
also in der Regel kaum akzeptiert. Es wird 
einfach so entschieden, wo gibt’s ne Not- 
situation, wo müssen wir als erstes ein 
Platz zur Verfügung stellen. Und wenn 
der Wunsch des Betreffenden da ist, dann 
wird vom Kostenträger gesagt, da kann 
man ja noch warten, das Elternhaus ist ja 
in Ordnung und da gibt's ja keine weiteren 
Probleme. 


Klaus K.: Teilweise kommen auch bauli- 
che Schwierigkeiten hinzu, daß eben die 
Einzelzimmer, so sie überhaupt vorhan- 
den sind, dann zu klein sind, und so 
gerade der Bauverordnung entsprechen. 
Wenn dann jemand seine Freundin bei 
sich haben will, dann muß eine Wand 
durchgeschlagen werden. Dann gibt's 
Probleme, das macht nicht jeder Träger 
mit. 
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Marko K.: Herr K., warum bauen sie denn 
nicht gleich aus, wenn sie das wissen. 
Oder sind da doofe Leute bei, die das 
nicht wissen. 


Klaus K.: Man sollte so bauen, daß man 
auch zusammenziehen kann wenn Be- 
darf da ist. 


Marko K.: Oder wohnen die nicht zusam- 
men, denken die nicht nach, wenn zwei 
Leute zusammensind, istja egal, ob das 
ein Rollstuhlfahrer ist mit einer normalen 
Dame, die dann zusammenziehen wol- 
len? Denkt die Lebenshilfe da drüber nicht 
nach? 


Klaus K.: Ja, klar denkt die Lebenshilfe 
darüber nach. Es gibt unterschiedliche 
Lösungen. 


Gisela P.: Bei uns ist das so. In der Nähe 
vom Hauptbahnhof da gibt es auch so 
Pärchenwohnungen. Wenn da so Pär- 
chen sind, verlobt und so, dann können 
die da wohnen. Ich weiß nicht, wie das so 
aussieht, ob die zusammen ein Zimmer 
haben oder ob die getrennt, das weiß ich 
nicht so genau. Ich weiß nur, daß dort 
Pärchen wohnen können. 


Ulrich N.: Es ist ja jetzt ein neuer Gedan- 
ke, den Frau L. gesagt hat. Und jetzt 
kommen Sie darauf, daß es bei Ihnen 
auch so ist, daß es nicht nur an den Eltern 
oder an Betreuern liegt, sondern daß ein- 
fach manchmal nicht genug Wohnungen 
da sind,... 


Marko K.: An den Fehlplanungen der 
Lebenshilfe liegt das. 


Ulrich N.: ... Fehlplanungen der Lebens- 
hilfe oder, daß Wünsche deswegen nicht 
erfüllt werden können, weil es nicht genug 
Wohnplätze gibt. Dies ist ein wichtiger 
Punkt, das hier mal zu sagen. 


Marko K.: Das ist wichtig, daß keine 
Doppelzimmer mehr gemacht werden, 
daß große Einzelzimmer gemacht wer- 
den. Wo dann, wenn Streit ist, derjenige 
in sein Zimmer rüber gehen kann. 


Frank P.: Aber das ist nicht das Problem 
unbedingt nur der Lebenshilfe, das ist 
nämlich das Problem für den Geldgeber, 
von dem Du gestern schon mal gespro- 
chen hast. Da gibt's nämlich ein Gesetz 
und in dem Gesetz steht drin, wie groß 


Zimmer zu sein haben. Und da steht drin, 
für ein Einzelzimmer, etwa 13 Quadrat- 
meter. Da darf man eben nur in dieser 
Größe bauen. Da kann ich also nicht 20 
daraus machen, denn dann wird’s schon 
wieder ein Doppelzimmer. Dann sagt der 
Geldgeber, gut, wenn das so groß ist, 
dann können auch zwei reinziehen und 
nicht bloß einer. 


Marko K.: Ich will das ja so sagen. Eine 
kleine Wohnmöglichkeit, wo sich dann 
jeder zurückzieht, wenn Ehestreit ist. 
Wichtig ist, daß sich die Lebenshilfe auch 
mal was anderes überlegen muß. Die 
Doppelzimmer die sind nicht mehr so 
gefragt. Einfach! 


Frank P.: Das ist richtig. 


Marko K.: Aber die Lebenshilfe überlegt 
halt garnicht mal. Die bauen nur die Dop- 
pelzimmer. 


Gisela P.: Nee, wir haben auch Einzel- 
zimmer. 


Jochen R.: Es ist ja so, daß das hier 
auch eine Möglichkeit ist, das auszuspre- 
chen, zu kritisieren und auch zu überle- 
gen, was sich ändern muß. Deswegen 
sitzen wir hier. 


Marko K.: Nächstesmal müßte dann die 
Bauplanung dabei sein. Die Bauplanung, 
die das baut, 


Klaus K.: Sie erinnern sich sicher an die 
erste Sitzung, die wir hatten, Da haben 
wir ganz ausführlich, darüber gesprochen, 
weil das von Ihrer Seite aus das Haupt- 
anliegen ist. Und immer wieder kommen 
Sie auf das Thema Einzelzimmer, zuviele 
Doppelzimmer. Das ist auch richtig. Das 
ist ein ganz wichtiges Problem. 


Marko K.: Und da möchte ich halt, daß 
bei der nächsten Sitzung, daß da Leute 
sind, die die Bauplanung machen, und 
die das Geld dafür geben. 


Klaus K.: Sie haben Recht. Aber das, 
was vorhin der Herr N. gesagt hat, ist ja 
auch wichtig, daß es überhaupt noch viel 
zu wenig Plätze gibt für Wohngemein- 
schaften oder in Paarwohnungen oder in 
kleinen Gruppen. Viele, viele haben War- 
telisten. Eine Liste, wo viele Leute drauf 
stehen, die gerne in das Wohnheim oder 
in die Wohngemeinschaft reinmöchten. 
Sie können aber nicht, es gibt keine Plät- 
ze. 


Frank P.: ...die vielleicht noch bei den 
Eltern wohnen und dort bevormundet 
werden und gerne in eine Wohnstätte 
möchten, so, wie jemand anderes, der 18 
Jahre alt ist, sich eine Freundin sucht und 
einfach auszieht, wenn er eine Wohnung 
findet. Es gibt eben keine Plätze. Nicht 
einmal Doppelzimmer, wo sie hinziehen 
können, weil eben alles belegt ist. Es muß 
neu gebaut werden, und dafür muß auch 
Geld da sein! 


Das Gespräch wurde moderiert von U!- 
rich Niehoff, Fachgebietsleiter in der Bun- 
desvereinigung Lebenshilfe. Es wurde von 
der Redaktion gekürzt. 
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Vorschläge für 
Gleichstellungsvorschriften 


Nachdem die Ergänzung des Grundgesetzes um ein Benachteiligungsverbot zugunsten Behinderter 
(Art. 3 Abs. 3 S. 2 GG) von diesen selbst und ihren Organisationen durch beharrliche politische Arbeit 
und Aktionen erstritten werden konnte (vgl. hierzu die randschau Nr. 4/1992, S. 4 - 17), giltes nun, dieses 
Diskriminierungsverbot auf einfachgesetzlicher Ebene auszuformen und zu konkretisieren. Das Forum 
behinderter Juristinnen und Juristen hat einige Vorschläge hierzu erarbeitet. Diese wurden nun 
zusammengefaßt und in einer 27-seitigen Broschüre mit dem Titel „Vorschläge für Gleichstellungsvor- 
schriften“ veröffentlicht. Sie enthält mit Einzelbegründungen versehene Formulierungsvorschläge für 
Gesetzesänderungen oder -ergänzungen auf verschiedenen Rechtsgebieten. 


Einen Schwerpunkt bilden Vorschläge für 
allgemeine Gleichstellungsregelungen {S. 
2 bis 5). Hierbei wird versucht, den drei- 
stufigaufgebauten Behindertenbegriffder 
Weltgesundheitsorganisation (impair- 
ment, disability, handicap) in das deut- 
sche Rechtssystem aufzunehmen und 
weiterzuentwickeln, wobei die Begriffe 
Schädigung, Beeinträchtigung, Behinde- 
rung und Diskriminierung verwendet wer- 
den. Diese Bestimmungen könnten in 
einem Antidiskriminierungs- oder Gleich- 
stellungsgesetz Aufnahme finden. Denk- 
bar ist jedoch auch ihre Eingliederung in 
das von der Bundesregierung angestreb- 
te Sozialgesetzbuch Neuntes Buch - Re- 
habilitation und Eingliederung Behinder- 
ter - (SBG IX), zu dem bereits ein Referen- 
tenentwurf (Stand November 1993) aus 
dem zuständigen Bundesministerium vor- 
liegt. Die in der Broschüre enthaltenen 
allgemeinen Gleichstellungsvorschriften 
orientieren sich daher an diesem Entwurf 
und schlagen Änderungen und Ergän- 
zungen vor. 

Auch die weiteren Vorschläge für einzel- 
ne Gleichstellungsregelungen (S. 5 bis 
22) orientieren sich teilweise an dem 
Referentenentwurf zum SGB IX. Unter 
diesem Gliederungspunkt werden die 
Bereiche öffentlicher Personenverkehr, 
Gleichstellung im Arbeitsleben, Rechte 
behinderter Frauen im Arbeitsleben und 
in der Rehabilitation, sonstiges Rehabilita- 
tionsrecht und Zivilrecht näher behan- 
delt. Die Vorschläge zum öffentlichen Per- 
sonenverkehr befassen sich vor aller mit 
der Verpflichtung der Beförderer zur An- 
schaffung von Beförderungsmitteln, die 
auch für Behinderte benutzbar sind. Zur 
Gleichstellung im Arbeitsleben werden 
Vorschläge zu einer Erhöhung der Aus- 
gleichsabgabe bei Nichterfüllung der 
Beschäftigungsquote für Behinderte so- 
wie zu einer Gleichstellung der Beschäf- 
tigten in Werkstätten für Behinderte mit 
Arbeitnehmern unterbreitet. Zur Stärkung 
der Rechte behinderter Frauen im Ar- 
beitsleben und in der Rehabilitation wer- 
den u.a. Verbesserungen der Rahmenbe- 
dingungen - etwa zur Kinderbetreuung - 
und zur Einführung einer flexiblen Frau- 
enquote vorgeschlagen. Die letzgenann- 
ten Vorschläge sind inspiriert durch die 
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von Theresia Degener verfaßte Schrift 
„Behinderte Frauen in der beruflichen Re- 
habilitation“, erschienen 1994 als Band 3 
der bifos-Schriftenreihe zum selbst- 
bestimmten Leben Behinderter. Zum son- 
stigen Rehabilitationsrecht sind Verbes- 
serungen zur Hilfe bei der Kommunikati- 
on von sinnesgeschädigten Menschen 
und die einkommens- und vermögens- 
unabhängige Gewährung der Leistungen 
der Eingliederungshilfe vorgesehen. Die 
Vorschläge zum Zivilrecht beziehen sich 
auf so unterschiedliche Gebiete wie das 
Recht der Allgemeinen Geschäftsbedin- 
gungen und das Betreuungsrecht. 

Da für die Verwirklichung der Gleichstel- 
lungsansprüche die Wahrnehmung indi- 
vidueller Klage- und sonstiger Verfahrens- 
rechte nicht ausreichen, finden sich auch 
Vorschläge zur Durchsetzung von Diskri- 
minierungsverbote durch Vereine und 
Verbände {S. 22 bis 24). Hierbei werden 
Ergänzungen der Zivilprozeßordnung, der 
Verwaltungsgerichtsordnung und des 
Sozialgereichtsgesetzes angestrebt. An- 
schließend finden sich einige Vorschläge 
zur Korrektur unmittelbar diskriminieren- 
der gesetzlicher Bestimmungen (S. 24 
bis 25). 

Die in der Broschüre enthaltenen Vor- 
schläge erheben nicht den Anspruch auf 
Vollständigkeit. So werden die nach der 
Kompetenzordnung des Grundgesetzes 
in den Zuständigkeitsbereich der Bun- 
desländer fallenden Rechtsgebiete aus- 
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geklammert, weil hierfür eine Auseinan- 
dersetzung mit den rechtlichen Gegeben- 
heiten in jedem einzelnen Bundesland 
erforderlich wäre. Deshalb fehlen Vor- 
schläge für so wichtige Gebiete wie das 
Schul- und Hochschulrecht sowie das 
Bauordnungsrecht. Aber auch auf der 
Ebene der Bundesgesetzgebung lassen 
sich sicherlich weitere Bereiche finden, in 
denen ebenfalls die Einführung diskrimi- 
nierungsverhindernder oder -beseitigen- 
der Vorschriften notwendig oder zumin- 
dest wünschenswert ist. Deshalb bilden 
Hinweise auf notwendige weitere Gleich- 
stellungsvorschriften (S. 25 bis 27) den 
Abschluß der Broschüre. 
Das Forum behinderter Juristinnen und 
Juristen will seine Vorschläge nicht als 
„Endergebnis“ einer Diskussion verstan- 
den wissen, sondern hiermit die Debatte 
über Antidiskriminierungsvorschriften auf 
Gesetzesebene erstanstoßen und voran- 
treiben. Ergänzungsvorschläge undKritik- 
punkte sind daher ebenso erwünscht wie 
zustimmende Äußerungen. Diese wer- 
den erbeten an die Interessenvertretung 
Selbstbestimmt Leben Deutschland e.V., 
Werner-Hilpert-Straße 8, 34117 Kassel. 
Dort kann die Broschüre auch angefor- 
dert werden. Als Beitrag zu den Er- 
stellungskosten sowie für Porto und Ver- 
packung muß eine Kostenbeteiligung von 
10,00 DM (Schein, Scheck, Briefmarken) 
erhoben werden. 

GUNTHER JÜRGENS, KASSEL 
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EINMISCHUNG 


raushalten! 


Wer selbstbestimmies Leben 
behindert, verletzt die Wurde 


Eine Fotoausstellung zum Thema „Gewalt in der Pflege“ 


Vor zwei Jahren rief ‘Der Paritätische’ die Kampagne „Gemeinsam Handeln gegen Gewait“ ins Leben. 
Ziel war es, Mitgliedsorganisationen möglichst bereichsübergeifend zur Zusammenarbeit gegen die 
zunehmende Gewalt innerhalb der Gesellschaft anzuregen, um damit im großen Rahmen Menschen 
anzusprechen und so etwas zu bewegen. 


Für den Themenbereich „Gewalt gegen 
Behinderte“ haben wir uns vom Zentrum 
für selbstbestimmtes Leben, Köln und 
dem Verein zur Assistenz von Behinder- 
ten, Pulheim zusammengefunden und 
versucht, gemeinsame Berührungspunk- 
te beider Vereine mit dem Thema Gewalt 
zu finden. In den ersten Monaten fand 
eine sehr intensive Auseinandersetzung 
mit unserer Situation als behinderte Men- 
schen, mit unseren Erfahrungen und der 
von uns erlebten Gewalt statt. Entschie- 
den haben wir uns für das Thema „Gewalt 
in der Pflege“, da sich schnell herausstell- 
te, daß dieser Bereich fürsehr viele Aspek- 
te von Gewalt steht, die auf unterschied- 
lichen Ebenen ablaufen. 


Um sowohl auf die verschiedenen Aspek- 
te von Gewaltausprägungen in der Pflege 
hinzuweisen, Entscheidungsträger, Pfle- 
gende als auch betroffene pflege- 
abhängige Menschen für dieses Tabu- 
thema zu sensibilisieren, haben wir uns 
für die Darstellungin einer Fotoausstellung 
entschieden. Aus der Vielzahl von Le- 
benssituationen wählten wir verschiede- 
ne Gewalterfahrungen für eine Umset- 
zung in Bild und Text: Pflege im Heim, 
Pflege in der Familie, Pflege von Frauen 
durch Männer, Umgang mit Behörden 
und der häufige Wechsel der Pflege- 
personen. Die Ausstellung soll Problem- 
bewußtsein wecken und Entscheidungs- 
träger in Politik, Verwaltung und in Wohl- 
fahrtsverbänden auf die Probleme inner- 
halb gegenwärtiger Pflegestrukturen auf- 
merksam machen. Nicht zuletzt wollen 
wir alldenen, die sich oder einen Teil ihrer 
Geschichte in der Fotoausstellung wie- 
derfinden, Mut machen, eigene Gewalt- 
erfahrungen nicht als unabänderliches 
Schicksal hinzunehmen. 


In der Eröffungsrede der Fotoausstellung 
am 23.11.94 machte Anita Grießer vom 
Zentrum für selbstbestimmtes Leben, 
Köln, deutlich, was der Begriff der Pflege 
für uns betroffene, pflegeabhängige Men- 
schen bedeutet: „In unserem Verständnis 
bedeutet Pflege, auf die Hilfe anderer 
angewiesen zu sein, die von einzelnen 
Handgriffen bis hin zu einer umfassenden 


24-stündigen Assistenz reichen kann. 
Immer bedeutet sie, eigene Einschrän- 
kungen bei der Sicherstellung existentiel- 
ler Bedürfnisse des eigenen Wohibefin- 
dens auszugleichen.“ 


Traditionelle Pflegemodelle beinhalten un- 
gleiche Machtverhältnisse, die die Ent- 
stehung von Gewaltausübung begünsti- 
gen. Nicht selten werden pflegeabhängige 
behinderte und alte Menschen zum Ob- 
jekt nichtbehinderter „Experten“ degra- 
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Martina, 19: 


Uhr aufstehen. 


z 6Uhr 
ins Bett. 
Tag für Tag. 
Martines Tag wird von 
der Organisations- 
struktur ihres Pflege 
heims diktiert: Ihre 
Bedürfnisse warden kam 
berücksichtigt. Dafür 
fehlt das Personal. 

Das beißt, keine 
Chance auf Zuwerklung, 
Individualität, Privat“ 
sphäre, Freunde und 
Familie, denn Martina 
kann selten frei ent- 
scheiden. 

Martina: „Ich will 
nicht fremibestiumt 
werden. 

Ich will moin Leben 
selber gestalten!" 


Eimnischung 
raushalten! 

Wer selbstpestinmmtes 
Leben behindert, 
verletzt die. Würde! 


diert. Finanzielle, organisatorische und 
personelle Bedingungen der Pflege- 
situation fördern Abhängigkeit und schaf- 
fen die Grundlage für Gewalt. 


Unsere Fotoausstellung wurde im Be- 
zirksamt Köln 1 in großem Rahmen eröff- 
net. Nach der Begrüßung durch die Vor- 
sitzende des Paritätischen NRW, Gisela 
Heidecke, und einigen erklärenden Wor- 
ten zur Kampagne durch Arif Unal vom 
Landesverband des Paritätischen, unter- 
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strich der Oberbürgermeister von Köln, 
Norbert Burger, die Bedeutung der Aus- 
stellung: „Sich engagieren und Zeichen 
setzen heißt: Sich einmischen, sich eben 
nicht raushalten, Eine moderne, aufge- 
schlossene Gesellschaft muß deutlich 
machen, daß sie Diskriminierung, Miß- 
achtung und Ausgrenzung von Behinder- 
ten nicht duldet; und sie muß gegen jeg- 
liche Form von Gewalt gegen Behinderte 
- aber auch gegen andere Mitglieder der 
Gesellschaft - mobil machen.“ 


Die Fotoausstellung umfaßt sechs Bilder 
in einer Größe von Im x 2m mit dazuge- 
hörigen Texttafeln. Sie sind auf einem 
juteähnlichen Stoff aufgedruckt, der in 
einem Metallgestell hängt. Schon durch 
diese Art der Darstellung zog die Ausstel- 
lung Aufmerksamkeit auf sich. Insbeson- 
dere die Kombination von Bild, das je- 
weils einen behinderten Menschen zeigt, 
und Text, der die Situation dieser fiktiven 
Person beschreibt, die Konsequenzen 
deutlich macht und den Gewaltaspekt 
klar vor Augen führt, hinterließ bei allen 
Betrachterlnnen großen Eindruck. Auf 
einer siebten Texttafel gehen wir auf das 
Assistenzmodell ein, das unserer Mei- 
nung nach für pflegeabhängige Menschen 


eine reelle Möglichkeit bietet, die größt-' 


mögliche Selbstbestimmung zu leben und 
somit die unterschiedliche Abhängigkeits- 
und Machtstruktur so gut wie möglich 
auszugleichen. 


Nachdem die Fotoausstellung vier Wo- 
chen lang im Kölner Bezirksamt zu sehen 
war, steht sie nun anderen Vereinen, Or- 
ganisationen oder Interessierten zur Ver- 
fügurig. Sie wurde als Wanderausstel- 
lung konzipiert und kann bei uns entlie- 
hen werden. Natürlich sollte sie eine the- 
matische Anbindung an das Thema Be- 
hinderung, Gewalt, Pflege, etc. haben. 
Die Konditionen können im Zentrum für 
selbstbestimmtes Leben, Köln, erfragt 
werden. Die ersten Anfragen sind schon 
bei uns eingegangen, und wir hoffen, 
unsere Bilder noch vielen Menschen na- 
hebringen zu können. Wir wünschen der 
Ausstellung viele Besucherinnen und Be- 
sucher, damit sich möglichst viele Men- 
schen einmischen, wenn es um die Be- 
lange von Menschen mit Behinderungen 
geht. In diesem Sinne freuen wir uns über 
alte interessierten Zuschriften! 


SILKE REHFeLD, KöLn 


KONTAKTADRESSEN FÜR 
DIE AUSSTELLUNG 


Zentrum für selbstbestimmtes 
[R1.7700 ,0°11,) 

Allgemeine Beratung 
Jakobstraße 22 

50678 Köln 


Assistenzberatung 


Pohlmannstraße 13 
50735 Köln 
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Selbstbestimmt Leben. 
Initiativen in der BRD 


Aktion Autonom Leben, Eulenstr. 74, 22763 Hamburg 50, Tel. 040 /39 25 55, 
Fax: 040 / 39 07 078 


Arbeitsgemeinschaft für selbstbestimmtes Leben schwerstbehinderter 
Menschen ASL, c/o Birgit Stenger, Naunynstr. 38, 10999 Berlin, Tel. 030/ 
6142106 } 


Berliner Zentrum für selbstbestimmtes Leben, Marienburger Str. 32A, 10405 
Berlin, Tei. 030/4428031, Fax: 030/4428344 


Bildungs- und Forschungsinstitut zum selbstbestimmtes Behinderter- 
bifos, Werner-Hilpert-Str. 8, 34117 Kassel, Tel. 0561/713387, Fax: 713132 


Förderfonds zum selbstbestimmten Leben Behinderter, Luitpoldstr. 74c, 
91052 Erlangen, Tel. 09131/204898, Fax; 09131/205225 


Ganzheitliches Bildungs- und Beratungszentrum für behinderte Frauen - 
BiBeZ, Maaßstr. 37, 69123 Heidelberg, Tel. 06221/830346 


Hohenloher IG selbstbestimmtes Leben, c/o Ingeborg Wiemer, Südstraße 16, 
74238 Krautheim, Tel. Tel. 0 62 94 / 336 


Initiative Selbstbestimmt Leben Dresden, c/o Theresia Degener, Thomas- 
Müntzer-Platz 4, 01307 Dresden, Tel. 035144/23950, Fax: 035144/23950 


Institut für systemische Beratung Behinderter e.V., Lothar Sandfort, Nemitzer 
Straße 16, 29494 Trebel, Tel. 05848/1368, Fax: 05848/1371 


ISL e. V. Bundesgeschäftsstelle, Luitpoldstr. 74c, 91052 Erlangen, Tel. 09131/ 
204898, Fax: 09131/205225 


ISL-Büro Kassel, Werner-Hilpert-Str. 8, 34117 Kassel, Tel, 0561/713811, Fax: 
09131/713132 


Phönix e.V. „Vorsicht Behinderung!“, Glockengasse 14, 93047 Regensburg, 
Tel. 09 41 / 56 09 38, Fax: 09 41 / 561422 


SelbstBestimmt Leben Bremen, Ostertorsteinweg 98, 28203 Bremen, Tel. 
0421 / 70 44. 09 


Selbstbestimmter Ambulanter Dienst, Hans-Joachim Harig, Davenstedter 
Markt 29, 30455 Hannover, Tel. 0511/499642, Fax: 0511/499193 


Verbund behinderter Arbeitgeber/innen, Barlachstraße 28/314, 80804 Mün- 
chen, Tel. 089/308 11 68 


Verein zur Assistenz Behinderter Pulheim, Birgit Nabben, Kiebitzweg 13, 
50354 Hürth, Tel. 02233/75433 


Verein zur Förderung der Autonomie Behinderter -fabe.V., Kurt-Schumacher- 
Str. 2, 34117 Kassel, Tel. 06561/779755, Fax: 0561/713132 


Zentrum für selbstbestimmtes Leben Behinderter e. V. Erlangen, Luitpold- 
str. 42, 91052 Erlangen, Tel. O 91 31/20 53 13, Fax: O 91 31/20 45 72 


Zentrum für selbstbestimmtes Leben Behinderter Jena e. V., E.-Schneller- 
Str. 10, 07747 Jena, Tel. 03641/331375, Fax: 03641/331375 


Zentrum für selbstbestimmtes Leben behinderter Menschen Mainz, Am 
Zollhafen 8, 55118 Mainz, Tel. 06131/618671, Fax: 06131/618672 


Zentrum für selbstbestimmtes Leben Frankfurt/Main - ZsL FfM, c/o Harald 
Reutershahn, Kiesstr. 28, 60486 Frankfurt, Tel. 069/7071646 


Zentrum für selbstbestimmtes Leben Hannover, c/o Bernd Dörr, Wegenerstr. 
9, 30175 Hannover, Tel. 0511/1682890 


Zentrum für Selbstbestimmtes Leben Köln, Jakobstr. 22, 50678 Köln, Tel. 
0221/32 22 90, Fax: 0221 / 32 14 69 


Zentrum für selbstbestimmtes Leben Nürnberg, c/o Gaby Eder, Dennerstr. 
6, 90429 Nürnberg 80, Tel. 09 11 / 26 48 74 


In dieser Liste sind, laut Auskunft von ISL e.V., alle derzeit beste- 
henden SL-Initiativen in der BRD - vollständig - verzeichnet. 
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PFLEGEVER - UN - SICHERUNG 


Die Umstellung auf die Pflegeversicherung beschäftigt viele Gemüter, auch oder gerade weil die 
Information spärlich, die Unsicherheit dafür umso größer ist. Die Möglichkeiten, den Alltag und 
notwendige Pflege/Assistenz selbst zu bestimmen und zu gestalten, werden gerade im Rahmen der 
Pflegeversicherung rigoros eingeschränkt. Da rügt ein leitender Ministerialbeamter des Bundesar- 
beitsministeriums, Ministerialrat Karl Jung, in einem Brief vom 29. Dezember 1994 den Medizini- 
schen Dienst der Krankenkassen, es seien zu viele Pflegebedürftige, nämlich 21,9 %, in die höchste 
Stufe (Stufe III) eingruppiert und zu wenige Antragsteller, 11 %, abgelehnt worden. Das kann Jung 
nicht verstehen: Er könne sich nicht vorstellen, daß bei sachgerechter Anwendung der Pflege- 
richtlinien „derartige Ergebnisse zustande kommen.“ In den nachfolgenden rund 45000 Gutachten 
nahm man sich die Klage Jungs offenbar zu Herzen. Nur noch 14,9 % erhielten die Stufe Ill, 19 % 
dagegen wurden abgelehnt (Junge Welt, 2.2.95). 


Wie ist der gegenwärtige Stand der Dinge einzuschätzen? Welche Auswirkungen hat die Pflege- 
versicherung auf die Sozialhilfe? Darüber sprach Ursula Aurien in Berlin mit Jutta Rütter von 
Ambulante Dienste und Uschi Marquardt vom Zentrum für selbstbestimmtes Leben sowie in Kassel 
mit dem Richter Andreas Jürgens. Ein Stimmungsbild, aber auch ein Appell an alle, die noch nicht 
völlig demotiviert sind: Laßt Euch nicht einschüchtern. Schon jetzt ist klar: Die Pflegeversicherung 
darf nicht so bleiben, wie sie ist. 


Max Hölzl und Johanna Gerum aus München reichten am 9. Februar beim Deutschen Bundestag 
eine Petition ein, worin sie fordern, behinderte Menschen als ArbeitsgeberInnen anzuerkennen und 
die Pflegeversicherung entsprechend zu ändern. Die Petition (mit Unterschriftenliste) kann bei der 
randschau angefordert werden (Bitte einen adressierten, mit 1,- frankierten Rückumschlag schik- 


ken). 


„Pflegerelevant ıst das, was 
für satt und sauber nötig ist.“ 


Interview mit Jutta Rütter, Ambulante Dienste Berlin und Uschi 
Marquardt, Berliner Zentrum für selbstbestimmtes Leben 


Welche Leute kommen zu Euch, wel- 
che Fragestellungen ergeben sich da- 
bei, welche Probleme? 


Jutta: Es gibt in Berlin ein sehr umfang- 
reiches Netz von Sozialstationen. Die ar- 
beiten etwa 4 bis 5 Stunden täglich, und 
zwischen 18 und 20 Uhr ist meistens 
Feierabend. Wir arbeiten ab fünf Stunden 
täglich, demzufolge unterstützen wir in 
erster Linie Leute, bei denen es nicht um 
pauschalierte Geldleistungen geht, son- 
dern es gibt schon Pflegegelder, Haus- 
pflege. Wir werden darum sehr viel mit 
gegenseitiger Abgrenzung zwischen der 
Pflegeversicherung, ergänzenden Soziat- 
amtsleistungen und dem Berliner Pflege- 
geldgesetz zu tun haben. 


Ihr fangt da an, wo die Sozialstationen 
aufhören? 


Jutta: Ja. 


Und ihr beratet die Leute, die Kunden 
bei AD sind? 


Jutta: Wenn ein anderer anruft und Fra- 
gen hat, sagen wir nicht, das machen wir 
nicht, aber wir haben damit die meisten 
Erfahrungen. Und wir sind auch gut aus- 
gelastet. 


Wieviel Leute sind z.Zt. Kunden bei 
AD? 


Jutta: Etwa Hundert, Aber, da kommen 
wir zum ersten Problem, nur in dern West- 
bezirken, Es ist noch strittig, ob wir in den 
Ostbezirken arbeiten würden, weil wir auch 
nicht immer größer werden wollen. 


Wie sieht es im ZSL aus? 


Uschi: Zu uns ins Zentrum kommen Leu- 
te mit den verschiedensten Anliegen. Was 
die Leute angeht, die sich über ihre Pflege- 
hilten informieren: Das sind Behinderte 
aus dem Östteil der Stadt - unser Zen- 
trum ist auch im Ostteil der Stadt - die oft 
ganz schlechte Erfahrungen mit Sozial- 
stationen haben und die eine Alternative 
für sich suchen. Diese Leute fragen nach 
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Möglichkeiten, mehr Selbstbestimmung 
leben zu können. Mit einer Sozialstation 
ist das nicht möglich. Manchen Leuten 
wird gesagt: Wir könnerı maximal fünf 
Stunden abdecken, also wir holen Euch 
aus dem Bett, bringen Euch abends wie- 
der rein, und mittags kommt nochmal 
jemand eine Stunde, um ausruhen zu 
können oder zur Toilette zu gehen, und 
meistens müssen die Leute zu einer Zeit 
ins Bett, die nicht zu akzeptieren ist, zwi- 
schen 17 und 20 Uhr. 


Ihr macht Beratung. 


Uschi: Wir organisieren keine Einsätze. 
Wir beraten, was machbar ist und klären 
auf über die Gesetzmäßigkeiten und 
empfehlen in der Regel an Ambulante 
Dienste weiter. Die meisten brauchen auch 
nachts jemanden, und das ist dann ganz 
kritisch. Oder aber wir erzählen ihnen von 
Leuten, die bei ASL sind (vgl. den Artikel 
in diesem Heft, d.Red.); die versuchen 
wollen, das Arbeitgebermodell zu reali- 
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sieren, was allerdings schwierig ist. Und 
die haben auch niemanden zu vermitteln. 
Die können auch nur erzählen und ihre 
Vorstellungen weitergeben. Meine Erfah- 
rung ist, daß die Leute, die wir zu AD 
vermittelt haben, so versorgt wurden, daß 
sie damit gut zurecht kommen. Sie müs- 
sen aber in den Westteil ziehen. Das ist 
etwas, womit viele erst einmal Probleme 
hatten. 


Es gibt also zwischen ZSL und AD 
gemeinsame Interessen und Bedürf- 
nisse, aber immer noch recht unter- 
schiedliche Strukturen. 


Jutta: Ja - und einen guten Austausch. 


Berlin hat ja im Verhältnis zu den mei- 
sten anderen Bundesländern eine 
Ausnahmeregelung insofern, daß bis 
März 95 ein eigenständiges und zwar 
einkommenunhabhängiges Pflege- 
geldgesetz gilt. Mit Beginn der Pflege- 
versicherung zum 1. April 95 wird es in 
seiner Substanz nahezu ersatzlos weg- 
fallen. Was bedeutet das für Ambulan- 
te Dienste und für das ZSL in der Bera- 
tung und für die Leute, die zu Euch 
kommen? 


Uschi: Es gibt ab 1. April nur noch den 
sogenannten Bestandsschutz für die Leu- 
te, die schon Geld nach dem Berliner 
Pflegegeldgesetz erhalten. Ich will's mal 
an meinem Beispiel sagen: Ich bekomme 
die Stufe VI Berliner Pflegegeld (die höch- 
ste Stufe, d. Red.), das sind 1.613 DM, 
und wenn ich nachher die Stufe Ill der 
Pflegeversicherung habe - sollte ich sie 
kriegen - dann wird das Geld aus der 
Pflegeversicherung auf das Berliner 
Pflegegeld nach dem Pflegegeldgesetz 
angerechnet. Der Rest kommt aus dem 
Berliner Pflegegeld. 


Das ist die Differenz zu dem, was Du 
bisher bekommen hast. Das gilt aber 
nur für die Leute, die bis zum 31. März 
95 das Berliner Pflegegeld erhalten. 


Uschi: Die Leute, die einen Anspruch 
nach dem Berliner Pflegegeldgesetz ha- 
ben, aber nicht nach der Pflege- 
versicherung, für die läuft es weiter, An- 
sonsten fällt es weg, außer für Blinde, 
stark Sehbehinderte und Hörbehinderte, 
für die gibt es neue Regelungen. 


Welche Probleme und welche Frage- 
stellungen stellen sich in der Beratung 
für Euch? 


Uschi: Die meisten Fragen sind: * Hab 
ich überhaupt einen Anspruch auf Gelder 
aus der Pflegeversicherung? Wenn ja, 
wie hoch wird diese Leistung sein? * 
Welche Kriterien muß ich erfüllen, um 
überhaupt in die Stufe | der Pflege- 
versicherung zu kommen? Außerdem: 
Wer bis jetzt Pflegegeld als Bargeld- 
leistung bezieht - geht das weiter? Oder 
muß der die Sachleistung nehmen? Ich 
erhalte z.B. einen Bargeldbetrag. Werde 
ich weiter Bargeld kriegen, wenn das Geld 
aus der Pflegeversicherung nicht reicht, 
oder werde ich wegen der Sozialhilfe ge- 
zwungen sein, die Sachleistung in An- 
spruch zu nehmen? Ich könnte nichtmehr 
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allein entscheiden, wie meine Hilfe orga- 
nisiert wird. 


Du kannst dir Deine Aussistenz nicht 
mehr selbst aussuchen? 


Uschi: Ich muß dann zu einem proöfessio- 
nellen Anbieter gehen. Für mich ist es im 
Moment unwichtig, ob es AD oder eine 
Sozialstation wäre, bis jetzt hab ich es 


Ber = ” au 


chen. Wir haben immer damit geworben, 
daß wir gesagt haben, Behinderte und 
HelferInnen suchen sich gegenseitig aus, 
aber wenn wir die Sachleistung abrech- 
nen müssen, dann werden wir in einer 
ganz bestimmten Art und Weise kontrol- 
liert. Das geht soweit, daß wir jede einzel- 
ne Leistung auflisten müssen, Die wird 
ausgepunktet, also Zähneputzen fünf 


vollkommen selbständig geregelt. Das 
wird nicht mehr möglich sein. 


Punkte, auf's Klo gehen 10 Punkte 


Was heißt ausgepunktet? 
Jutta: Auch andersrum. Die Kontrolle, 
die wir (Ambulante Dienste) ausüben, 
können wir uns noch viel weniger aussu- 


Jutta: Die werden sozusagen nach ein- 
heitlichen Kriterien NT Es gibt ei- 


i Die Pflegebedürftigkeitmuß darauf beruhen, daß die Fähigkeit, Else 
; im Ablauf des täglichen Lebens auszuüben, eingeschränkt oder nicht vorhanden ist. 
Maßstab der Beurteilungder Pflegebedürftigkeit sind daher ausschließlich die Fähigkeiten 
zur Ausübung dieser Verrichtungen ... Entscheidungen in einem anderen Sozial- 
leistungsbereich ... sagen nichts aus über das Vorliegen von Pflegebedürftigkeit. 


Grundlage für die Feststellung der Pflegebedürftigkeit sind allein dieim Gesetz genannten | 
gewöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen im Ablauf des täglichen | 
Lebens. Verrichtungen in diesem Sinne sind 


Im Bereich der Körperpflege 

1. das Waschen 

2. das Duschen 

3.das Baden 

4. die Zahnpflege 

5. das Kämmen 

6. das Rasieren 

7. die Darm- und Blasenentleerung 


Im Bereich der Ernährung 
8.dasmundgerechte Zubereiten der Nahrung 
9. die Aufnahme. der Nahrung 


Im Bereich der Mobilität 

10. Aufstehen und Zu-Bett-Gehen 

11. An- und auskleiden 

12.Gehen 

13. Stehen 

14. Treppenstufen 

15. Verlassen und Wiederaufsuchen derWohnung 


Im Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung 

16. das Einkaufen 

17. das Kochen 

18. das Reinigen der Wohnung 

19. das Spülen 

20. das Wechseln und Waschen der Wäsche und Kleidung 
21.das Beheizen 


Haarewaschen sowie das Schneiden von Finger- und Fußnägeln sind regelmäßig keine 
täglich anfallenden Verrichtungen. 


Unter Gehen... istdas Bewegen im Zusammenhang mit den VerrichtungenimBereichder | 
Körperpflege, der Ernährung und der hauswirtschaftlichen Versorgung zu verstehen. 

Auch Stehen und Treppenstufen ... kommen nur im Zusammenhang mitdiesen Verrich- 
tungen in Betracht. 

Beim Verlassen und Wiederaufsuchen der Wohnung ...sind nur solche Verrichtungen 
außerhalb der Wohnung bei der Begutachtung zu berücksichtigen, die für die Aufrechter- 
haltung der Lebensführung zu Hause unumgänglich sind und daspersönliche Erscheinen | 
des Pflegebedürftigen erfordern. Weiterer Hilfebedarf, z.B. bei Spaziergängen oder | 
Besuch von kulturellen Veranstaltungen, bleibt unberücksichtigt. 


Die Hilfe muß in Form 

der Unterstützung bei den pflegerelevanten Verrichtungen des täglichen Lebens 
derteilweisen oder vollständigen Übernahme dieser Verrichtungen 

der Beaufsichtigung der Ausführung dieser Verrichtungen oder der Anleitung zur Selbst- 
vornahme 

durch die Pflegeperson erforderlich sein. ... Beider Beurteilung ... 
soziale Umfeld des Pflegebedürftigen zu berücksichtigen. 


aus den Richtlinien der Spitzenverbände der Pflegekassen über die Abgrenzung der 
Merkmale der Pflegebedürftigkelt und der Pflegestufen sowie zum Verfahren der 
Feststellung der Pflegebedürftigkeit (Pflegebedürftigkeits-Richtlinien PflRi vom 
7.11.1994) 


istdas häusliche und | 
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nen Leistungskatalog, da sind verschie- 
dene Leistungen Im Rahmen der Grund- 
pflege erfaßt. Ein Punkt z.B. = 50 Pfennig, 
daraus werden die Preise entwickelt. Du 
mußt zusammenzählen, was der Einzel- 
ne braucht. Es werden nicht Helferstunden 
abgerechnet, sondern Leistungen, also 
geht's nur darum, wie schnell Du denjeni- 
gen auf's Klo kriegst und wieder runter. 


Das gütfür alle Sachleistungsanbieter? 


Jutta: Ja, das sind dann die einheitlichen 
Standards, nach denen abgerechnet wird. 
Das wird ein Riesenverwaltungsaufwand, 
damit es leicht zu prüfen ist, und den 
Verwaltungsaufwand zahlen ja die Dien- 
ste, Im Moment ist es 50: Stunde gegen 
Geld. Es gibt ein Senatsrundschreiben, 
da heißt es: Aus gegebenem Anlaß wei- 
sen wir darauf hin, daß eine Hilfestunde 
60 Minuten beträgt. Das heißt, es gibt 
Dienste, die haben damit richtig Geld 
verdient, die gehen 20 Minuten hin und 
rechnen trotzdem eine Stunde ab. 


Habt ihr schon Erfahrungen mit der 
Begutachtung? 


Uschi: Ich hab neulich der Presse ent- 
nommen, daß zuerst mal die begutachtet 
werden, die Neuanträge stellen. Die Leu- 
te, die jetztnach dem Gesundheitsreform- 
gesetz Hilfe kriegen, also 750 bzw. 400 
DM von der Krankenkasse, die werden 
automatisch in Stufe Il gestuft. Da sagt 
die Kasse, die kriegen ja schon mal was, 
deswegen prüfen wir die am Schluß. Des- 
wegen haben wir hier mit der Begutach- 
tung noch keine Erfahrungen. 


Jutta: Wir hatten eine Tagung organisiert 
in Kassel zum Pflegeversicherungsthema, 
da hat eine Frau, eine Kollegin, ihre Er- 
fahrungen geschildert. Sie hatte einen 
Antrag gestellt auf die Pflegeversiche- 
rungsleistungen, und dann hat ihr Mitbe- 
wohner die Antwort bekommen, den hat- 
te sie als Kraft, die ihr hilft, angegeben. 
Das ist auch ein ziemlich demütigendes 
Menschenbild: Die alten Menschen krie- 
gen es eh nicht mehr richtig hin, deswe- 
gen schicken wir’s gleich an den Pfleger. 


Uschi: Gerade jetzt am Sonntag hat mich 
jemand aus den neuen Bundesländern 
angerufen, der soll diese Woche begut- 
achtet werden; da hat sich jemand ange- 
meldet. Ich hab ihn gefragt, ob er weiß, 
was das für ein Arzt ist - weil das meistens 
Ärzte sind, die nichts von der Behinde- 
rung wissen. Er sagte mir, es kommt kein 
Arzt, sondern eine Schwester einer Pflege- 
einrichtung. Sie hätten keinen Arzt und 
das würde dann eine Pilegefachkraft ma- 
chen. 


Jutta: Das könnte auch von Vorteil sein, 
Ich vermute, daß die Mediziner eher nach 
Defiziten gucken, also einen sehr engen 
und beengten Mediziner-Behinderungs- 
begriff haben. Diejenigen, die die Men- 
schen konkret unterstützen, sehen viel- 
leicht eher, was wirklich zu tun ist und 
haben nicht so ein statisches Bild. 


In den Richtlinien der Spitzenverbän- 
de der Pflegekassen über die Abgren- 
zung der Merkmale der Pflegebedürf- 


tigkeit vom November 
94 ist die Rede von 
„Pflegerelevanten Ver- 
richtungen des tägli- 
chen Lebens“. 


Jutta: Ich war noch nicht 
fertig mit dem, was ich 
aus Kassel erzählen woll- 
te. Die Kollegin berichte- 
te noch mehr, z.B. für die 
Hilfestufe | braucht man 
ja 1 1/2 Stunden täglich. 
Die Arztin erzählte schon 
mal vorab - was man ihr 
hoch anrechnen muß - 
daß die Kollegin, wenn 
sie Pflegestufe I braucht, 
auf 1 1/2 Stunden kom- 
men muß. Dann haben 
sie Minuten gezählt, über- 
legt, wie lange z,B. das 
Duschen dauert, das war 
eine halbe Stunde. Die 
Arztin meinte, 20 Minu- 
ten, schließlich einigten 
sie sich auf 25 Minuten, 
Das Gleiche passierte in 
Bezug auf das Einladen des Rollstuhls 
in’s Auto. Wichtig ist weiter, daß höch- 
stens ein Drittel hauswirtschaftliche Ver- 
sorgung sein dürfen, zwei Drittel müssen 
Hilfe am Menschen sein und daß es eben 
nur um pflegerische Maßnahmen geht. 
Das hat sich ja auch im BSHG geändert. 
Das BSHG hat den Pflegebegriff aus der 
Pflegeversicherung übernommen. Und 
pflegerelevant ist das, was für satt und 
sauber nötig ist. Ich würde beispielsweise 
sagen, daß ich, egal wo ich bin, alle paar 
Minuten angehoben und anders hinge- 
setzt werden muß; es geht immer um 
notwendige Pflege am Menschen und 
nicht um etwas „Überflüssiges“ wie ins 
Kino gehen. 


Es kommt demnach nicht darauf an, 
was ich tun möchte und daß ich dafür 
die notwendigen Hilfen kriege, son- 
dern daß praktisch mein Überleben in 
der Wohnung gewährleistet wird. Das 
ist im Grunde eine Angleichung an die 
Heimsituation, weil es nur um diese 
existentiellen Fragen geht. 


Jutta: Dem Bedürfnis nach Kommunika- 
tion zum Beispiel ist nur im Zusammen- 
hang mit der Pflege Rechnung zu tragen. 
Das muß dann die gehetzte Schwester 
oder der gehetzte Pfleger auch noch ma- 
chen. 


Uschi: Das bezieht sich darauf, daß die 
Schwester, wenn sie kommt, erzählt, wie 
schön das Wetter ist, und wenn sie geht, 
ist die Kommunikation vorbei. 


Auf der einen Seite also der Anspruch 
aus der Pflegeversicherung auf mein 
„Überleben“ - anders kann man das ja 
kaum noch nennen; auf der anderen Sei- 
te der Anspruch zu „leben“, die soge- 
nannte Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben im Rahmen der Sozialhilfe. 


Jutta: Das BSHG ist an die Pflege- 
versicherung angeglichen. Die Hilfe zur 
Pflege nach dem BSHG ist genauso ge- 


die randschau - Zeitschrift für Behindertenpolitik 


faßt wie die Pflegeversicherung. 


Die Leistungen im Rahmen der Sozial- 
hilfe können aber darüber hinaus ge- 
hen. 


Jutta: Geldmäßig ja, aber es ging ja 
gerade um den Pflegebegriff. 


Uschi: Ich habe gehört - ich kann es 
allderdings nicht belegen - daß die Sozial- 
hilfeträger verhandeln wollen, die Hilfe 
zur Pflege nach den Paragraphen 68/69 
zu limitieren. Alle, die mehr als 9000 DM 
im Monat brauchen, sollen aus wirtschaft- 
lichen Gründen nichtmehr zu Hause blei- 
ben können, die sollen ins Heim gehen. 


Der Medizinische Dienst der Kranken- 
versicherung hat ein „Gutachten zur 
Feststellung der Pflegebedürftigkeit“ 
entworfen, das ist ein fünfseitiger 
Fragebogen, der als Grundlage für die 
Beurteilung dienen soll. Was haltet Ihr 
davon? 


Uschi: Käsekästchenformular. Dazu 
möchte ich sagen: Den haben wir in einer 
Arbeitsgruppe, die sich hier gebildet hat, 
einem Datenschutzbeauftragten gegeben, 
um prüfen zu lassen, wieweit dieser Fra- 
gebogen überhaupt zulässig ist. Der letz- 
te Stand der Dinge, den ich erfahren 
habe, ist, daß er geprüft und so, wie er 
jetzt besteht, wahrscheinlich nicht über- 
nommen wird. Das heißt aber noch nicht, 
daß der nächste Fragebogen besser wird, 


Welche Kritik hattet ihr? 


Uschi: Eine Kritik war, wenn ich einen 
Antrag stelle auf Leistungen aus der 
Pflegeversicherung, und wenn eigentlich 
absehbar ist, daß gar kein Anspruch be- 
steht, dann soll dieser Fragebogen trotz- 
dem ausgefüllt werden. 

Wir meinen außerdem, daß darin Fragen 
enthalten sind, die nicht unbedingt etwas 
mit meiner Pflege am Körper zu tun ha- 
ben. Das soziale Umfeld z.B., was hat 
das mit der konkreten Pflege zu tun? Die 
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Pflegekassen zahlen ja nur für die Grund- 
pflege. Es gibt Fragen, die mit meiner 
Grundpflege nichts zu tun haben. Diese 
Informationen sind nicht notwendig. 


Jutta: Auch, welchen Eindruck man macht 
auf den medizinischen Dienst, ob man 
nun einen schläfrigen Eindruck macht 
oder einen hypernervösen, das hat ja 
auch ganz viel mit Zuschreibung zu tun. 


Uschi: Und mit seiner Auslegung. 


Was ich schwierig finde, ist diese 
Totalerfassung. Daß nicht differenziert 
wird: Wen hab ich vor mir, was paßt für 
den, was ist sinnvoll? Nichts bleibt 
offen. 


Jutta: Und es werden willkürliche Kriteri- 
en festgelegt. Was meint denn z.B. soein 
Wort wie schläfrig? Wenn ich im positiven 
Sinn sehen will, was notwendig ist, dann 
kann ich das vertexten, aber mit solchen 
Fragen und Kreuzchen kann ich das nur 
sehr sehr unzureichend erfassen, wenn 
überhaupt. Ich war nicht ohne Grund im- 
mer schon gegen so eine Kästchen- 
malerei. 


Was ist bei Begutachtung zu berück- 
sichtigen? Was sollte ich nach Mög- 
lichkeit vermeiden, was sollte ich auf 
jeden Fall beachten? 


Uschi: Ich würde immer davon ausge- 
hen: Wie geht’s mir, wenn’s mir schlecht 
geht. Was kann ich und was kann ich 
nicht? Von diesem Zustand aus sollte ich 
dann die Fragen beantworten und nicht 
versuchen, stolz zu sein auf das, was ich 
noch alles kann. Ich kenne viele Leute, 
die sagen, ich kann doch mein Licht nicht 
untern Scheffel stellen, ich kann doch 
froh sein, daß Ich dieses und jenes noch 
kann. Aber kann ich es wirklich ganz 
allein? 

Eine Freundin von mir sagt, sie kann sich 
allein die Zähne putzen. Ich sag, das 
stimmt nicht. Wer gibt dir denn den Be- 
cher? - Na ja, das macht meine Ässi- 
stenz. - Wer füllt Dir das Wasser ein, wer 
macht dir die Zahnpasta auf die Zahnbür- 
ste? - Das macht die Assistenz, aber 
putzen kann ich sie allein. - Das ist aber 
nicht das Zähneputzen. Das sollten die 
Leute immer bedenken. 

Ich würde auch niemals bei einem Gut- 
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achter alleine sein. Ich würde immer je- 
manden dabei haben wollen. Es ist unbe- 
dingt günstig, wenn die Person, die dabei 
ist, ein Gedächtnisprotokoll mitschreibt. 
Das wird auch anerkannt vor den Gerich- 
ten, wenn es mal zur Klage kommt. Und 
unbedingt Akteneinsicht. Das Recht hat 
jeder. 


Welche Forderungen habt Ihr? 


Jutta: Es muß wieder eine Politisierung 
geben. 

Ich glaube, daß es ein böses Erwachen 
gibt - so gegen Mitte Mai - wenn die Leute 
mitkriegen, daß die Pflegeversicherung 
nicht das bringt, was sie dachten und was 
ja auch als riesiger Altparteien-Wahl- 
kampfschlager verkauft worden ist, daß 
nämlich jetzt alles gut wird. Man muß sich 
zusammenfinden und überlegen, welche 
Punkte an der Pflegeversicherung drin- 
gend nachzubessern sind. 

Geld in die Hände, das finde ich auch 
wichtig. Aber die Aussage, daß es billiger 
ist, wenn die Behinderten Ärbeitgebersind, 
kann auch nach hinten losgehen. Es gibt 
genügend Leute, bei denen das nicht 
zutrifft oder die das gar nicht wollen. Eine 
24-Stunden-Hilfe zu organisieren, das ist 
eine schwere Arbeit, und es muß auch 
möglich sein, daß man das nicht will. 
Es muß auch möglich sein, die teurere 
Lösung zu wählen. Da mitbillig oder teuer 
zu argumentieren, führt in die Sackgas- 
se. 


Uschi: Es ist wichtig, die Vielfalt zu erhal- 
ten. Daß jeder, so wie er bis jetzt seine 
Pflege organisiert und auf die Reihe ge- 
kriegt hat, das auch beibehalten kann. 


Jutta: Dieses ganze Kontrollverfahren 
für die ambulanten Dienste, das schluckt 
unheimlich viel Zeit, wir sollen ja auch 
Berichte schreiben. Und die Entwürfe, die 
jede Woche kommen, Verordnungen und 
Berichte - jetzt haben wir gerade den 
Strukturerhebungsbogen zum Bestands- 
schutz, der ist seitenlang, damit werden 
wir total erschlagen. Dann kommen die 
Bescheide, dann die Abgrenzungen zwi- 
schen Sozialamt, Pflegeversicherung und 
Pflegegeld. 

Für eine Politisierung bleibt unheimlich 
wenig Zeit. Aber die ist erforderlich, um 
eine Nachbesserung über- 
haupt durchzusetzen. Ich glau- 
be, daß die meistenLeute noch 
nicht absehen, was da alles 
auf uns zukommt. Gerade die- 
se Kontrollen. So ein Blöd- 
sinn, der führt zu nix, schluckt 
jede Menge Arbeitskraft und 
kostet Geld. 


Gibt es einen überregiona- 
len Austausch, um sich ge- 
genseitig zu unterstützen? 


Jutta: Wir haben im Januar 
damit angefangen. Wir waren 
15 Leute von verschiedenen 
Zentren und ambulanten Dien- 
sten. Am 9. und 10. Juni wol- 
len wir wieder so eine Tagung 
machen. 
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mit Andreas Jürgens, Richter in Kassel zum Verhältnis 
zwischen Pflegeversicherung und Hilfe zur Pflege nach dem 
Bundessozialhilfegesetz (BSHG) 


Kannst Du etwas zur Angleichung der 
Hilfe zur Pflege im Rahmen der Sozial- 
hilfe an die Pflegeversicherung sagen? 
Was verändert sich, was bleibt, was ist 
überhaupt sicher? 


Prinzipiellmuß man sagen, es ändertsich 
in der der Sozialhilfe eigentlich nicht viel, 
weil der umfassende Leistungsbereich 
der Hilfe zur Pflege nach dem Bundes- 
sozialhilfegesetz so, wie er bisher be- 
stand, auch künftig erhalten bleibt. Das 
Problem besteht darin, daß der Kern- 
bereich der Hilfe zur Pflege sich an den 
gleichen eingeschränkten Leistungsvor- 
ausselzungen wie die Pflegeversicherung 
orientiert und alles, was darüber hinaus 
geht, sich hinter allgemeinen Formulie- 
rungen verbirgt. 


Was heißt das: Kernbereich der Hilfe 
zur Pflege und allgemeine Vorausset- 
zungen? 


Der Leistungsbereich der Hilfe zur Pflege 
geht in vielfacher Hinsicht über den der 
Pflegeversicherung hinaus. Zum einen 
heißt es, daß auch andere als die in der 
Pflegeversicherung genannten Verrich- 
tungen lelstungsbegründend in der Sozi- 
alhilfe sein können. Auch beieinem Hilfebe- 
darf, der noch nicht den Umfang der 
Pflegestufe I der Pflegeversicherung er- 
reicht, kann bereits Hilfe zur Pflege nach 
dem BSHG erbracht werden. Vorallem ist 
der Leistungsbereich auch betragsmäßig 
nach oben nicht gedeckelt wie bei den 
Pilegesachleistungen in der Pflegever- 
sicherung. Er ist weiterhin bedarfsorien- 
tiert, d.h. in notwenigem Umfang zu ge- 
währen. 


Was notwendig ist, ist ja eine Frage 
der Definition. 


Es war ja auch bisher so, daß die notwen- 
digen oder erforderlichen Leistungen er- 
bracht werden mußten und man im Ein- 
zeifall gestritten hat, was istjetzt erforder- 
lich. Dieser Streitwird auch künftig weiter- 
gehen. Ergehtaber über den gedeckelten 
Leistungsbereich der Pflegeversicherung 
hinaus. Um ein Beispiel zunehmen, wenn 
jemand mit den 750 DM Pfiegesach- 
leistung der Pflegestufe Inichtauskommt, 
sondern in einem höheren Umfang Pflege- 
kräfte beschäftigen muß, dann muß nol- 
falls die Sozialhilfe mit dem überschie- 
Benden Betrag einspringen. Es gibt je- 
denfalls keine sirikte Obergrenze wie bei 
der Pflegeversicherung. 


Was wird sein, wenn ich die Voraus- 
setzungen für die Pflegestufe | im Rah- 
men der Pflegeversicherung gar nicht 
erfüllte, aber trotzdem Hilfe brauche. 


Da kann ich allein auf die Sozialhilfe zu- 
rückgreifen. Es heißt ausdrücklich, daß 
die konkreten Leistungen, die Unterstüt- 
zung durch Pflegekräfte oder durch 
Pflegepersonen, auch dann erbracht 
werden, wenn ein geringerer Bedarf als 
Pflegestufe | Voraussetzung ist. Dann 
gibtes nur kein Pflegegeld, aber die ande- 
ren Leistungen der Hilfe zur Pflege be- 
kommt man auch dann. 


Wie unterscheiden sich Pflegegeld und 
andere Pflegeleistungen? 


Pflegegeld ist ein pauschaler Geldbetrag, 
eine Geldleistung, die sich am Grad der 
Pflegebedürftigkeit bemißt. Pflegestufe I 
400 DM, Pflegestufe Il 800 DM, Pflege- 
stufe Hi 1300 DM. Das sind die gleichen 
Beträge wie bei der Pflegeversicherung 
auch. Da gibt es keine Abweichungen 
nach oben oder nach unien. Wogegen es 
bei den konkreten Pflegeleistungen im 
Rahmen der Sozialhilfe, den notwendi- 
gen Kosten für Pflegepersonen oder 
Pflegekräfte, keine Festlegungen gibt. 


In der Pflegeversicherung ist von 
„Pflegerelevanten Verrichtungen des 
täglichen Lebens“ die Rede. Hat das 
für die Sozialhilfe die gleiche Bedeu- 
tung oder wie ist das zu bewerten? 


Nur für das Pflegegeld. Beim Pflegegeld 
nach dem BSHG sind die Leistungsvor- 
ausselzungen genau die gleichen wie bei 
der Pflegeversicherung. Bei allen ande- 
ren Leistungen der Hilfe zur Pflege, ins- 
besondere der ganz wichtigen Kosten- 
übernahme für besondere Pflegekräfte, 
ist ausdrücklich festgelegt, daß auch ein 
Hilfebedarf bei anderen als in der Pfiege- 
versicherung genannten Verrichtungen 
zur Leistung der Hilfe zur Pflege führen 
kann. 


Das Pflegegeld im Rahmen der Sozial- 
hilfe ist ein pauschaliertes Pflegegeld 
und wird in der gleichen Höhe gelei- 
stet wie in der Pflegeversicherung? 
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Ja. Zu genau den gleichen Leistungsvor- 
aussetzungen und in der gleichen Höhe. 


Wenn das die gleichen Voraussetzun- 
gen sind, kann doch das Sozialamt auf 
die Pflegeversicherung verweisen. 


Das kann es sowieso immer. 


Wann bekommt man dann das Pflege- 
geld nach dem BSHG? 


Wenn Du das Pflegegeld der Pflege- 
versicherung in Anspruch nimmst, dann 
ist damit dein Pfiegegeldanspruch abge- 
deckt. Dann gibt es auch nichts ergän- 
zend von der Sozialhilfe. Du bekommst 
2.B. 400 DM von der Pfiegeversicherung 
und hast daneben nicht noch Anspruch 
auf weitere 400 DM der Sozialhilfe. 
Interessant wird's dann, wenn Du von 
der Pflegeversicherung nicht das Pflege- 
geld, sondern die Pflegesachleistungen 
in Anspruch nimmst, überambulante Dien- 
ste z.B.. Dann bekommst du ja von der 
Pflegeversicherung gerade kein Pflege- 
geld. Da kannst Du dann ein ergänzen- 
des Pflegegeld in Anspruch nehmen, 
das allerdings auf bis zu einem Drittel 
gekürzt werden kann, ein Drittel von 400 
DM, das sind dann 133,33 DM. 


Umgekehrt heißt das, wenn ich die 
400, 800 oder 1300 DM im Rahmen der 
Pflegeversicherung nehmen würde, 
dann kann Ich nicht zum Sozialamt 
gehen und sagen: ich brauch noch 
mehr, ich brauch noch was anderes. 


Nein. Aber wer Pflegesachleistungen der 
Pflegeversicherung in Anspruch nimmt, 
hat daneben Anspruch auf ergänzendes 
Pflegegeld der Sozialhilfe, wenn die 
sozialhilferechtlichen Voraussetzungen, 
insbesondere die Bedürftigkeit, vorliegen. 
Interessant ist, daß die Kombination un- 
terschiedlich geregelt ist. Bei der Pflege- 
versicherung kannst Du entweder die 
Pfeigegesachleistung oder das Pflege- 
geld in Anspruch nehmen. (Wenn man 
die Möglichkeit der Kombination beider 
Leistungen einmal außer Acht läßt). Bei 
der Sozialhilfe war es bisher schon so - 
und ist es auch künftig -, daß beide Lei- 
situngen nebeneinander gewährt werden, 
also Du sowohl Kosten für besondere 
Pflegekräfte in Anspruch nehmen kannst 
als auch daneben und ergänzend das 
pauschale Pflegegeld. Das Pflegegeld 
kann in diesem Falle gekürztwerden. Das 
ist offenbar mittlerweile auch unstrittig in 
der Gesetzesinterprelation und wird in 
der Fachliteratur auch von Autoren ver- 
treten, die eigentlich eher sozialhilfeträger- 
freundliche Positionen vertreten. 


Hast du etwas gehört von einer beab- 
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sichtigten oder geplanten Limitierung 
der Sozialhilfe? 


Das ist vor allem vom Städtetag und vom 
Landkreistag immer mal wieder in die 
Diskussion gebracht worden, daß auch 
im Bereich der Sozialhilfe die Deckelung 
aus der Pflegeversicherung übernommen 
werden soll. D.h., daß auch im Rahmen 
der Hilfe zur Pflege nach dem BSHG 
keine höheren Leistungen erbracht wer- 
den als nach der Pflegeversicherung. Das 
wäre natürlich völlig sinnwidrig, weil die 
Pfiegeversicherung von vornherein nur 
einen Teil des gesamten Pflegebedarfs 
abdeckt und auch abdecken soll, Wer 
z.B. nicht auf Familienangehörige zurück- 
greifen kann, ist notwendigerweise auf 
ergänzende Leistungen der Sozialhilfe an- 
gewiesen. Das abzuschaffen, würde be- 
deuten, daß Leute in extreme Armut und 
Hilflosigkeit abgeschoben werden. Das 
kann nicht sein. 


Sie müßten ins Heim. 
Notfalls ja. 


Hälst du es für möglich, daß eine sol- 
che Limitierung durchkommit? 


Ich wage da keine Prognose, weilman nie 
so gneau weiß, wie sich die Diskussion im 
politschen Rahmen weiter entwickelt. Ich 
würde es für verfassungswidrig halten, 
weil ein ungedeckter Bedarf übrig bliebe, 
eine Lücke im sozialen Netz aufgerissen 
würde, die es bisher nicht gegeben hat. 
Und auch nicht geben darf. Die notwendi- 
ge persönliche Hilfe, die notwendige Un- 
terstützung bei der Pflege, ist ja nicht 
eiwas, was man entweder in Anspruch 
nehmen oder lassen kann. Das istetwas, 
was zum menschenwürdigen Dasein 
schlicht und ergreifend dazugehört; für 
dein Überleben übehaupt zwingend not- 
wendig ist. Unter diesen Mindestbereich 
darf die Sozialhilfe nicht sinken. 


Die Frage ist aber, wieweit die Sozial- 
ämter bereit sind, die Kosten für am- 
bulante Versorgung zu tragen und an 
welchem Punkt sie sagen: Das ma- 
chen wir nicht mehr, weil uns das zu 
teuer ist. Dann mußt du eben ins Heim 
gehen. 


Das ist ein Problem, das es bisher auch 
schon gegeben hat. Da gibt es teilweise 
sehr abenteuerliche Konstruktionen. Ich 
habe aus Frankfurt gehört; die haben eine 
Anweisung an sämtliche Sozialstationen 
herausgegeben, daß grundsätzlich häus- 
liche Pflege nicht mehr gewährt wird, 
wenn die Kosten den Betrag des höch- 
sten Heimpflegeplatzes um 20 % über- 
schreiten. Damit werden wir künftig na- 
türlich zu kämpfen haben. Ich hoffe, daß 
die Einführung der Pflegeversicherung 
uns da etwas hilft, weil da ja ausdrücklich, 
jedenfalls rechtlich, die stationäre Pflege 
die Ausnahme sein soll, Nur, wenn die 
häusliche Pflege nicht sichergestellt wer- 
den kann, d.h., wenn es keine ambulan- 
ten Dienste oder keine Privatpflege- 
personen gibt, dann kann überhaupt, darf 
überhaupt stationäre Pflege übernommen 
werden. 
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München: 


Hier bescheißt Sie 
Ihr Sozialamt 


Daß es nicht Sinn und Zweck der Pflege- 
versicherung ist, die Situation derer zu 
verbessern, die auf Assistenz angewie- 
sen sind, hat sich inzwischen herumge- 
sprochen. Von Anfang an war klar, daß 
das Wunderwerk aus dem Hause Blüm in 
erster Linie auf die Entlastung der Sozial- 
hilfeträger abzielt. Auf ungewöhnlich drei- 
ste Weise macht nun das Sozialamt der 
bayrischen Landeshauptstadt ernst da- 
mit. Die Behörde verschickte Ende Janu- 
ar an die Empfängerinnen von BSHG- 
Pflegegeldein Schreiben mit der Aufforde- 
rung, bis zum 15. Februar nicht nur die 
Einstufung in Pflegestufe Ill zu beäantra- 
gen, sondern auch ausdrücklich die (hö- 
here) „Sachleistung“ in Anspruch zu neh- 
men. Beigefügt sind die entsprechenden 
Anträge und ein Formblatt, mit dem die 
Empfängerinnen rechtsverbindlich erklä- 
ren, ihre Pflege in Zukunft durch professio- 
nelle Pflegekräfte durchführen zu lassen. 
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, daß 
der/die (bisherige) Pflegegeldempfängerln 
nur dann seine Mitwirkungspflicht erfüllt. 
Im Klartext: Wer auf seinem Recht be- 
steht, auch weiterhin seine Assistenz mit 
Hilfe des Pflegegeldes selber zu organi- 
sieren, bekommt vom Sozialamt ab 1.April 
keinen Pfennig mehr. Nur wer die „Sach- 
leistung“ in Anspruch nimmt, kann einen 
eventuellen, durch die Kasse nicht abge- 
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deckten, Mehrbedarf mit dem Sozialamt 
abrechnen. Zur Begründung für diesen 
bitterbösen Aprilscherz bedienen sich die 
Münchner Sozialbürokraten einer spitz- 
findigen Juristenlogik: Das neue Pflege- 
geld werde von der Kasse nur dann ge- 
zahlt, wenn es für die Sicherstellung der 
Pflege ausreichend sei. Da die Sozialhilfe 
aber nachrangig sei, könne das Sozial- 
amt in diesem Fall kein zusätzliches 
Pflegegeld zahlen. 

In Anbetracht der extrem hohen Voraus- 
setzungen für den Bezug der ziemlich 
bescheidenen Versicherungsleistungen 
bedeutet dies zuende gedacht, daß prak- 
tisch niemand das Pflegegeld in Anspruch 
nehmen dürfte. Denn wie mensch 2.B. mit 
monatlich 400.-DM einen Hilfebedarf ab- 
decken soll, der mindestens 1 1/2 Stun- 
den am Tag beträgt (Voraussetzung für 
Pflegestufe 1), bleibt das Geheimnis der 
Bonner Pflegeexpertinnen. 

So gesehen, hat sich das Münchner Sozi- 
alamt mit seinem Versuch, die Kosten der 
Pflege abzuwälzen, zumindest einen un- 
freiwilligen Verdienst erworben: Mit sei- 
ner Argumentation hates die ganze Absur- 
dität und innere Unlogik der Pflegever- 
sicherung schlaglichtartig deutlich ge- 
macht. Die Sozial- und Verwaltungsge- 
richte dürfen sich jetzt schon auf Sonder- 
schichten einrichten. 
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_ Nicht ganz einfach: Die Sache mit 
der doppelten Diskriminierung 


Diskussionspapier 


In den letzten Jahren fand die These von der doppelten Diskriminierung behinderter Frauen weite 
Verbreitung und interessierte ZuhörerInnen. Behinderte Frauen werden mehr und mehr zum 
Thema. Allerortens entstanden und entstehen Netzwerke, Projekte und Arbeitsgruppen. Nach der 
ersten Euphorie, gemeinsam Stärke zu entwickeln und endlich Beachtung zu finden, werden die 
Gedanken vielfältiger, die Stimmen kontroverser. Die randschau möchte interessierten Frauen 
ein Forum bieten, unterschiedliche Meinungen, Positionen und Ideen auszutauschen und zu 
diskutieren - auch wenn an dieser Stelle unter anderem nicht nur mit interessierten, sondern auch 
mit hämischen Augen und Ohren der Männer gerechnet werden muß! 


Übrigens: Die randschau-Nummer „Ungleiche Schwestern - Frauen zwischen Fremd- und Selbst- 
bestimmung“ ist wegen der großen Nachfrage in kleiner Auflage nachkopiert worden. Sie kann 
nun nachbestellt werden und kostet 7 DM (incl. Porto). 


Über Gebrauch und Mißbrauch der These der 
doppelten Diskriminierung behinderter Frauen 


Um einen Mißstand, ein Unrecht deutlich 
zu machen, istes gelegentlich nötig, Tat- 
sachen zuzuspitzen oder vergröbert dar- 
zustellen, um eine Struktur klar erkenn- 
bar herauszuarbeiten. In der Frage der 
besonderen Situation behinderter Frauen 
führt die holzschnittartig vergröberte Dar- 
stellung von Sachverhalten dazu, daß 
diese nicht klarer, sondern verzerrt dar- 
geboten werden: Eine Öffentlichkeit, die 
den Wahrheitsgehalt nicht überprüfen 
kann, weilsie von Behinderung nichtselbst 
betroffen ist, kann der These von der 
„doppelten Diskriminierung behinderter 
Frauen“ nur tief „betroffen“ zustimmen. 


Auffällig ist, daß nicht behinderte Frauen, 
insbesondere Feministinnen, sehr schnell 
der These der doppelten Diskriminierung 
behinderter Frauen zustimmen. Diese 
These dient nicht behinderten Frauen zur 
willkommenen Verdeutlichung ihrer eige- 
nen Unterdrückungssituation. Hier darf 
die behinderte Frau für das Elend der 
Frauen insgesamt stehen, ohne daß sich 
die Reihen der Frauenrechtlerinnen für 
die behinderten Frauen öffnen würden. 
Die These der doppelten Diskriminierung 
dient nicht behinderten Frauen zur Ab- 
grenzung, Sie sehen sich als nicht behin- 
derte Frau gesellschaftlich diskriminiert 
und sagen mit Blick auf ihre behinderte 
Schwester: Wenn ich so wäre wie die, 
dann wäre ich ja doppelt diskriminiert. 
Ebenso wie den nicht behinderten Frauen 
scheint die These der Doppeldiskriminie- 
rung auch einigen behinderten Männern 
gut zu gefallen. Kein Wunder, können 
auch sie sich von denen abgrenzen, die 
ganz unten sind, und aufatmen, weil sie 


sich selbst nicht zur Gruppe derer am 
Ende der sozialen Stufenleiter zählen 
müssen, Während sehr viele Frauen sich 
mit dem Doppelopferetikett offenbar wohl 
fühlen, schließlich in dieser Rolle auch 
erhebliche Beachtung und einige Aner- 
kennung erfahren, paßt die Opferrolle 
weniger in das männliche Selbstverständ- 
nis. Die Doppeldiskriminierungsthese ist 
sowohl als Abgrenzungsthese (s.0.} ab- 
zulehnen als auch als das Etikett, das die 
stigmatisierte Gruppe erst recht stigmati- 
siert. (Siehe E. Goffman) 


Die These täuscht im übrigen ein ge- 
schlossenes logisches System vor, das 
nicht vorzuweisen ist. „Begründet“ wird 
sie zumeist so: Die behinderte Frau gehö- 
re zwei diskriminierten Gruppen an, der 
der behinderten Menschen und der der 
Frauen. Ich bezweifele aber, daß es viele 
behinderte Frauen gibt, die diese gespal- 
tene Wahrnehmung haben, Ich selbst 
habe jedenfalls keine Doppelpersönlich- 
keit als Frau und Behinderte, sondern ich 
bin eine behinderte Frau, erlebe mich 
auch als Einheit. {Mir ist allerdings aufge- 
fallen, daß einige der Vertreterinnen der 
These später im Leben behindert wurden, 
so daf} sie möglicherweise ihre Situation 
als Addition von Diskriminierungen un- 
terschiedlicher Provenienz erlebten.) Die 
Grundannahme der Zusatzdiskriminie- 
rung per Geschlecht liefert die Legitima- 
tion für eine zentrale Forderung: Die 
Quotenregelung für behinderte Frauen. 
Wir wissen, daß gleiche Leistungsfähig- 
keit bzw. gleiche Qualifikation mitnichten 
Chancengleichheit der Geschlechter auf 
dem Arbeitsmarkt bedeuten muß. Des- 
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halb halte ich eine Frauenquote für erfor- 
derlich und die Bevorzugung behinderter 
Menschen bei gleicher Qualifikation. Eine 
Bevorzugung behinderter Frauen gegen- 
über behinderten Männern halte ich da- 
gegen für absurd, weil die Diskriminie- 
rung Behinderter nicht primär eine 
Geschlechterfrage ist. In derEinstellungs- 
praxis haben wir es auf Seiten des Arbeit- 
gebers u.a. auch mit irrationalen Erwar- 
tungshaltungen zu tun, mit Phantasien 
darüber, inwiefern der/die Bewerber/in 
den Leistungsvorstellungen des Arbeit- 
gebers wird entsprechen können. So wie 
Frauen auf Vorurteile in bezug auf ihre 
Biologie oder Rolle stoßen (Familie, Kind 
versorgen, fällt vielleicht aus wegen 
Schwangerschaft, ist zyklusbedingten 
Stimmungsschwankungen ausgesetzt 
und daher für Leitungstätigkeit nicht ge- 
eignet, ist ungeeignet für Naturwissen- 
schaften o.ä. Vorurteile mehr) so stoßen 
behinderte Menschen auf andere, nicht 
primär auf das Geschlecht bezogene 
Bedenken: Sie könnten abstoßend wir- 
ken auf Kunden oder im Vorzimmer durch 
ihr abweichendes Äußeres, durch eine 
Sprachbehinderungetc., eswerden Grün- 
de zur Nichteinstellung führen, die nicht 
mit der tatsächlichen Leistungsfähigkeit 
des Bewerbers/der Bewerberin zu tun 
haben, sondern mit den Problemen, die 
andere mit der Behinderung möglicher- 
weise haben könnten. Die Diskriminie- 
rung auf dem Arbeitsmarkt ist nicht in 
erster Linie eine Geschlechterfrage, son- 
dern ist verknüpft mit der Beeinträchti- 
gung des Bewerbers/der Bewerberin und 
den Vorurteilen bzw. Ausgrenzungsbestre- 
bungen, den er/sie sich aufgrund seiner/ 
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ihrer Abweichung von den gesellschaftli- 
chen Idealvorstellungen gegenübersieht. 
Eine Quote für behinderte Frauen ergebe 
statt größerer Gerechtigkeit die Situation, 
daß bei zwei Bewerbungen die Frau ein- 
gestellt werden müßte, auch wenn sich 
der männliche behinderte Konkurrent 
aufgrund der Schwere seiner Beeinträch- 
tigung möglicherweise geringere Chan- 
cen auf dem Arbeitsmarkt ausrechnen 
müßte. Deshalb: Wenn Quote, danrı nicht 
in Konkurrenz zu den behinderten Män- 
nern, sondern zu den nicht behinderten 
Frauen. 

Übrigens: Wenn die idealtypische Vor- 
stellung von der Frau mit einem attrakti- 
ven Äußeren verbunden ist, so ist die 
Erwartung an den Mann, daß er stark, 
Intelligent und leistungsfähig ist. Im Zu- 
sammenhang mit der Doppeldiskriminie- 
rung wird häufig auch als Argument her- 
angezogen, die behinderte Frau sei da- 
durch doppelt benachteiligt, weil sie im 
Vergleich zu nicht behinderten Frau den 
Erwartungen an Attraktivität und Verkör- 
perung von Weiblichkeit nicht entspricht. 
Dabei entsteht der Eindruck, daß der 
behinderte Mann mit den Rollener- 
wartungen keine Mühe hat. Das stimmt 
natürlich nicht. Die These der doppelten 
Diskiminierung behinderter Frauen und 
ihre Implikationen sind nicht geeignet, die 
Situation der behinderten Menschen zu 
verbessern, auch nicht die Lebenssituati- 
on der Mehrzahl der behinderten Frauen. 
Sie dient vielmehr einigen wenigen dazu, 
sich über eine medienwirksame Vermark- 
tung der These zu profilieren. Die These 
und ihre Vermarktung bremsen die Kraft 
der Behindertenbewegung, indem sie 
Feindbilder aufbauen, konstruktive Lö- 
sungswege verstellen und die ehrliche 
Auseinandersetzung zwischen behinder- 
ten und nichtbehinderten Menschen er- 
schweren. Es kann uns Behinderten nicht 
darum gehen, alte Etikettierungen gegen 
neue auszutauschen, sondern uns der 
Etikettierungen zu entledigen, damit wir 
als diejenigen wahrgenommen werden 
können, die wir sind: Bürgerinnen und 
Bürger, die die volle gesellschaftliche 
Teilhabe einfordern. Dies ist der Perspek- 
tirenwechsel, den selbstbewußte Behin- 
derte vollzogen haben und den die nicht- 
behinderten Politikerinnen und Politiker 
nachvollziehen sollten. Die These der 
Doppeldiskriminierung speist sich im Ge- 
gensatz dazu aber aus dem archaischen 
„Wissen“ der nicht behinderten Gesell- 
schaftsmehrheit, daß behindert zu sein 
ein schweres Los ist, schwerer noch als 
tot zu sein. 


Wenn dieses an sich schon schwere Los 
durch das Frausein noch unerträglicher 
ist, kann dieser Ansatz kein Ansatz der 
Verständigung zwischen Behinderten und 
Nichtbehinderten auf der Basis des 
Perspektivenwechsels sein. Erist ein An- 
satz, der an die Schuldgefühle der Nicht- 
behinderten appelliert und ihre Sicht auf 
Behinderung als bemitleidenswerten Zu- 
stand akliviert und festschreibt. 


GaAßBRIELE Hanna, BERLIN 


Ich kann meine Existenz auf 
dieser Welt nicht von Frauen 
und Männern trennen 


Ar 7 guy 
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Mit großem Unbehagen habe ich als be- 
hinderte Teilnehmerin an der Fachtagung 
UNBESCHREIBLICH WEIBLICH am 
14.10.94 (in Berlin, veranstaltet von der 
Berliner Senatorin für Arbeit und Frauen, 
vergl. Magazin-Meldung der Nr. 4/94, 
Anm. d. Red.) teilgenommen. Für mich 
war die Art der Diskussionsleitung kein 
Vertrauensbeweis, um Hintergründe und 
Ursachen der doppelten Diskriminierung 
zu benennen und konkrete Diskriminie- 
rungen abzubauen. Wer gegen unter- 
schiedliche Behandlung ist, sollte nicht 
Gräben aufreißen, um Menschengrup- 
pen mit eigenständigen Problematiken 
zu spalten. 


Wollen wir Gleichstellung der „behinder- 
ten Frau“ unter den Behinderten? Wer 
kennt schon die ganze Problematik einer 
körperlichen und/oder geistigen Behinde- 
rung? Darum kann es m.E. nur heißen: 
Gleichbehandlung von Frauen und Män- 
nern im Verhältnis zur Behinderung! Und 
es Ist wichtig, Meinungen und Gebaren 
einzelner und selbst ernannter Repräsen- 
tantinnen nicht zum Dogma für die Behin- 
derten werden zu lassen, um damit die 
Spaltung von Menschen mit Behinderun- 
gen zu forcieren. Ich kritisiere, daß die 
konkreten Forderungen der Initiatorinnen 
einseitig und eigennützig waren und durch 
die Identifikation der eigenen Körperbe- 
hinderung kein Gehör für andere Lebens- 
bereiche {Entintimisierung der Heimbe- 
wohner etc.) zulie3. Der Rechtsanspruch, 
der mir als behinderte Frau nicht zusteht 
wie z.B. Ausbildung, Arbeit, selbst- 
bestimmt Leben und Wohnen, Pflege, 
Mobilität, Kulturanspruch realisieren, bau- 
liche Barrieren, Teilhabe am gesellschaft- 
lichen Leben u.v.m. gilt doch leider unein- 
geschränkt für die behinderten Männer 
und setzt keinen frauenspezifischen An- 
spruch voraus. 


Unter Zeitdruck wurde eine halbe Stunde 
vor Veranstaltungsschluß eine Berliner 
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Resolution durchgepeitscht, Von dieser 
hatten die übriggebliebenen Teilnehme- 
rinnen zu diesem Zeitpunkt erst inhaltlich 
durch Vorlesen Kenntnis erhalten. Diese 
merkwürdige Form demokratischen Ver- 
haltens darf aus formellen Gründen gar 
nicht akzeptiert werden. Inhaltlich kommt 
dieses Papier eher einer Ent-Solidarisie- 
rung mit den behinderten Männern gleich. 


Die Initiatorinnen sollten in allen 3 Punk- 
ten erkennen, daß die Diskriminierung 
behinderter Menschen nicht primär eine 
Frage der Geschlechterverhältnisse ist, 
sondern in erster Linie mit der Schwere 
der „Schädigung“ zusammenhängt. Da 
sich der Begriff der „doppelten Diskrimi- 
nierung“ auch in Nichtbehinderten-Krei- 
sen durchzusetzen scheint, ist es wichtig, 
diesen in den Betroffenenenkreisen um- 
strittenen Begriff noch einmal zu hinter- 
fragen. Er suggeriert nämlich, daß be- 
stimmte Probleme - wie aufgeführt - nur 
bei Frauen vorliegen und bei behinderten 
Männern nicht (z.B. Familienpflichten). 


Als Vorschlag zur Objektivierung der 
Behindertensituation schlage ich im Ge- 
gensatz zur Resolution eine Erarbeitung 
einer Dokumentation zur Lebenssituation 
behinderter Menschen vor, die nach Ge- 
schlechtern getrennt durchgeführt wer- 
den sollte, um einen Vergleich darzustel- 
ten. 


Ich habe gegen die Resolution gestimmt, 
weil sich meine Bedürfnisse auf die recht- 
liche Gleichstellung für alle Menschen 
mit Behinderungen konzentrieren. Sollte 
es zu einer Koordinierungsstelle kom- 
men, fordere ich sehr eindringlich, gleich- 
zeitig eine Plattform auch für andere 
Frauengruppierungen zu installieren (die 
ihre Formulierungen nicht selbst einbrin- 
gen können, alte Menschen, Heimbewoh- 
ner, etc.). 


UrsuLa LEHMANN, BERLIN 
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Die Bioethik-Konvention - 


„Menschenmaterial“ 


für die Forschung 


Seit gut einem Jahr steht im Europarat in 
Straßburg - nicht zu verwechseln mit dem 
Europaparlament und der Europäischen 
Union - die sogenannte Bioethik-Konven- 
tion auf der Tagesordnung. Das letzte 
Wort in dieser Sache wird das Minister- 
Kommittee des Europarates haben. Wann 
das sein wird, ist noch unklar. Nach der 
endgültigen Entscheidung reichen dann 
die Unterschriften von fünf Staaten - vier 
davon müssen EG-Staaten sein - um die 
Konvention in Kraft zu setzten. 


Ich kann an dieser Stelle nicht auf die 
Einzelheiten der Bioethik-Konvention ein- 
gehen. Aber doch soviel: 


Auf den ersten Blick sieht es so aus, als 
soliten viele Dinge, die allgemein als 
ethisch brisant oder fragwürdig gelten, 
verboten werden. Doch es gibt immer 
wieder Hintertürchen, die das scheinbar 
Verbotene dann doch möglich machen. 
Die Zauberformel lautet: Zum Zweck der 
Therapie oder zum Zweck der wissen- 
schaftlichen Forschung. Und was dient 
heute nicht der Therapie oder der wissen- 
schaftlichen Forschung? 


Beispielsweise werden dann auch Gen- 
tests an Arbeitnehmern als sogenannte 
„Vorsorge-untersuchung“ möglich sein. 
Die Ergebnisse dürfen an Stellen außer- 
halb des Gesundheits-sektors weiterge- 
geben werden, wenn nationale Gesetze 
das vorsehen. In deutschen Schubladen 
schlummern bereits entsprechende Ent- 
würfe. 


Zu Recht hat auch der geplante Artikel 6 
breite Empörung ausgelöst: Gemeint ist 
die Freigabe sogenannter einwilligungs- 
unfähiger Personen für die medizinische 
und gentechno-logische Forschung. Nicht 


Adresse und Telefon-Nummern der deutschen Delegation in der 
parlamentarischen Versammlung des Europarats finden sich 
ebenfalls in diesem Heft. JedeR ist aufgefordert, seinen/ihren 
Protest auszudrücken - anrufen, schreiben, was auch immer. 


Am 11. Februar 95 fand in Berlin eine Demonstration gegen die 
Verabschiedung der Bioethik-Konvention statt. Aufgerufen hat- 
te der „Spontanzusammenschluß Mobilität für Behinderte“. Die 
Internationale Liga für Menschenrechte, die Grauen Panther, die 
Lebenshilfe und viele Einzelpersonen schlossen sich an. Auf der 
Abschlußkundgebung plädierte Ursula Aurien für die ersatzlose 
Streichung der Bioethik-Konvention. 


einwilligungsfähig, das sind Menschen, 
die nicht in der Lage sind, selbst ihre 
Zustimmung für einen Eingriff zu geben. 
Zum Beispiel infolge einer geistigen oder 
körperliche Krankheit oder Behinderung; 
weil sie suchtkrank sind oder aus Alters- 
gründen. Mit anderen Worten: Es sind 
Menschen, die nicht in der Lage sind, nein 
zu sagen, wenn sie für medizinische 
Versuchszwecke benutzt werden sollen. 
Auch in derneuesten, scheinbar entschärf- 
ten Fassung, die am 2. Februar in Straß- 
burg beraten wurde, wird die Nutzung, 
man könnte auch sagen, die Ausnutzung 
einwilligungs-unfähiger Personen für die 
Forschung nicht ausgeschlossen; sie soll 
möglich sein, wenn ein unmittelbarer und 
bedeutender Nutzen für die Gesundheit 
zu erwarten ist. 


Die Benutzung wehrloser Menschen zu 
Veruschszwecken ist in Deutschland 
nichts Neues. Im Nationalsozialismus 
wurden zahllose Menschen Opfer medizi- 
nischer Experimente. Nicht umsonst rea- 
gieren wir heute hellhörig und äußerst 
sensibel, wenn es um Versuche an nicht 
einwilligungsfähigen Menschen geht. 
Nicht umsonst wurden im „Nürnberger 
Kodex“ von 1947, im Rahmen der Nürn- 
berger Arzte-Prozesse, Versuche an Min- 
derjährigen, geistig Behinderten und an- 
deren, die nicht freiwillig zustimmen kön- 
nen, für unzulässig erklärt. Aber schon 
1964 schränkte der Weltärztebund mit 
der Erklärung von Helsinki diese unmiß- 
verständliche Aussage bereits wiederein. 
Versuche und Eingriffe sind, so jedenfalls 
der Weltärztebund, dann zulässig, wenn 
sie mit Einwilligung des gesetzlichen Ver- 
treters bzw. Vormunds erfolgen. 


Ich frage mich aber, warum überhaupt 
Versuche an Menschen, die nicht selbst 
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zustimmen können, erlaubt sein sollen. 
Versuche an Menschen, die nicht freiwil- 
lig zustimmen können, sind, für meine 
Begriffe, unethisch! Gerade diejenigen, 
die sich am wenigsten wehren können, 
sind dabei am meisten gefährdet. 


Nur am Rande möchte ich erwähnen, daß 
wirinzwischen in Deutschland wiedereine 
gesetzliche Regelung haben, die unter 
bestimmten Bedingungen die Sterilisati- 
o n 
von Menschen, die nicht selbst zustim- 
men können. erlaubt. Betroffen davon 
s ) n d 
vor allem geistig behinderte Frauen. 


Die Bicethik-Konvention verspricht, ei- 
nen Rahmen zu schaffen zum Schutz der 
Menschen-rechte und der Menschenwür- 
de. Wie wir sehen, ist aber genau das 
Gegenteil der Fall. 

Hier wird ein Rahmen vorbereitet, der 
unter dem Deckmantel der Ethik die opti- 
male Verwertung von Menschen zum 
Zweck der Forschung sicherstellt. Der 
versprochene Schutz des Menschen und 
die Ethik der Konvention entpuppen sich 
als Mogelpackung. Die Menschen wer- 
den gerade nicht vor den Interessen von 
Medizin, Pharma-Industrie und Gen- 
technik-Lobby geschützt, sie werden ih- 
nen erst recht preisgegeben. 


Die biosthische Logik besagt: Lebens- 
recht als absoluter Wert rechnet sich 
nicht. Oder wie die Bioethiker selber sa- 
gen: Die „Heiligkeit des Lebens“ ist über- 
hoit, nicht mehr zeitgemäß. Mit Lebens- 
recht und Menschenwürde lassen sich 
eben keine Geschäfte machen. 


Die bioethische Logik macht aus man- 
chen Menschen wieder Un-Menschen, sie 
teilt wieder ein in wert und unwert, in 
lebenswert und lebensunwert, in Recht 
auf Leben und Pflicht zu sterben. Lebens- 
recht wird verteilt nach dem eugenischen 
Prinzip vom Recht des Stärkeren. Nicht 
mehrjederMensch sollper se einLebens- 
recht haben, sondern nur noch soge- 
nannte Personen, gemeint sind Men- 
schen, die ein Bewußtsein von sich selbst 
haben und zielgerichtet denken und han- 
deln können. 


Survival of the fittest ist wieder in. Eine 
solche Ideologie und eine solche Ethik 
bereiten den Boden für eine Politik, die für 
unproduktiv erklärte Menschen mehr und 
mehr aus der gesellschaftlichen Verant- 
wortung und Versorgung 'herausrechnet', 
im wahrsten Sinn des Wortes. 

50 Jahre nach Auschwitz ist die häufig 
kritisierte und auch als Rückständigkeit 
bezeichnete deutsche Empfindlichkeit, 
soll heißen, eine erhöhte Wachsamkeit in 
Richtung faschistischer Tendenzen, in 
keiner Weise überholt. Im Gegenteil. Die 
Erfahrung des deutschen Faschismus 
befähigt uns, bzw. sie sollte uns befähi- 
gen, genauer hinzusehen und hinzuhö- 
ren. Und sie verpflichtet uns zum Wider- 
stand! Wir können uns nicht noch einmal 
darauf berufen, nichts gewußt zu haben. 
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Noch ist nicht entschieden, wie die 
Bioethik-Konvention letztlich aussehen 
wird, und man kann darüber streiten, wie 
sie denn aussehen sollte. Ich meine, es 
ist müßig, einzelne Artikel ändern bzw. 
nachbessern zu wollen. Das Problem ist 
nicht ein einzelner Artikel, das Problem 
ist das ganze Ding an sich: 


Warum reichen die geltenden Menschen- 
rechts-Konventionen nicht aus, den 
Schutz der Menschenrechte und derMen- 
schenwürde sicherzustellen? Warum, wo- 
fürund für wen brauchen wir eine Bioethik- 
Konvention? 


Die geplante europaweite Angleichung 
der bioethischen Standards und Vernet- 
zung der Daten wird mit Sicherheit nicht 
unseren Interessen dienen, Diese Art von 
Ethik beruht auf einem Menschenbild, 
das zutiefst menschenverachtend und 
behindertenfeindlich ist. 


Was wir dagegen brauchen, ist eine Me- 
dizin, die sich wieder unzweideutig am 
„Nürnberger Kodex“ orientiert und die ih- 
ren Erkenntnis-gewinn nicht fragwürdi- 
gen Menschenversuchen verdankt. Jeder 
diagnostische und therapeutische Ein- 
griff am Menschen darf nur möglich sein 
mit dessen aktiver und informierter Zu- 
stimmung. Es sei denn, es handelt sich 
um akute Notsituationen. 


Was wir brauchen, sind nicht optimale 
Bedingungen für eine Forschung im Sinn 
der Bioethik-Lobby und der Pharma-In- 
dustrie, sondern bessere Bedingungen 
zum Leben. Gerade auch für behinderte 
Menschen. Wir brauchen nicht einen Frei- 
fahrtsschein zum Sterben, sondern glei- 
che Rechte zum Leben! 


Wir wehren uns ganz entschieden gegen 
die Bioethik-Politik der Entsolidarisierung 
und Entmenschlichung. 


Wir sagen Nein zum Verbrauch von Men- 
schen als Forschungsmaterial. 


Wir sagen Nein zur Degradierung von 
Menschen zu Ersatzteillagern und Roh- 
stofflieferanten. 


Es darf kein Patent auf menschliches 
Leben und Teile des Menschen geben. 


DerMenschistkeine Ware. Jeder Mensch 
hat ein Recht darauf, in seiner ihm eige- 
nen Existenz respektiert und geschützt zu 
werden. 


Lebensrecht darf niemals an irgendwel- 
che Bedingungen geknüpft werden! 


Die Bioethik-Konvention darf nicht verab- 
schiedet werden. Weder in der gerade 
vorliegenden Fassung noch in einer an- 
deren. 


UrsuLA Aurien, BERLIN 


en 


Die Gebrüder Wright und 
der Flug über den Atlantik 


„Man muß lernen. Wir sind jetzt vielleicht 
in einer Phase, wo die Gebrüder Wright 
ein Flugzeug konstruieren wollten, daß in 
einer Anfangsphase vielleicht 200 m fliegt, 
aber irgendwann einmal auch über den 
Atlantik“. So versuchte Prof. Walter, 
Neuropathologe der Medizinischen Hoch- 
schule Hannover, den anwesenden 
JournalistInnen während einer Presse- 
konferenz seine „Gründerstimmung“ na- 
hezubringen. 

Am 29. Januar ging es jedoch nicht um 
Flugzeugbau, sondern um ein äußerst 
umstrittenes medizinisches Experiment: 
die Verpflanzung von Fötengewebe bei 
Parkinson-PatientInnen. Der Pressekon- 
ferenz vorausgegangen war ein Antrag 
der hannoverschen Arbeitsgemeinschaft 
Neurotransplantation an die Ethik- 
kommission der medizinischen Hoch- 
schule. Menschliches Fötengewebe solle 
in Ratten verpflanzt werden, um, so Prof. 
Samii vom Nordstadtkrankenhaus Han- 
nover, „unsere Infrastruktur und unser 
Können zu verbessern.“ 

Der Pressekonferenz vorausgegangen 
war auch ein Symposium zur Neurotrans- 
plantation, unter Ausschluß jeglicher kri- 
tischer Öffentlichkeit. Die wenigen einge- 
ladenen Journalistinnen waren von den 
Veranstaltern handverlesen worden. 
Selbst die Pressestelle der medizinischen 
Hochschule erfuhr erst durch Nachfrage 
vom Symposium. Daraufhin berief die 
Leiterin, Frau Möller, eine Pressekonfe- 
renz ein, um noch dem minimalsten 
Mindeststandard öffentlicher Informa- 
tionspflicht nachzukommen. Nichts ge- 
naues war jedoch von den anwesenden 
Forschern, Prof. Walter, Prof. Samii und 
Prof. Dengler von der Neurologischen 
Klinik zu erfahren. Konkrete Fragen zur 
Finanzierung, Patentierung, internationa- 


Demonstration gegen Bioethik-Konvention in Berlin 
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len Zusammenarbeit und Ausschluß der 
Öffentlichkeit blieben weitgehend unbe- 
antwortet. 
Zuweilen hatte man den Eindruck, daß 
zwar nicht über Flugzeuge, wohl aber 
über die moderne Leitmaschine, den 
Computer, geredet wurde. Prof. Walter 
berichtete über die „ethische" Diskussion 
während des Symposiums: „Letztlich 
herrschte Konsensus darüber, daß die 
Nervenzellen, die mit übertragen werden, 
.. ein genetisches Grundprogramm ha- 
ben, daß aber die eigentliche Software ... 
auf diesen Zellen noch nicht aufgeladen 
ist.“ Für die christlich motivierten Neuro- 
wissenschaftler hatte Prof. Gründel von 
der theologischen Fakultät in München 
eine schriftliche Handlungorientierung 
angeboten: „Der sittlichen Rechtfertigung 
der wissenschaftlichen Verwendung fö- 
taler Zellen, kann entsprochen werden, 
wenn ein solches Vorgehen unabhängig 
vom Abbruch gestellt wird.“ Das ist mo- 
derne katholische Sittenlehre: eine Ver- 
fahrens-Regel. Und überhaupt, eigent- 
lich entzieht sich die forschende Tätigkeit 
nach Meinung der anwesenden Wissen- 
schaftler jeglicher Beurteilung. 
Man experimentiert an Tier und Mensch, 
man baut eine Infrastruktur auf, man bie- 
tet „Konsum von Gewebe“ als Therapie- 
konzept an. Prof. Walter: „Wir stellen das 
so vor, wie as ist. Es istnichtan uns, das 
begründen zu müssen. Wir wollen eine 
Begründung haben, warum wir das nicht 
machen dürfen, von der Gesellschaft.“ 
Das ist die Umkehrung der Beweispflicht 
nach dem Motto: „Wer Heilung behaup- 
tet, hat immer recht".Der positivistische 
Wissenschaftsblick macht blind für die 
unzumutbaren Folgen: Frauen werden zu 
Lieferantinnen von Gewebe für medizini- 
schen Handlungsbedarf. Die Pflege und 
i . Begleitung von Änge- 
M 3 hörigen und Arz- 
Hi | tInnen wird zum Schei- 
> | tern und Nichtstun. 
Menschenversuche 
an Schwerkrankenje- 
doch gehören in den 
Handlungsbereich mo- 
derner Medizin. „Die 
Wissenschaft schrei- 
tet voran", sagte Prof. 
Walter auf der Pres- 
sekonferenz. Aller- 
dings nicht bruchlos. 
Als die Gebrüder 
Wright 1903 ihren er- 
sten Flug unternah- 
men, haben sie sich 
immerhin noch selbst 
in ihre technische Er- 
findung gesetzt. 


m, 


i 


Erika FEYERABEND, 
Essen 
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LeserInnenbriefe 


Schule undBehinderung 


Zu der Frage: Sollen Kinder und Jugendliche 
mit Behinderungen eine Regelschule oderlie- 
bereine Sonderschule besuchen, gibt es so- 
wohl unter Pädagogen als auch unter Betrof- 
fenen recht unterschiedliche Auffassungen. 
Der Gedankenaustausch istnoch sehr zag- 
haft. Zwarhat,die randschau*inihrer Ausga- 
be 3/94 einige Beiträge zu diesem Problem 
veröffentlicht, ich habe aber den Eindruck, 
daß sich nur ein sehr kleiner Kreis dazu äu- 
Bert. 

Eigentlich wollte ich gegen die Auslassungen 
von Martin Eisermann und Bettina Theben in 
Bezug auf die LAGH (vgl. „Nichts kann uns 
aufhalten. Alles ist möglich.“ in „dr“ 3/94, 
KIDS, 22/23, d. Red.) Stellung nehmen, ich 
halte es aber für sinnvoller, meine Meinung 
zum 0.9. Problem darzulegen undso evil. zu 
einer offenen Diskussion anzuregen. 

Mein eigener Lebensweg vermittelt mir zwei 
Erfahrungen: 

1. Das Leben nach dem Verlassen der Blin- 
denschule war ungeheuerschwer, daich mich 
nach vielen Jahren behütet sein in der Welt 
kaum zurecht fand und mir ziemlich verlassen 
vorkam. Die Tatsache, daßich das Abitur und 
das Studium im Kreis von Sehenden ohne 
größere Probleme geschafft habe, zeigte mir, 
daß ein Lernen Blinder unter Sehenden mög- 
lich ist, 

2. In der Blindenschule habe ich die notwen- 
digen Techniken und Kenntnisse erlangt, die 
mir den weiteren Lebensweg ermöglichten. 
Denn nur, wenn man die Blindentechniken 
{u.a. der Umgang mit der Punktschrift) be- 
herrscht, kann man auch unter Sehenden 
problemlos lernen. Das ist aber ein Prozeß, 
der mehrere Jahre in Anspruch nimmt. Ich 
kannmir schlecht vorstellen, daß ein blindes 
Kind, das sofort mit Schulbeginn in die Regel- 
schule integriert wird, die Fertigkeiten im Be- 
herrschen der Blindentechniken erlangt, die 
für ein problemloses Mithalten mit den ande- 
ren notwendig sind - abgesehen von solchen 
Fächern wie z.B. Sport, an die bei einem 
blinden Kind ganz anders herangegangen 
werden muß als bei einem Sehenden. 
Undnoch eins: Ich hätte nie die Selbständig- 
keit erlangt, dank derer ich heute voll am 
Leben der Gesellschaft teilnehme, wenn ich 
zu Hause geblieben und von meiner Mutter 
sorglich behütet worden wäre. Der Aufenthalt 
im Internat der Btindenschule ist mir sehr 
schwer gefallen und die Ergebnisse hätten 
sich vielleicht auch anders erreichen lassen, 
aber Ich weiß, daß ich unter dem Schutz 
meiner Mutter selbst bei entsprechender An- 
leitung kaum die heutige Selbständigkeit er- 
langthätte. 

Was ich sagen will: Es gibt nicht immer von 
vornherein ein entweder oder, sondern man 
muß gut abwägen, wasfürein Kind das Beste 
ist. Ich bin für Integration, aber nicht unter 
allen Umständen. Die Eltern und die Kinder - 
wenn sie alt genug sind - sollten entscheiden, 
was sie für das Beste halten. Um entscheiden 
zu können, müssen aber Wahlmöglichkeiten 
vorhanden sein. Und deshalb sollten auch 
Sonderschulen in gewissem Umfang existie- 
ren. 

Ich kann mir vorstellen, daß die Frage, was 
das jeweils Beste ist, stetsindividuellaufdas 
Kind zugeschnitten beantwortet werden muß. 
Und diese Antwort kann selbstverständlich 
nichtirgend eine Behörde finden, sondern das 
müssen die Betroffenen selbst tun, Eine sol- 


che Entscheidung könnte auch zugunsten 
einer kombinierten Form ausfallen, z.B. die 
ersten zwei bis drei Schuljahre in einer Son- 
derschule, danach Integration in eine Regel- 
schule. Rückblickend würde ich z.B. dies für 
mich als mögliche Form betrachten. Ich bin 
durchaus nicht der Meinung, daß es nötig 
war, die gesamte Grundschulzeit in der 
Blindenschule zuzubringen, aber ein paar 
wenige Jahre zum Erlernen der Grund- 
techniken halte ich schon für günstig. 


Mir ist klar, daß dieser Beitrag bei einigen 
Lesern Widerspruch auslösen wird. Das ist 
aber nichtdas Problem, sondern gerade der 
Austausch vieler Meinungen kann uns helfen, 
uns in die Gedanken des anderen hinein zu 
denken. 


Dr. Manfred Schmidt, Berlin 
Vorsitzender derLAGHBerlin 


%* 


Die Linke und Behinderung/ Schwerpunkt 
4/94 


Bei den meisten Punktenbin ich der gleichen 
Meinung wie Ihr, auch bei dem Punkt, daß 
Linke Behinderte diskriminieren und sich oft- 
mals sehr ungeschickt mit Behinderten an- 
stellen, aber es kommtmir zu pauschalrüber. 
Ihrschreibt so, alswenn alle Linken die Behin- 
derten unterdrücken würden, und dagegen 
habe ich etwas. 

Eure vehemente Verurteilung alles Linken 
macht sich an so Sätzen bemerkbar - Zitat 
Artikel von Thomas Schmidt: „... daß die im- 
mer gehätschelte Widerspenstigkeitgnaden- 
losbekämpft wird, sobald sie linken Machtha- 
bern im Wege steht.“ (Schmidt schreibt vor 
Machtambitionen, nicht von „Machthabern“, 
d. Red.} So ein Satz, finde ich, ist wohl ein 
bißchen zu heftig, denn nicht alle Linken be- 
kämpfen Widerspenstigkeit. Aber die „Linke“ 
wird wohl so rassistische Auswüchse be- 
kämpfen müssen, wie Althans, Singer, GSG 
9, Beckstein und sonstige Polizeistaats- 
fanatiker. 

Ihr meint wohl nicht mit links: Joschka Fi- 
scher, Daniel Cohn Bendit, DKP, die Grünen, 
oder? Einige, die sich als links bezeichnen, 
sind in die Esoterik geflüchtet, indie „eigenen 
vier Wände“ oder driften immer mehr nach 
rechts ab wie etwa Daniel Cohn Bendit oder 
Joschka Fischer, der etablierte Grüne. Den 
Großteil der Linken und Grünen kann man 
einfach vergessen. Die denken, man kann 
den Kapitalismus mitall seinen Auswüchsen 
reformieren, statt ihn von der Wurzel her zu 
bekämpfen. 

Wenn Ihr schon merkt, daß sich Zustimmun- 
gen gegen unsrichten, warum sucht Ihrdann 
den Konsens mit dieser Umfallerpartei (quer 
durch die Bank). Einen sehr bedenklichen 
Satz von Lothar Sondfort sehe ich darin zu 
sagen: „Bündnis 90/Die Grünen können wir 
{Im Gegensatz zu den Altparteien) nutzen für 
unsere Interessen.“ Somanche/rwurde dabei 
schon benutzt. Die Grünen wollen mitregieren 
und sonst nichts, auch für den Preis, den die 
Macht kostet und am Ende kosten sie ihre 
Macht aus (auch gegen uns). 


Jetzt zu mir: ich bin einer von den noch 
lebenden Rakikalen Linken. Auch wenn ich 
selber im Rolli sitze, sehe ich den Grund, 
warum ich diskriminiert werde, eben schon in 
diesem kapitalistischen System, genauso 


wenn Frauen, Schwule, Schwarze usw. un- 
terdrückt werden. Ich bin bei einer linken 
Gruppe, in derich als Krüppelbestimmtnicht 
unterdrückt bin. Die Themen, mit denen wir 
uns beschäftigen, sind Kapitalismus, Anti- 
Atompolitik, Anti-Gentech, Rassismus, 
Faschos, Diskriminierung, gegen patriarchare 
Strukturen, Ökologie, soziale Verelendung 
usw. Dieser BriefisteinBeitragfürBehinderte 
und Linke. Denn nur, wenn sich alle zusam- 
men gegen die Herren der Welt und deren 
Knechtse wehren, können diese Unter- 
drückungsmechanismen zerschlager werden. 
Entweder wir halten diese Ausbeutung von 
Mensch und Natur auf oder es wird in der 
Barbarei enden (sehrfreinach Rosa Luxem- 
burg). 


Mit rolligem Gruß R 
Max Hölzl, ein Mitglied der Ökologischen 
Linken, München 
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Die Linke und Behinderung’ Schwerpunkt 
4/94 


Liebes randschau-Team, 


auch ich lese schon geraume Zeit Eure Zeit- 
schrift, Immer wieder fällt mir auf, daß Ihr das 
Blättchen aufintellektueller Körperbehinder- 
ten-Schiene fahrt, aufgemotzt mit ein paar 
spätpubertären Feministen(??, d. Red\.)-Re- 
voluzzer-Artikelchen. Die 68er-Bewegungist 
vorbei, das müßt Ihr gemerkt haben. Mit der 
Zeit geht Ihr ja, die Gentechnologie ist Euch 
nichtfremd, 


Sicher willich die Wichtigkeit nichtabstreiten, 
und auch die Möglichkeiten, wieein Rollstuhl- 
fahrer studieren kann, müssen aufgeführt 
werden. Trotz alledem gibt esfür Euch keine 
anderen Behinderungsarten. Doch stop, die 
geistig Behinderten, die Ihr ständig integriert 
haben wollt, erscheinen auch regelmäßig. Der 
Ansatz ist gut, aberich bin desLesens schon 
müde, immer die selbe Leier, es ist ein im 
Kreise drehen und allmählich langweilig. Eure 
Arbeit vor Ort mit geistig Behinderten würde 
mich hier interessieren und EuerWissen über 
das, was wirklich möglich ist. Ein solcher 
Behinderterhatsichernoch nie dazu Stellung 
genommen, soll ja auch egalsein... 


Selber bin ich Stotterer, situationsbedingt und 
sehr stark von dermomentanenpsychischen 
Situation abhängig. Was da z.B. so abläuft bei 
Stotterern, wißtihr überhauptnicht. Jemand, 
der sich immer gut auszudrücken vermag, 
mag vielleicht im Rollstuhl sitzen, die Sprach- 
organe sind in Ordnung und die Probleme auf 
seine Mobilität beschränkt; Punkt, und erhat 
seinen Artikel wieder. 

Appellan Euch Zeitungsmacher, mehr Trans- 
parenz zu zeigen und das Blatt nicht nur für 
Euch zu gestalten. Ändere Leute fühlen sich 
überhaupt nicht angesprochen, weil sie es 
auch nicht werden. Ihrklagt über mangelnde 
Einnahmen und erkennt den Grund nicht? 
Doch, ich glaube, den wißt Ihr genau, aber mit 
oftfanatischem Gedankenqutlassensichnicht 
mehr viele Anhängerfinden. Was interessiert 
mich der Prozeß von Birgit Hogefeld, aber in 
irgendeinen intellektuellen Zusammenhang 
läßt sich das schon kitten. 


Uwe Müller, Ratingen 
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OFFEN FÜR 
SINNVOLLE 
PROJEKTE! 


u 
ae Unterschied. r Aa SEL es: Das a uns als Partei ( n Rn AL 
Abgeordneten -Diäten un Umweltprojekte so einmalig! CHR 
Parteieinnahmen kommen An kturen, = . un 
bei den GRÜNEN Gegenöffendlichkeit, 
in einen großen Sack. Kultur von unten, 
Aus diesem fördern wir Autonome Frauenprojekte, 
Projekte wie: Antifaschismus-Gruppen, 


Friedensinitiativen, 
Solidaritätsprojekte, 
Selbsthilfe, 

AKW Widerstand, 
Selbstverwoltete Betriebe, 
Knastinitiativen, 
Alternativen zur Psychiatrie, 
Altenselbsthilte. 


Huck diese 
Leitschjfl 
wutde unieisiilgl! 


DIE GRÜNE 
Ökofonds 
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Hg.: krüppeltopia e.V., Mombachstr. 17, 34127 Kassel 


Postvertriebsstück * Entgelt bezahlt 
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parlamentarischen Versammlung 
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(Stand Februar 1995) 
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Bundeshaus, Görrestr. 15, 53113 Bonn 
Übrigens: Protest-Faxe sind schnell und effektvoll! 


Krüppelfrauengruppe Berlin 


Weiblich - nicht nebenbei 


Zum Begriff der doppelten Diskriminierung und zur feministischen Theorienbildung 


Die Darstellungen im Papier von Gabriele Hannah sind stark verkürzt und spiegeln in keiner Weise die 
Diskussionen wieder, die in den letzen Jahren in Krüppelfrauenzusammenhängen gelaufen sind. Aus Anlaß 
dieses Papiers wollen wir auf die angesprochenen Punkte reagieren. Dabei nehmen wir nicht detailliert zu 
Einzelheiten Stellung, sondern zeigen ein paar grundsätzliche Überlegungen zur Theoriebildung auf. 


Die Auseinandersetzungen auf dem 
Krüppeltribunalim Dezember 1981 hatten 
entscheidenden Einfluß auf die Diskus- 
sionen der Krüppelbewegung der folgen- 
den Jahre. Es war der Kristalisationspunkt 
der Krüppelbewegung, bei dem viele 
grundsätzliche Forderungen entwickelt 
wurden. Wer sich auf die historische 
Spurensuche des Begriffs der‘doppelten 
Diskriminierung behinderter Frauen’ be- 
gibt, stößt auf die Frauenvorbereitungs- 
gruppe für dieses Tribunal. Bei der Dar- 
stellung ihrer Arbeit brachten sie ihre Po- 
sition folgendermaßen auf den Punkt: 
“Hierbei (beim Anklagepunkt ‘behinderte 
Frauen’ auf dem Krüppeltribunal, d. Verf.) 
ging es uns weniger um Wissenschaftlich- 
keit als um die Darstellung unserer Betrof- 
fenheit und Wut über die dreifache Diskri- 
minierung, die wir als dem kapitalistischen 
Konkurenzkampf Unterworfene, als Frau 
undals Behinderte in dernichtbehinderten 
Männemelt erfahren.” 
{Krüppeltribunal 1983; 
5.99) 

Die indenfolgenden Jah- 
ren verwandte Bezeich- 
nung der ‘doppelten Dis- 
kriminierung' wurde zuun- 
serern politischen Kampf- 
begriff. 

In der Folgezeit trafen 
sich immer wieder be- 
hinderte Frauen, umsich 
mit ihrer eigenen Le- 
benssituation auseinan- 
derzusetzen, sich gegen 
konkrete Diskriminierun- 
gen zu wehren und um 
die Diskussionen, die im 
Rahmen feministischer 
Thecoriebildung stattfan- 
den, auf ihre eigene Le- 
benssituation zu übertra- 
gen. Die Krüppelfrauen- 
gruppenbotenneueFor- 
men der Diskussion, im 
Gegensatz zu den un- 
terschiedlichen Netzwer- 
ken behinderter Men- 
schen (z.B. VdK, Reichs- 
bund), die wie immervon 
Männern dominiert wer- 
den, die die Macht unter . 
sich aufteilen. In ge- 
mischten Selbsthilfe- 
gruppen und Verbänden 
sind wir den selben patri- 
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Gewalt gegäfi 
schen. In gemis 
schnell wiede 
se von Gewa 
satz zu behi 
Gewalterfahr 
en keineswegs ne 
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Damit Frauen ihre Auseinandersetzun- 
gen führen können, brauchen sie Frauen- 
räume, die auch institutionell verankert 
werden müssen. In vielen Bereichen sind 
diese Frauenräume in den letzten Jahren 
selbstverständiich geworden. Deshalb 
erscheint uns eine grundsätzliche Dis- 
kussion über die Notwendigkeit dieses 
Frauennetzwerkes einfach unzeitgemäß. 
Bei der Erarbeitung der konkreten Diskri- 
minierungen spielt unsere Arbeitssituati- 
on immer eine entscheidende Rolle. In 
der Diskussion um Quotierung geht es 
nicht darum, “Behindertenquoten” gegen 
“Frauenquoten” auszuspielen. Diese Dis- 
kussion um Quoten ist nicht vom Himmel 
gefallen, sondern beruht auf unterschied- 
lichsten Erfahrungen mit gesellschaftli- 
cher Ausgrenzung. Bei der Frage, ob be- 
hinderte Frauen auf dem Arbeitsmarkt in 
besonderer Weise diskriminiert werden, 
sprechen die Zahlen eine klare Sprache. 
Die Erwartungen, die 
auf dem Arbeitsmarkt 
an Behinderte ge- 
stellt werden, sind 
nicht geschlechtslos. 
Somit sindbehinder- 
te Frauen neben der 
behindertenspezifi- 
schen Ausgrenzun- 
gen immer auch den 
sexistischen Diskri- 
minierungen ausge- 
setzt. In allen Ausbil- 
dungsstätten sind 
Frauen mit einem 
Drittel unterreprä- 
sentiert, obwohl sie 
meist die höheren 
Leistungen erbrin- 
gen. Fatalerweise ist 
ihr Anteil mit 40 % in 
den Werkstätten für 
Behinderte vergleichs- 
weise hoch. Diese 
stehen am untersten 
Ende der Hierarchie 
von Arbeitsverhält- 
nissen und bieten 
keinen Zugang zum 
allgemeinen Arbeits- 
markt. 

Für kapitalistische 
Gesellschaften wie 
dieBRD istnebender 
Klassenunterdrük- 
kung Sexismus ein 
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Grundpfeiler der Herrschaftssicherung. 
Ausgehend von dieser Erkenntnis began- 
nen Feministinnen in den siebziger Jah- 
ren ihre Situation zu erforschen und ge- 
gen die Benachteiligung von Frauen in 
allen gesellschaftlichen Bereichen poli- 
tisch vorzugehen. Aus der Entdeckung 
von Gemeinsamkeiten unter Frauen und 
aus dem gemeinsamen Kampf gegen die 
gesellschaftlichen Machtverhältnisse ge- 
wann die Bewegung ihre Stärke, Vor die- 
sem Hintergrund wurden die real existie- 
renden Unterschiede in den Lebensver- 
hältnissen von Frauen ignoriert. Für be- 
hinderte Frauen und behinderte Lesben, 
die sich der Frauenbewegung zugehörig 
fühlten, war es schwierig sich in diese 
Bewegung einzubringen, ohne einen Teil 
ihrer Identität zu verleugnen. Der femini- 
stische Slogan “Das Private ist politisch” 
hatte und hat für uns behinderte Frauen 
eine doppelte Bedeutung. Der Begriff der 
doppelten. Diskriminierung bot uns die 
Möglichkeit, unsere Erfahrungen nicht nur 
als abweichend von denen der nicht- 
behinderten Frauen zu beschreiben, son- 
dern unsere Lebenssituation auch struk- 
turell auf den Punkt zu bringen. Die Wei- 
terentwicklung der feministischen Theo- 
rie in den achtziger Jahren und die Kritik 
schwarzer Frauen an der Begrenztheit 
des weißen Feminismus könnten auch 
dazu beitragen, die bestehende Ignoranz 
der Frauenbewegung gegenüber den 
Positionen und Forderungen behinderter 
Frauen aufzubrechen. 

Überlegungen darüber, wie weit behin- 
derte Frauen die Diskussionen innerhalb 
der feministischen Theoriefür sich nutzen 
können, stecken noch sehr in den Anfän- 
gen. Entscheidend ist für uns, daß die 
verschiedenen Formen der Diskriminie- 
rung nicht einfach addiert, sondern als 
unterschiedliche Herrschaftsverhältnisse 
sichtbar gemacht werden, die auch für 
behinderte Frauen und Männer unter- 
schiedliche Konsequenzen haben. Der 
Sexismus, den weiße, nichtbehinderte 
Frauen erfahren, ist nur eine Ausprägung 
dieses Herrschaftsverhältnisses. So ver- 
kehrt sich die Forderung nach Mutter- 
schaft und Familienorientierung an nicht- 
behinderte Frauen für uns in ihr Gegen- 
teil. Als behinderte Mädchen und Frauen 
leben wir in einer sexistischen Gesell- 
schaft. Die Unterdrückung, die wir hier 
erleben, ist ein dichtes Geflecht aus 
Behindertenfeindlichkeit und Sexismus, 
für dessen Charakterisierung der Begriff 
“Doppelte Diskriminierung” nicht ausreicht. 
Behinderte Männer sind in allen gesell- 
schaftlichen Bereichen mit Behinderten- 
feindlichkeit konfrontiert. Aber als Männer 
haben sie, wenn auch nicht in gleichem 
Umfang wie Nichtbehinderte, an der Macht 
und den Privilegien teil, die Männer im 
Patriachat innehaben. 

Wichtige Impulse für eine feministische 
Selbstdefinition behinderter Frauen kom- 
men für uns aus der Diskussion um Gleich- 
heit und Bifferenz, von der Annedore 
Prengel meint, daß diese für eine femini- 
stische Politik und Wissenschaft unerläß- 
lich ist. Dabei sind die Forderungen nach 
Gleichheit, wie sie von der neuen deut- 


Emblem des Hessischen Netzwerkes behinderter Frauen 


schen Frauenbewegung in den siebziger 
Jahren entwickelt wurden, Ausgangspunkt 
unserer Überlegungen, hinter die wir in 
keiner Weise zurückgehen wollen. Doch 
für uns kann die Forderung nicht heißen, 
so werden zu wollen, wie die Männer und 
nach ihren Spielregeln zu agieren. So 
fordern wir für unsere politische Arbeit in 
gemischten Gruppen nicht nur die gleich- 
berechtigte Teilhabe, sondern auch eine 
andere Arbeitsteilung und eine neue Be- 
wertung von Machtverhältnissen, Dies 
setzt voraus, daß sich auch Männer auf 
verschiedenste Art und Weise einemThe- 
ma annähern, nicht nur über die theoreti- 
sche Analyse. 

Neue Gedanken für die Auseinanderset- 
zung um unsere Lebenssituation fanden 
wirbeim demokratischen Differenzbegriff, 
der für uns kein Gegenmodell, sondern 
eine Weiterentwicklung der Diskussion 
um Gleichheit bietet, da er eine Möglich- 
keit darstellen kann, unterschiedliche Le- 
bensformen zu analysieren. Annedore 
Prengel schreibt: “Weil im Hauptstrom 
demokratischer Denktraditionen kein ei- 
genes Konzept von Differenz ausgebildet 
wurde, bleibt Emanzipation teilweise nur 
Assimilation, mit allen Vor- und Nachtei- 
ien, die mit Assimilation regelmäßig ein- 
hergehen” (Prengel 1990; S. 123). In die- 
sem Konzept der Differenz können auch 
unsere verschiedenen Lebensformen ih- 
ren Platz haben. Nach Prengels Meinung 
muß die feministische Theorie Kategorien 
für die Analyse weiblicher Lebens- 
zusammenhänge entwickeln. Dabei sol- 
len die gesellschaftlichen Kontexte und 


die ihnen inne wohnenden Ambivalenzen 
und Potentiale sichtbar werden {Prengel 
1990; S, 122). Der Differenzbegriff kann 
für uns wichtig sein, da die Differenzen 
nicht einfach so da sind, sondern von den 
dominanten Lebensformen verdrängt, 
verborgen, entwertet und ausgebeutet 
sind. Sie sind neu zu entdecken und zu 
ihrereigenen Sprachezubringen (Prengel 
1990; S. 123). 

Wenn unsere Erfahrungen einmal deut- 
lich geworden sind, kann es auch Formen 
des Dialogs geben, die jedoch nicht ohne 
Widersprüche bleiben können: “Wennsich 
Forscherinnen - ob Feministinnen oder 
nicht - jedoch behinderten Menschen als 
Forschungssubjekte zuwenden, haben sie 
nur wenige Instrumente, um unsere sub- 
jektive Realität zu verstehen, weil unsere 
eigene Definition der Erfahrung von Be- 
hinderung in der allgemeinen Kultur feh- 
len” (Morris 1994; 5. 71). 
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